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Liebe Kollegin, lieber Kollege,

Sie halten die aktualisierte Neuauflage lhres Kollektivvertrages in den Handen. Darin sind wichtige
Anspriche aus lhrem Arbeitsverhdaltnis geregelt. Darunter auch solche, auf die es keinen gesetzlichen
Anspruch gibt, wie zum Beispiel Urlaubs- und Weihnachtsgeld.

Ein Kollektivvertrag

- schafft gleiche Mindeststandards bei der Entflohnung und den Arbeitsbedingungen fur alle Arbeit-
nehmer:innen einer Branche,

- verhindert, dass die Arbeithehmer:innen zu deren Nachteil gegeneinander ausgespielt werden
kénnen,

- schafft ein grokeres Machtgleichgewicht zwischen Arbeitnehmer:innen und Arbeitgebern und
- sorgt fur gleiche Wettbewerbsbedingungen zwischen den Unternehmen einer Branche.

Die Gewerkschaft GPA verhandelt jedes Jahr Gber 170 Kollektivvertréige mit den zustédndigen Arbeit-
geberverbdnden. Damit ein neuer Kollektivvertrag abgeschlossen oder ein bestehender verbessert
werden kann, muss es inhaltlich zu einer Einigung kommen. Oft gelingt das erst nach mehreren Ver-
handlungsrunden, manchmal muissen wir als Gewerkschaft Druck bis hin zum Streik erzeugen. Als
Gewerkschaftsmitglied tragen Sie entscheidend zu jener Starke bei, mit der wir Forderungen im Infe-
resse der Arbeitnehmer:innen durchsetzen kénnen. Deshalb méchten wir uns bei dieser Gelegenheit
herzlich fur Ihre Mitgliedschaft bedanken.

Sollten Sie zu Inrem Kollektivvertrag oder Ihrem Arbeitsverhaltnis Fragen haben, stehen wir Ihnen ger-
ne zur Verfugung.

Mit freundlichen Grifen

Barbara Teiber, MA Mario Ferrari Die Kolleg:innen des Zentralbetriebsrates
Vorsitzende Bundesgeschaftsfuhrer der Didzese Linz
KV-Highlights:

- Fur die Beschaftigten der Didzese Linz (§ 38 KVdDL) werden die Gehdélter im Kollektivvertrag
2026 um 2,75 Prozent erhéht und auf ganze Euro aufgerundet.

- Ebenso um 2,75 Prozent erhéht werden alle valorisierbaren Ist-Gehaltsbestandsteile (ausge-
nommen DRAZL) sowie der Pensionskassenbeitrag und der Stundensatz fir die Abgeltung
der Rufbereitschaft in der Krankenhausseelsorge (§ 39 KVdDL) angehoben.

- Der Mittagessenzuschuss (gemaf § 19 iVm § 39 KVdDL) wird von 60,00 Euro auf 82,50 Euro im
Monat (bei Vollzeitanstellung, aliquot bei Teilzeitbeschaftigung) angehoben. Der Tageswert
far 15 fiktive Arbeitstage erhoht sich dadurch von 4,00 Euro auf 5,50 Euro.

GPA Servicecenter:
Hotline: 05030121, service@gpa.af, www.gpa.at, facebook/gpa
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1. GELTUNG

§ 1 Geltungsbereich

Der Kollektivvertrag der Diézese Linz (KVdDL) gilt
(1) radumlich fur das Gebiet der Didzese Linz;

(2) fachlich far alle Rechtstréger:innen in der Dibzese
Linz'); ausgenommen vom Geltungsbereich sind die
Caritas Oberoésterreich und ihre Einrichtungen und
die Kirchenzeitung der Didzese Linz;

(3) personlich fur alle?) Dienstnehmer:innen, die im
fachlichen Geltungsbereich beschaftigt sind und de-
ren Dienstverhdltnis nach dem 31.12. 2000 begonnen
hat. Far Dienstnehmer:innen, deren Dienstverhdltnis

vor dem 1. 1. 2001 begonnen wurde, gilt dieser Kollek-
tivvertrag, soweit das im Einzeldienstvertrag verein-
bart ist.

(4) Ausgenommen von den Bestimmungen des Kollek-
tivvertrages sind Ferialangestellte®), Praktikant:innen
im Kirchenbeifragsdienst und Praktikantiinnen im
Rahmen einer Ausbildung oder einer beruflichen
Orientierungsphase?), fallweise Beschaftigte®), Forst-
arbeiter:iinnen, soweit der KV fur Gufsangestellte in
OO zur Anwendung kommt, sowie Professor:iinnen
der Katholischen Privat-Universitat Linz.

§ 2 Geltungsdauer

(1) Der Kollektivvertrag tritt mit 1. 1. 2001 in Kraft.

(In dieser Fassung sind alle Anderungen bis zum 1. J&nner
2026 enthalten.)

(2) Der Kollektivvertrag kann von beiden Teilen unter
Einhaltung einer 6-monatigen Kundigungsfrist zu je-
dem 30. 6. / 31. 12. mittels eingeschriebenen Briefs ge-
kiindigt werden.

(3) Bei Kindigung des Kollektivvertrages werden wéh-
rend der Kundigungsfrist Verhandlungen wegen Er-
neuerung oder Abdnderung des Kollektivvertrages
gefuhrt.

(4) Die Gehaltsansatze des § 38 KVdADL sowie der in
§ 39 KVdDL geregelte Pensionsbeitrag werden jahrlich
zum 1. 1. im Einvernehmen zwischen den Vertragspar-
teien valorisiert. Die Ubrigenim § 39 KVdDL geregelten
Satze werden einvernehmlich innerhalb angemesse-
ner Frist valorisiert. Die Verhandlungen dazu finden
jahrlich statt und orienfieren sich insbesondere am
Kirchenbeitragsaufkommen der Diézese Linz und an
der allgemeinen Lohn- und Gehaltsentwicklung in Os-
terreich, im Speziellen die rollierende Inflation fur den
Zeitraum 01.11. des Vorjahres bis 31.10. des akfuellen
Jahres.

§ 3 Anwendung von Gesetzen

Fur Dienstverhdltnisse, die diesem Kollektivvertrag un-
terliegen, gelten die einschladgigen zwingenden ar-
beitsrechtlichen Gesetze in der jeweils geltenden Fas-
sung. Sofern in diesem Kollektivvertrag nicht anderes
bestimmt, gelten insbesondere die Bestimmungen im
Angestelltengesetz (AngG), Arbeitsverfassungsgesetz
(ArbVG), Arbeitszeitgesetz (AZG), Arbeitsruhegesetz

(ARG), Arbeitsvertragsrechts-Anpassungsgesetz
(AVRAG), Mutterschutzgesetz 1979 (MSchG) und Va-
ter-Karenzgesetz (VKG), im Urlaubsgesetz (UrlG) und
Betrieblichen Mitarbeiter- und Selbstadndigenvorsor-
gegesetz (BMSVG) mit den dort normierten Ausnah-
men.

1) Das sind zurzeit die Rechtstrégerin Dibzese Linz (und deren dazugehérende Einrichtungen: Adalbert Stifter Gymnasium, Private Padagogische
Hochschule, Bildungshaus Schloss Puchberg, Bildungs- und Begegnungszentrum Haus der Frau Linz, Bildungszentrum St. Franziskus, Dominika-
nerhaus Steyr, mensch & arbeit - Standort voestalpine, Zentrum der Katholischen Hochschulgemeinde), das Bischéfliche Gymnasium Petrinum,
das Bischéfliche Priesterseminar, die Katholische Privat-Universitét, das Domkapitel, die Bischéfliche Arbeitslosenstiftung, der Verein Pro Marien-
dom - OO Dombauverein, die Stiftung fir Bildung, Wissenschaft und Soziales der Diézese Linz und die Diézesane Immobilienstiftung.

Far Pfarren (ausgenommen die Einrichtungen der Pfarrcaritas), die Pfarrexposituren, die Filialkirchen und die Kirchenrektorate - soweit diese
eigene Rechtspersénlichkeit besitzen - besteht, sofern sie nicht von sich aus dem Kollektivvertrag beitreten, zwischen den Vertragsparteien Ei-
nigung, eine Satzung des Kollektivvertrags der Diézese Linz zu beantragen.

Priester, Diakone und Ordensleute ohne Anstellungsvertrag gelten nicht als Dienstnehmer:innen.

) Ferialangestellte und andere Aushilfen (zB als Urlaubs- oder Krankenstandsvertretung fir einen im Vorhinein fir wenige Wochen definierten
Zeitraum) werden in der Verwendungsgruppe je nach Aufgabengebiet, das uU nur einen Teil der Tatigkeit oder des Verantwortungsbereichs
des/der Vertretenen umfassen kann, in der Stufe 1 entlohnt.

“) Fur die dienstrechtlichen Rahmenbedingungen eines Praktikums gilt die Mustervereinbarung gemdf Anhang 7 zum KVdDL.

) Fallweise beschdftigt sind Dienstnehmer:innen, die in unregelmdgiger Folge, stunden- oder tageweise, zumindest aber fir eine kirzere Zeit als

eine Woche, bei derselben Dienstgeberin tétig sind (geméak ASVG).



2. ARBEITSZEIT

§ 4 Normalarbeitszeit

(1) Die wochentliche Normalarbeitszeit betragt ohne
Ruhepausen 37,5 Stunden.

(2) Die weiteren Bestimmungen dieses Abschnittes 2
gelten nicht fur leitende Angestellte im Sinne des
AZG und ARG.

(3) Die wochentliche fixe Arbeitszeit wird auf 5 Arbeits-
tage verteilt und im Dienstvertrag festgehalten. Der
Beginn und das Ende der téglichen Arbeitszeit und
die Dauer und Lange der Pausen sind durch Betriebs-
vereinbarung®) oder durch Einzelvereinbarung zu re-
geln. Die tadgliche Normalarbeitszeit darf dabei 8 Stun-
den nicht Uberschreiten.

§ 4a Andere Verteilung der Normalarbeitszeit

(1) Wird die fixe Normalarbeitszeit zur Erreichung ei-
ner ldngeren Wochenendfreizeit (zB ab Freitagmittag)
regelmdaRig tber 8 Stunden hinaus auf max. 8,5 Stun-
den pro Tag ausgedehnt, entstehen Uberstunden erst
durch Uberschreiten dieser léingeren téglichen Nor-
malarbeitszeit.

(2) Wenn sich damit regelmagig die Wochenarbeits-
zeit um einen Arbeitstag verringert, kann auf Wunsch
des Dienstnehmers:der Dienstnehmerin in beidseiti-
gem Einvernehmen die tagliche fixe Normalarbeitszeit

auf max. 9,5 Stunden ausgedehnt und im Dienstver-
trag festgehalten werden.

(3) Durch Betriebsvereinbarung’) und/oder im Einzel-
dienstvertrag (siehe Anhang 4) kénnen fir einzelne
Dienstnehmer:innen-Gruppen Arbeitszeitmodelle mit
flexibler Arbeitszeit festgelegt werden, und zwar:

a) Gleitzeit mit Kernzeit
b) Gleitzeit ohne Kernzeit

c) Arbeit nach Dienstplan

§ 5 Gleitzeit mit Kernzeit

(1) Far Dienstnehmer:innen, deren Aufgabenfeld es
zuldsst, dass Arbeitsbeginn und -ende innerhalb des
vereinbarten Gleitzeitrahmens unter Berlcksichti-
gung der dienstlichen Erfordernisse und der personli-
chen Interessen selbst bestimmt werden, kann Gleitzeit
mit Kernzeit vereinbart werden.

(2) Die Kernzeit (betrieblich festgelegter Arbeitszeitan-
teil) darf max. 60% der fiktiven Normalarbeitszeit
(Sollzeit) umfassen.

Fur die Besetzung von Offnungszeiten im Pfarrbiiro®)
kann ein wochentlicher 80 %iger Kernzeitanteil ver-
einbart werden, damit der Dienstbetrieb gewdhrleistet
ist.

(3) Die fiktive Normalarbeitszeit betragt bei Vollzeit
taglich im Durchschnitt 7,5 Stunden und wochentlich
37,5 Stunden.

(4) An einzelnen Tagen kann durch Betriebsvereinba-
rung die Normalarbeitszeit auf bis zu 10 Stunden und

%) gemék § 97 Abs 1 Z 2 ArbVG

) gemak § 97 Abs 1 Z 2 ArbVG

5) Gemeint ist das Biro einer Pfarre oder einer Pfarr(teil)gemeinde.
) gemdk § 4b AZG

in einzelnen Wochen auf bis zu 48 Stunden ausge-
dehnt werden.

(5) Die Lange der Gleitzeitperiode®) ist in der Betriebs-
vereinbarung festzulegen, wobei vier Monate nicht
Uberschritten werden durfen, ausgenommen, in der
Betriebsvereinbarung werden Dienstnehmer:innen-
Gruppen definiert, fur die auf Grund ihrer besonderen
Arbeitsbedingungen eine Ausdehnung der Gleitzeit-
periode auf max. 12 Monate maoglich ist.

(6) In der Gleitzeitperiode darf an jedem Monatsende
das Zeitguthaben maximal das 2-fache, das Zeitdefi-
zit maximal das 1-fache Ausmafy der im Dienstvertrag
vereinbarten Wochenarbeitszeit betragen. Fur stu-
dentische Hilfskrafte und fur Dienstnehmer:innen in
der schulischen Nachmittagsbetreuung kann das
max. Zeitguthaben auf das 3-fache Ausmafs erhoht
werden.



§ 6 Gleitzeit ohne Kernzeit

(1) Far Dienstnehmer:innen, deren Aufgabenfeld eine
variable Arbeitszeit ohne regelmdfiige verbindliche
Anwesenheitszeiten erfordert oder erlaubt, kann Gleit-
zeit ohne Kernzeit vereinbart werden. Arbeitsbeginn
und -ende kénnen dabei innerhalb des vereinbarten
Gleitzeitrahmens unter Berucksichtigung der dienstli-
chen Erfordernisse und der personlichen Interessen
der Dienstnehmerin:des Dienstnehmers selbst be-
stimmt werden.

(2) Die fiktive Normalarbeitszeit betragt bei Vollzeit
taglich im Durchschnitt 7,5 Stunden und wéchentlich
37,5 Stunden. Fur Dienstnehmer:innen im liturgischen
Dienst (Mesner:innen, Organistiinnen, Chorleiter:in-
nen) kann diese auf 6 Wochentage (inkl Sonntag) ver-
teilt sein.

(3) An einzelnen Tagen kann durch Betriebsvereinba-
rung die Normalarbeitszeit auf bis zu 10 Stunden und

in einzelnen Wochen auf bis zu 48 Stunden ausge-
dehnt werden.

(4) Die Lange der Gleitzeitperiode ist in der Betriebs-
vereinbarung festzulegen, wobei vier Monate nicht
Uberschritten werden durfen, ausgenommen, in der
Betriebsvereinbarung werden Dienstnehmer:innen-
Gruppen definiert, fur die auf Grund ihrer besonderen
Arbeitsbedingungen eine Ausdehnung der Gleitzeit-
periode auf max. 12 Monate moglich ist.

(5) In der Gleitzeitperiode darf an jedem Monatsende
das Zeitguthaben maximal das 2,5-fache, das Zeitde-
fizit maximal das 1-fache Ausmafy der im Dienstver-
trag vereinbarten Wochenarbeitszeit befragen. Fur
befristete Anstellungen fur Projekte mit unvermeidba-
ren Arbeitsspitzen, fur Anstellungen in der Hochschul-
pastoral sowie als studentische Hilfskrafte, Universi-
tatsassistent:innen und Assistenzprofessor:innen kann
die Betriebsvereinbarung Ausnahmen regeln.

§ 6a Arbeit nach Dienstplan

(1) Fur Rezeptionisten:innen, Dienstnehmer:innen in
Bildungs- und Seminarhdusern, fur Raumpfleger:in-
nen und Portiere/Portierinnen, Chauffeure/ Chauf-
feurinnen, Zeremonidre/Zeremonidrinnen, deren Ar-
beitszeit auf Grund der Eigenart ihrer Aufgabe regel-
mafkig von den Ublichen Tagesarbeitszeiten abwei-
chen, kann Arbeit nach Dienstplan vereinbart werden.

(2) Die Normalarbeitszeit betragt bei Vollzeit im
Durchschnitt taglich 7,5 Stunden und wochentlich
37,5 Stunden. Sie kann durch Betriebsvereinbarung
an einzelnen Tagen bzw in einzelnen Wochen auf bis
zu 10 Stunden taglich und auf bis zu 48 Stunden wo-
chentlich ausgedehnt werden.

(3) Der Durchrechnungszeitraum betragt vier Monate.
In Bildungs- und Begegnungshdusern, in denen kein
Turnusbetrieb (mit wechselnden Schichten) maoglich
ist, fir Chauffeure/Chauffeurinnen, Zeremonidare/Ze-

remonidrinnen und im bischoéflichen Haushalt Be-
schaftigte kann durch Betriebsvereinbarung der
Durchrechnungszeitraum auf bis zu 6 Monate ausge-
dehnt werden und die wéchentliche Arbeitszeit in ma-
ximal 26 Wochen jahrlich auf 6 Arbeitstage verteilt
werden.

(4) Im Durchrechnungszeitraum darf an jedem Mo-
natsende das Zeitguthaben das 2-fache, in Einrich-
tungen mit Ferienregelung (mit veranstaltungsfreien
Zeiten) max. das 3-fache Ausmaf der Wochenarbeits-
zeit bzw das Zeitdefizit maximal das 1-fache AusmafR
der im Dienstvertrag vereinbarten Wochenarbeitszeit
betragen.

(5) Die fiktive tagliche Normalarbeitszeit ist der Dienst-
plan, sie ist Grundlage fur die Berechnung von Ar-
beitszeit bei Abwesenheit durch Urlaub, Krankheit,
Pflege- oder Bildungsfreistellung etc

§ 6b Arbeitszeitmodelle in Betrieben ohne Betriebsrat

Mit Dienstnehmer:innen in Betrieben, in denen kein
Betriebsrat errichtet ist, kann im Dienstvertrag ein Ar-
beitszeitmodell gemafs § 4a Abs 3 KVdDL iVm Anhang 4

§ 7 Verbrauch

(1) Zeitguthaben durch Mehrstunden und Uberstun-
den (inkl Zuschldgen) werden - unbeschadet der

zum KVdDL vereinbart werden. Ansonsten ist fixe Ar-
beitszeit gemaf §§ 4 Abs 3 oder 4a Abs 1 oder 2 KVdDL
zu vereinbaren.

von Zeitguthaben

Wahlméglichkeit gemafs § 10 Abs 4 AZG - in der Regel
in Form von Zeitausgleich abgegolten.



(2) Wahrend der Gleitzeitperiode ist der Verbrauch
des Zeitguthabens untfer sinngemdafer Anwendung
des UrlG einvernehmlich im Vorhinein festzulegen.

(3) Der Verbrauch des Zeitguthabens soll moéglichst
blockweise erfolgen. Er kann aber auch stundenweise
vereinbart werden.

(4) Am Ende der Gleitzeitperiode es ist die Ubertra-
gung eines Zeitguthabens bis zum 1-fachen Ausmafs
der im Dienstvertrag vereinbarten Wochenarbeitszeit
ohne Zuschlag (1:1) in die néchste Gleitzeitperiode
moglich.

(5) Das Zeitdefizit kann Uber das 1-fache Wochenans-
tellungsausmaf hinaus nur nach ausdrucklicher Ver-
einbarung mit dem:der Vorgesetzten auf maximal
2 Wochenanstellungen ausgedehnt werden. Ein am
Ende der Gleitzeitperiode allenfalls bestehendes Zeit-
defizit wird zur Ganze in die ndchste Gleitzeitperiode
Ubertragen.

(6) Krankenstand unterbricht den Zeitausgleich ab
dem 1. Tag, wenn eine arztliche Bestatigung vorliegt.
Dies gilt jedoch nicht in Freizeitphasen (Sabbatical
oder Altersteilzeit in Blockvariante).

§ 8 Arbeitszeiten mit Zuschlag

(1) Der Zuschlag betragt 50 % des auf die Arbeitsstun-
de entfallenden Entgelts (vgl § 33 KVdDL) oder eine
50 %ige Abgeltung durch Zeitausgleich.

(2) Der Zuschlag gemaRk Abs 1 gebuhrt fir Uberstun-
den. Diese sind Dienststunden, die Uber die tagliche
und/oder woéchentliche Normalarbeitszeit und/oder
Uber den taglichen Gleitzeitrahmen und/oder tber
das maximale Normalarbeitszeitguthaben in der
Gleitzeitperiode und/oder das nicht in die nachste
Gleitzeitperiode Ubertragbare Zeitguthaben (1-fache
Wochenanstellung’©)) am Ende der Gleitzeitperiode
hinausgehen. Uberstunden kumulieren nicht mitei-
nander, wohl aber gegebenenfalls mit dem Sams-
tags-/Sonntags-/ Feiertagszuschlag gemadf Abs 3,
mit dem Nachtzuschlag gemaf Abs 4 und/oder einem
Zuschlag aufgrund tempordarer Abanderung der Ar-
beitszeit gemak Abs 6. Uberstunden sind nach Még-
lichkeit zu vermeiden und bedtrfen einer ausdruckli-
chen Anordnung der Dienstgeberin'!) oder einer aus-
drucklichen Vereinbarung zwischen Dienstgeberin
und Dienstnehmer:in.

(3) Der Zuschlag gemd&f Abs 1 gebuhrt fur Dienststun-
den an Samstagen ab 13.00 Uhr und an Sonn- und ge-
setzlichen Feiertagen, er gebuhrt den Dienstnehmer:
innen, die nach Dienstplan arbeiten, fur Dienststunden
an Sonn- und gesetzlichen Feierfagen. Ausgenommen
von diesem Zuschlag sind Angehorige der gemafk § 6
Abs 4 KVdDL definierten Dienstnehmer:innen-Grup-
pen mit 12-monatiger Durchrechnungszeit'?) sowie
Dienstnehmer:innen fur liturgische Dienste (zB Mes-
ner:iinnen und Zeremonidre/Zeremonidrinnen) und
Dienstnehmer:innen in der Seelsorge in Behinderte-
neinrichtungen, Altenheimen, Gefangenenhdusern
und Krankenhd&usern.

(4) Der Zuschlag gebuhrt fir Nachtarbeit allen Dienst-
nehmer:innen mit fixer Arbeitszeit oder Gleitzeit mit
Kernzeit fur Dienststunden zwischen 19.00 Uhr und
6.00 Uhr, allen Dienstnehmer:innen mit Gleitzeit ohne
Kernzeit flar Dienststunden zwischen 22.00 Uhr und
6.00 Uhr und allen Dienstnehmer:innen, die nach
Dienstplan arbeiten, fur Dienststunden zwischen
20.00 Uhr und 6.00 Uhr. Fir Raumpfleger:innen kann,
sofern dies die Betriebsorganisation erfordert, die
Nacht mit dem Zeitraum von 19.00 bis 5.00 Uhr oder
20.00 bis 06.00 Uhr definiert werden und es gebuhrt
in dieser Zeit der Zuschlag. Auf die Einhaltung der
taglichen Ruhezeit von mind. 11 Stunden ist zu achten.

(5) Der Zuschlag geméfk Abs 1 gebuhrt fur Mehrar-
beitsstunden bei Teilzeitbeschaftigung mit fixer
Dienstzeit. Mehrarbeitsstunden sind Dienststunden,
die Uber die tagliche vereinbarte Normalarbeitszeit
hinausgehen, aber die Normalarbeitszeit gemdaf
§§ 4 Abs 3 und 4a Abs 1 und 2 KVdDL noch nicht Gber-
schreiten. Der Zuschlag gebuhrt nur, wenn die Mehr-
arbeitsstunden innerhalb eines Zeitraumes von vier
Monaten®®), in dem sie angefallen sind, nicht durch
Zeitausgleich im Verhdltnis 1: 1 ausgeglichen werden
kénnen. Der Zuschlag fur Mehrarbeitsstunden kumu-
liert gegebenenfalls mit dem Samstags-/Sonntags-/
Feiertagszuschlag gemdf Abs 3 und/oder mit dem
Nachfzuschlag gemdaf Abs 4. Mehrarbeitsstunden
sind nach Maéglichkeit zu vermeiden und bedurfen ei-
ner ausdricklichen Anordnung der Dienstgeberin
oder einer ausdricklichen Vereinbarung zwischen
Dienstgeberin und Dienstnehmer:in.

(6) Bei Gleitzeit mit Kernzeit gemé&fk § 5 KVdDL oder -
so weif in der BV Arbeitszeit vereinbart — bei Gleitzeit
ohne Kernzeit gemafy § 6 KVdDL oder bei Arbeit nach
Dienstplan gemdaf § 6a KVdDL gebuhrt der Zuschlag

10) Die mit dem Ausmak der im Dienstvertrag vereinbarten Wochenarbeitszeit verbundene Auswirkung auf Teilzeitbeschdftigte ist hier und bei
den weiteren dhnlichen Bestimmungen dieses Kollektivvertrags beabsichtigt.

1) Der Kollektivvertrag der Di6zese Linz verwendet die weibliche Schreibweise und meint damit die Di6zese bzw die Pfarre (als Dienstgeberin).
§) Das sind Dienstnehmer:innen im Arbeitszeitmodell Gleitzeit ohne Kernzeit im Bereich Bildung und Pastoral.

1
15) gemdk § 19d Abs 3f AZG
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far auf Anordnung tempordar abgednderte Arbeitsta-
ge. Dasselbe gilt, wenn innerhalb des Gleitzeitrah-
mens, aber aufkerhalb der fiktiven Normalarbeitszeit
Arbeitsstunden angeordnet werden.

(7) Die Lage der Gleitzeitperiode es wird durch Be-
triebsvereinbarung festgelegt.

§ 9 Dienstfahrten

(1) Eine Dienstfahrt liegt vor, wenn der:die Dienstneh-
mer:in Uber Auftrag der Dienstgeberin seinen:ihren
Dienstort oder Arbeitsplatz zur Durchfihrung von
Dienstverrichtfungen verlasst. Ebenso liegt eine Dienst-
fahrt vor, wenn im Auftrag der Dienstgeberin vom
Wohnort aus zu einem Einsatzort gefahren wird.

(2) Weitere Bestimmungen sind in einer Betriebsver-
einbarung'?) geregelt.

(3) Aktive Reisezeit liegt vor, wenn der:die Dienstneh-
mer:in selbst ein Fahrzeug lenkt (weil es von der
Dienstgeberin angeordnet wurde oder erwartet wird
oder weil das Ziel mit 6ffentlichen Verkehrsmitteln
nicht oder nicht zeitgerecht erreichbar ware) oder
wenn er:sie mit 6ffentlichen Verkehrsmitteln reist und
wdahrend des Reisens eine akfive Arbeitsleistung er-
bringt. Die héchstzulassige Arbeifszeit kann auf max.

12 Stunden pro Tag ausgedehnt werden. Aktive Reise-
zeiten kénnen ggf auch zu Zuschlagen fuhren.

(4) Passive Reisezeit liegt vor, wenn der:die Dienstneh-
mer:in mit 6ffentlichen Verkehrsmitteln oder als Bei-
fahrer:in reist und wahrend der Reisebewegung selbst
keine Arbeitsleistung erbringt. Die t&gliche Héchstar-
beitszeit kann durch passive Reisezeit Uberschritten
werden. Bei ausreichenden Erholungsmoglichkeiten
wdahrend der Reisezeit (zB im Schlaf- oder Liegewa-
gen) kann die tégliche Ruhezeit verkirzt werden. Be-
stehen wdhrend der Reisezeif keine ausreichenden Er-
holungsmdglichkeiten, kann die tagliche Ruhezeit
hochstens auf acht Stunden verkirzt werden. *°)

(5) Bei internationalen Reisen, Projekireisen usw wird
das Ausmafy der Arbeits- und Reisezeiten jeweils im
Vorhinein vereinbart.

§ 9a Ein- und mehrtagige Veranstaltungen

Bei mehrtagigen freizeitpddagogischen oder pasto-
ralen Angeboten sowie thematisch zusammenhdn-
genden ein- oder mehrtdgigen Veranstalfungen gel-
ten fur die betroffenen Dienstnehmer:innen folgende
Grundsatze:

(1) Dienstnehmer:innen mit einem Anstellungsausmaf
von 74,67 % (28 Wochenstunden) - 100 % haben die
Méglichkeit max. 12 Stunden pro Arbeitstag (inkl Zu-
schlag furdie 11. und 12. Stunde) und max. 60 Stunden
pro Woche zu arbeiten.

(2) Wenn Veranstaltungen lénger als sechs Tage dau-
ern, muss ein freier Tag dazwischen eingeplant wer-
den.

(3) Mehrtégige Veranstaltungen sind grundsatzlich
mit max. 60 Stunden (gegebenenfalls + Zuschlage
fur die 11. und 12. Stunde eines Tages) begrenzt, auch

wenn diese sich Uber zwei Kalenderwochen erstre-
cken.

(4) Bei Teilzeitkraften mit einem Anstellungsausmaf
zwischen 40% (15 Wochenstunden) und unter
74,67 % kann ab einer Veranstaltungsdauer von flunf
Tagen die Differenz zwischen Anstellungsausmafs
und Vollanstellung als Mehrstunden auf Anftrag aus-
bezahlt werden. Die Teilnahme an der Veranstaltung
ist grundsatzlich mit max. 48 Stunden begrenzf, aus-
genommen, es wird auf Grund der Ubernahme der
Leitung der Veranstaltung ein hoheres Zeitausmaf
bis max. 60 Stunden vereinbart. Beide Stundenbe-
grenzungen gelten auch dann, wenn sich die Veran-
staltung Uber zwei Kalenderwochen erstreckt. Bei ei-
nem Anstellungsausmaf unter 40 % sind die Teilnah-
mebedingungen im Vorhinein mit dem:der Vorgesetz-
ten abzuklaren.

§ 10 Reprdasentationszeit

(1) Représentation liegt vor, wenn Dienstnehmer:innen
die Dienstgeberin bzw Dienststelle im Rahmen ihrer

1;‘) gemaR § 97 Abs 1 Z 12 ArbVG
1%) gemdf § 20b Abs 3 und 4 AZG

dienstlichen Funktion bei Festen oder feierlichen An-
Idssen vertritt.
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(2) Reprasentationserfordernisse sind in der Regel mit
max. 3 Arbeitsstunden erfullt. Erfordert die Représen-
tationsaufgabe ein hdheres Zeitausmaf, ist dafiir eine

ausdriuckliche Genehmigung des:der Vorgesetzten
einzuholen.

§ 11 Rufbereitschaft

(1) Rufbereitschaft liegt vor, wenn Dienstnehmer:innen
sich verpflichten, auRerhalb ihrer Normalarbeitszeit
erreichbar zu sein und Uber Aufforderung unverzig-
lich an den Dienstort zu kommen.

(2) Die Abgeltung der Rufbereitschaft ist in einer Be-
triebsvereinbarung®®) zu regeln, die auch Bestimmun-
gen uber die Dauer des zuldssigen Anfahrtsweges und
die Haufigkeit der Rufbereitschaft enthdalt, wobei in-
nerhalb von 3 Monaten bis zu 30 Tage Rufbereitschaft

vereinbart werden kann. Die Abgeltung der Rufbereit-
schaft kann durch eine Pauschale fur die Zeiten der
Rufbereitschaft oder durch Zuschldage fur die Dienst-
zeiten zwischen Ruf und Ruckkehr an den Wohnort er-
folgen. Die Dienstzeiten zwischen Ruf und Rickkehr an
den Wohnort missen mindestens im Verhdlinis 1:1
abgegolfen werden.

(3) Die Fahrt zur Dienststelle und zurtick gilt wahrend
der Rufbereitschaft als Dienstfahrt.

§ 12 Verkilirzung der Ruhezeit

Die tagliche Ruhezeit von mindestens 11 Stunden kann
— unbeschadet der VerklUrzungsmoglichkeit in Verbin-
dung mit passiven Reisezeiten (siehe § 9 Abs 2 KVdDL)
— fur Angehorige der gemafs § 6 Abs 4 KVdDL in der
Befriebsvereinbarung zu definierenden Dienstneh-
mer:innen-Gruppen mit 12-monatfiger Gleitzeitperio-
de sowie Dienstnehmer:innen fur liturgische Dienste
(zB Mesner:iinnen und Zeremonidre/Zeremonidrin-

nen) und Dienstnehmer:innen in der Seelsorge in Be-
hinderteneinrichtungen, Altenheimen, Gefangenen-
hdusern und Krankenhdausern fallweise und maximal
6-mal im Monat auf 10 Stunden verklrzt werden, wenn
far die Verklrzung innerhalb einer Woche eine Aus-
gleichsmoéglichkeit durch eine Ruhezeit von mindes-
tens 12 Stunden besteht.

§ 13 Wochen(end)ruhe und Ersatzruhe

(1) Der:die Dienstnehmer:in hat in jeder Kalenderwo-
che Anspruch auf eine ununterbrochene Ruhezeit
von 36 Stunden. In die Wochenendruhe hat der Sonn-
tag zu fallen. Subsidiar hat der:die Dienstnehmer:in
Anspruch auf Wochenruhe, die einen ganzen Wo-
chentag von 00.00 bis 24.00 Uhr einschlieft.!”)

(2) Den Anspruch auf Wochenruhe haben jedenfalls
Dienstnehmer:innen in der Pastoral und im Bildungs-

12) gemaR § 29 ArbVG
17) gemak §§ 2 bis 5 ARG

bereichls), wenn sie wdhrend der Zeit der Wochen-
endruhe beschéftigt sind.

(3) Der:die Dienstnehmer:in hat, wenn er:sie iSd §§ 10
bis 18 ARG wahrend der Wochen(end)ruhe beschaftigt
wird, in der folgenden Woche Anspruch auf Ersafzruhe
gemafR § 6 Abs 1 ARG, die auf die Wochenarbeitszeit
anzurechnen ist.

18) Gemeint sind Dienstnehmer:innen, die direkt oder indirekt in einem pastoralen oder padagogischen Arbeitsbereich tatig sind (zB Pastora-
lassistent:innen, Chauffeure:Chauffeurinnen, Zeremonidre:Zeremonidrinnen, Beschdftigte im bischéflichen Haushalt, Jugendbeauftragte im

Dekanat, Referent:innen, Dienstnehmer:innen in Bildungseinrichtungen).

—12 -



3. AUS- UND WEITERBILDUNG

§ 14 Bildungsfreistellung

(1) Jede:r Dienstnehmer:in hat fur die Teilnahme an
beruflichen, religiésen, sozialen, kulturellen und ge-
sellschaftspolitischen Bildungsveranstalfungen einen
Anspruch auf Bildungsfreistellung unter Fortzahlung
des Entfgeltes, sofern einer solchen Veranstaltung
von der Dienstgeberin die Eignung zuerkannt wird.

(2) Der Anspruch auf Bildungsfreistellung betragt in
jedem Dienstjahr eine Wochenanstellungsgréfke und
entsteht erstmals mit Beginn des zweiten Jahres'?) in

einem aufrechten, ununterbrochenen Dienstverhdalt-
nis®®) zu einer Dienstgeberin im Geltungsbereich des
KVdDL. Jede Bildungsfreistellung muss beantragt wer-
den. Wird Bildungsfreistellung im jeweiligen Dienst-
jahr nicht (zur Ganze) in Anspruch genommen, wird
diese nicht ins neue Dienstjahr Ubertragen und auch
nicht finanziell abgegolten.

(3) Der:die Dienstnehmer:in ist verpflichtet, eine ent-
sprechende Teilnahmebestatigung vorzulegen.

§ 15 Aus- und Weiterbildung

(1) Fur Ausbildungen?®!) kann eine verlangerte Bil-
dungsfreistellung vereinbart werden.

(2) Sind konkrete Bildungsmagnahmen??) mit dem:der
Dienstnehmer:in vereinbart, so Ubernimmt die Dienst-
geberin dafur die Reise-, Kurs- und Aufenthaltskosten
und die Gehaltskosten auch fur die Kurs- und Reise-
zeiten, die auerhalb der Normalarbeitszeit bzw des
Ausmafes der im Dienstvertrag vereinbarten Wochen-
arbeitszeit liegen.

(3) Fur Kurs- und erforderliche Reisezeiten gemaf
Abs 2 gebuhren keine Zuschlage.

(4) Fur Bildungsmaknahmen in beiderseitigem Inte-
resse sind gesonderte Vereinbarungen betreffend Ar-
beitszeif, Reisezeit und Kostenbeteiligung zwischen
Dienstgeberin und Dienstnehmer:in zu treffen.

(5) Betriebliche Richtlinien zu Aus- und Weiterbildung
werden sozialpartnerschaftlich?®) vereinbart.

§ 16 Supervision

(1) Far Dienstnehmer:innen in pastoralen, sozialen,
padagogischen und therapeutischen Arbeitsberei-
chen der Didzese Linz und der Pfarren sowie bis auf
weiferes auch fur organisatorische und administrative
Tatigkeitsfelder bietet die Dienstgeberin Supervision in
der Dienstzeit an.

(2) In einer Betriebsvereinbarung sind Zielgruppen
und Bestimmungen Uber maximale Obergrenzen der
Stunden und fur die Kostenibernahme zu regeln.

(3) Supervisions- und ggf erforderliche Fahrzeit fuh-
ren nicht zu Zuschlagen.

4. SOZIALLEISTUNGEN

§ 17 Zusatzurlaub fur begunstigt behinderte Diensthehmer:innen

(1) Dienstnehmer:innen, die einen bestimmten Grad 30 Prozent Behinderung ............ccooiviiiiien.e. 80 %,
der Behinderung nachweisen kénnen, erhalten ab 50 Prozent Behinderung ............cocooiiinin. 100 %,
dem Monat der Vorlage des Nachweises einen zusatz- 60 Prozent Behinderung ...........cccooveeiiinnin. 120%
lichen Urlaub, und zwar bei mindestens 80 Prozent Behinderung ............cocooviiiinnnnn. 140 %

19) Fiir das erforderliche erste Dienstjahr sind Zeiten anrechenbar, fiir die ein Entgeltanspruch bestand sowie entgeltfreie Zeiten eines Kranken-
standes.

20) Gemeint sind auch geringfiigige, aber keine freien Dienstverhdltnisse.

21) Als Ausbildungen gelten Bildungsvorgdnge, die die Dienstgeberin normalerweise von einem:einer Bewerber:in vor Dienstbeginn und auger-
halb des Dienstverhdltnisses als absolviert voraussetzen kann. Fur Bildungsvorgénge, die im Uberwiegenden Interesse des Dienstnehmers:der
Dienstnehmerin gelegen sind, kann Bildungsfreistellung aus dem néchsten Arbeitsjahr vorgezogen werden.

22) Als solche gelten hier Bildungsvorgdnge, die der héheren beruflichen Qualifikation des Dienstnehmers:der Dienstnehmerin dienen und die
die Dienstgeberin normalerweise von einem:einer Bewerber:in vor Dienstbeginn und auferhalb des Dienstverhdltnisses nicht als absolviert vo-
raussetzen kann, oder Bildungsvorgénge, die im Gberwiegenden Interesse der Dienstgeberin gelegen sind.

23) Als betriebliche Sozialpartner der Dienstgeber:innen werden hier und an anderen Stellen im KVdDL die jeweiligen Betriebsréte verstanden.
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der wochentlichen Normalarbeitszeit.

(2) Der Grad der Behinderung ist durch einen amtli-
chen Bescheid oder durch eine amtsdarztliche Beschei-
nigung nachzuweisen.

(3) Mit Ende einer befristeten Zuerkennung des Behin-
derungsgrades endef bis zur allfalligen Vorlage eines

neuen Nachweises Uber den Grad der Behinderung
auch der Zusatzurlaub.

(4) Die Aliquotierung des Sonderurlaubes erfolgt nach
den gesetzlichen Bestimmungen gemdaf § 10 UrlG.
Unterbrechungen (zB Karenzen) werden analog be-
racksichtigt und fUhren zur Aliquotierung des Sonder-
urlaubs im jeweiligen Jahr.

§ 18 Hilfe im Krankheitsfall

(1) Wenn im Fall einer Arbeitsunfahigkeit infolge
Krankheit der laufende Bezug teilweise oder zur Gan-
ze ruht, oder darauf kein Anspruch besteht, werden
bei Erfullung der Voraussetzungen Uber Antrag fol-
gende Leistungen gewdhrt:

a) eine einmalige Krankenstandaushilfe (Abs 2),
b) ein monatlicher Krankengeldzuschuss (Abs 3).

Die Sozialleistung ersetzt — unter Berlcksichtigung der
OGK-Leistungen - das letzte Nettoeinkommen zu
99 %.

(2) Eine einmalige Krankenstandaushilfe wird Dienst-
nehmer:innen gewdhrt, die im Fall der Arbeitsunfé&hig-
keit nach Erschépfung der vollen Entgeltfortzahlung
im Krankheitsfall nur das halbe Entgelt (und das halbe
Krankengeld) beziehen/bezogen haben.

(3) Krankengeldzuschuss wird dann gewdhrt, wenn
die OGK das volle Krankengeld (Familien- oder Tag-

geld) zahlt. Der Anspruch entsteht mit dem Ende der
Entgeltfortzahlung und endet nach einem Jahr. In be-
sonders berucksichtigungswurdigen Fallen kann der
Krankengeldzuschuss bis zum Erléschen des Kranken-
geldanspruches gewdhrt werden.

(4) Ist das gesetzliche Pensionsalter erreicht, erlischt
der Anspruch nach Abs 2 und 3 mit dem Ende der
Krankengeldleistung, spdtestens aber drei Monate
nach dem Pensionsstichfag. Der Anspruch auf Kran-
kengeldzuschuss erlischt nach sechs Monaten, wenn
der:die Dienstnehmer:in einer Empfehlung der Dienst-
geberin, um Berufsunfdahigkeitspension oder Pen-
sionsvorschuss gemdaf § 23 AIVG anzusuchen, nicht
nachkommt.

(5) Die Abrechnung des Krankengeldzuschusses bzw
der einmaligen Krankenstandaushilfe kann jeweils
nur nach Vorlage der entsprechenden Krankengeld-
bescheinigung der OGK erfolgen.

§ 19 Mittagessenzuschuss®*)

(1) Den Dienstnehmer:innen kénnen freiwillig verbil-
ligte Miffagessen oder ein Mittagessenzuschuss ge-
wdahrt werden.

(2) In einer Betriebsvereinbarung®) sind der Bezie-
heriinnen-Kreis des verbilligten Mittagessens oder

des Miftagessenzuschusses und eine eventuelle Kur-
zung des Zuschusses fur Dienstnehmer:innen, die von
dritter Seite verbilligte Mittagessen angeboten be-
kommen, zu vereinbaren.

§ 20 Fahrtkostenzuschuss

(1) Dienstnehmer:innen kénnen auf Antrag einen
Fahrtkostenzuschuss erhalten, sofern die Entfernung
Dienst- und Wohnort mindestens 2km betragt und
ein offentliches Verkehrsmittel unzumutbar ist; ist ein
solches zumutbar, dann betragt die fur den Fahrtkos-
tenzuschuss erforderliche Entfernung mehr als 20 km.

(2) Fur die Ermittlung der Entfernung sowie fur die Pru-
fung der Zumutbarkeit eines 6ffentlichen Massenbe-
forderungsmittels ist dem Antrag ein aktueller unter-
schriebener Ausdruck L34-EDV (Erklarung/ Nachweis
zur Berucksichtigung des Pendlerpauschales und
des Pendlereuro) beizulegen.

2‘5‘) Dieser ist fir Dienstnehmer:innen mit einem Dienstverhdltnis zu einer Pfarre nur Gber Antrag méglich.

25) gemadk § 97 Abs 1 Z 19 ArbVG
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(3) Der Fahrtkostenzuschuss gebuhrt ab dem Beginn
des Monatfs der Antragstellung, frihestens jedoch
mit Anstellungsbeginn. In gebrochenen Abrechnungs-
perioden?®) erfolgt eine taggenaue Aliquotierung.

(4) Fur Zeiten mit 50 % Entgeltfortzahlungsanspruch
und fir entgelffreie Zeiten wird kein Fahrtkostenzu-
schuss gewahrt.?’)

(5) Anderungen der Anspruchsvoraussetzungen
(Wohn- und/oder Dienstortwechsel) sind unverztglich
zu melden. Ein neuer Antrag kann gestellt werden.

(6) Fir den Fahrtkostenzuschuss gilt: Dienstnehmer:in-
nen bis zu einem Anstellungsausmaf von 40 % erhal-

§ 20a Offi

(1) Alternativ zum Fahrtkostenzuschuss nach § 20
KVdDL gewdhrt die Dienstgeberin auf Antrag einen
Offi-Ticket-Bonus je nach Kaufpreis der Jahreskarte
far das o6ffentliche Verkehrsmittel.

(2) Ausschlieiliche Voraussetzung fir die Gewdhrung
des Offi-Ticket-Bonus ist die Gultigkeit der jeweiligen
Jahreskarte am Wohn- oder Dienstort.

(3) Anspruchsberechtigt sind alle Dienstnehmer:innen
im Geltungsbereich didézesane Einrichfungen gemdafs
Funote 1 KVADL. Dienstnehmer:innen in einer pfarrli-
chen Rechtstragerschaft kann ein Offi-Ticket-Bonus
gewdhrt werden, wenn die Pfarre die Kosten dafur
tragt; dabei obliegt es ausschlieRlich den fur Finanzen
verantwortlichen Gremien der Pfarren, die Anwen-
dung oder Nichtanwendung des § 20a KVdDL fur de-
ren Angestellte zu beschliefzen.

(4) Die Jahreskosten der auf den:die Dienstnehmer:in
lautenden Offi-Jahreskarte sind nachzuweisen. Die
Rechnung der Jahreskarte/ein geeigneter Zahlungs-

ten 50 % des Fahrtkostenzuschusses; Dienstnehmer:in-
nen mit einem Anstellungsausmaf von Uber 40 % er-
halten 100 % des Fahrtkostenzuschusses.

(7) Der monatliche Zuschuss ist durch den Hochstbe-
trag gemdafs § 39 KVdDL limitiert. Steht der Fahrtkos-
tenzuschuss fur mehrere Anstellungen in KVdDL-Be-
trieben zu, wird der jeweilige Anspruch unter Berlck-
sichtigung von Abs 6 aliquotiert, sodass der Hoéchstbe-
trag gemafk § 39 KVdDL in Summe nicht Gberschritten
wird.

(8) Der Jahresbetrag nach § 39 KVdADL wird in 12 glei-
chen Monatsraten mit den Beztigen ausbezahlf.

-Ticket-Bonus

beleg ist dem Antrag beizulegen. Die Héhe des Offi-Ti-
cket-Bonus fur eine tUbertragbare Jahreskarte wird er-
miftelf, indem das vergleichbare nicht-Uberfragbare
Produkt herangezogen wird.

(5) Der Offi-Ticket-Bonus gebuhrt ab dem Beginn des
Monats der Antragstellung, frihestens jedoch mit An-
stellungsbeginn. In gebrochenen Abrechnungsperio-
den?®) sowie in Zeiten der Entgeltfortzahlung (100 %
und 50 %) erfolgt eine 100 %ige Weitergewdhrung
des Offi-Ticket-Bonus.

(6) Der Offi-Ticket-Bonus wird in der Héhe gemak § 37
KVdDL unabhdangig vom Anstellungsausmaf gewdhrt
und demnach nicht aliquotiert.

(7) In entgeltfreien Zeiten wird kein Offi-Ticket-Bonus
gewdahrt.?%)

(8) Der Jahresbetrag nach § 39 KVdDL wird in 12 glei-
chen Monatsraten mit den Bezliigen ausbezahlt.

§ 21 Zusatzpension

(1) Dienstnehmer:innen haben bei Erfullen der Vo-
raussetzungen gemdfs BV Pensionsvorsorge oder ge-
maf Dienstvertrag Anspruch auf Beitragszahlung
der Dienstgeberin an eine Pensionskasse.

(2) Die Beitragszahlung in der in § 39 KVdDL genann-
ten Hohe wird jahrlich gemd&fR der Gehaltsanpassung
dieses Kollektivvertrages valorisiert.

(3) Nahere Bestimmungen sind in einer Betriebsver-
einbarung®) zu regeln.

26) Von einer gebrochenen Abrechnungsperiode spricht man, wenn das Dienstverhdltnis wdhrend eines Monats beginnt oder endet.
27) Im ununterbrochenen Langzeitkrankenstand besteht kein Anspruch auf Fahrtkostenzuschuss, auch wenn mit Beginn des neuen Arbeitsjahres

wieder ein Entgeltanspruch entsteht.

28) Von einer gebrochenen Abrechnungsperiode spricht man, wenn das Dienstverhdltnis wdhrend eines Monats beginnt oder endet.
2%) Im ununterbrochenen Langzeitkrankenstand besteht kein Anspruch auf Offi-Ticket-Bonus, auch wenn mit Beginn des neuen Arbeitsjahres

wieder ein Entgeltanspruch entsteht.
30) gemdk § 97 Abs 1 Z 18a ArbVG und § 3 Abs 1 BPG
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§ 22 Familienzuschuss

(1) Dienstnehmer:innen erhalten auf Antrag fur jedes
Kind, fur das sie unterhaltspflichtig sind, monatlich
(14-malP!) einen Familienzuschuss (FZ), wenn folgen-
de Voraussetzungen gegeben sind:

a) Es gebuhrt Familienbeihilfe (FBH).

b) Das (Familien-)Einkommen®?) Gbersteigt nicht die
nach folgendem Modus zu berechnende Obergrenze
FZ: Ausgleichszulagenrichtsatz fuar Alleinstehende
mal Gewichtungsfaktor je Familienmitglied:

1. Erwachsene/r .....o.oovieiiiiiiiieieeeeea 1,25
2. Erwachsene/r ..o 1,05
Jedes Kind, fur das Anspruch auf FBH besteht ... 0,81
(mit erhéhtem Familienbeihilfenanspruch zu-

SATZIIC oo 0,5)

Bei einem:einer Alleinerzieher:in mit einem Kind wird
zusdatzlich der Gewichtungsfaktor fur ein fiktives zwei-
tes Kind bertcksichtigt.

(2) Ubersteigt das (Familien-)Einkommen die Ober-
grenze FZ nur geringfligig, kommt eine Einschleifre-
gelung zur Anwendung, wobei der bei der Vergleichs-
rechnung jeweils hohere Betrag gewdhrt wird.

a) Obergrenze FZ gemafR Abs 1 b) plus FZ pro Kind ge-
mak § 39 KVdDL minus (Familien-)Einkommen oder

b) unterschreitet das (Familien-)Einkommen die um
einen weiteren Gewichtungsfaktor 0,5 erhéhte Ober-
grenze FZ gemdf Abs 1 b), steht FZ in halber Hohe
zu. Wird auch diese Einkommensgrenze uberschritten,
kommt ebenfalls eine Einschleifung gemafk Abs 2 a)
zur Anwendung.

(3) Dienstnehmer:innen erhalten monatlich einen Zu-
schlag zum FZ (ZFZ), wenn das (Familien-)Einkommen
die nach folgendem Modus zu berechnende Grenze
nicht Ubersteigt: Ausgleichszulagenrichtsatz fur Al-
leinstehende mal Gewichtungsfaktor je Familienmit-
glied:

1. Erwachsene/r ..o 0,81
2. Erwachsene/r ... 0,65
jedes Kind, fur das Anspruch auf FBH besteht 0,41
(mit erhéhtem Familienbeihilfenanspruch zu-

SATZIC oo 0,5)
Bei einem:einer Alleinerzieher:in mit einem Kind wird
zusdatzlich der Gewichtungsfaktor fur ein fiktives zwei-
tes Kind bertcksichtigt.

Ubersteigt das Familieneinkommen die Obergrenze
nur geringfugig, kommf ebenfalls die Einschleifrege-
lung analog zu Abs 2 a) zur Anwendung (Obergrenze

ZFZ plus FZ/ZFZ gemdafs § 39 KVdDL pro Kind minus
(Familien-)Einkommen).

(4) FZ/ZFZ gebUhrt auch - abweichend von Abs 1 a) -
fur Zeiten zwischen Ausbildungen, zwischen Ausbil-
dung und Prdésenz- oder Zivildienst bzw umgekehrt so-
wie zwischen Ausbildung, Prdsenz- oder Zivildienst
und Berufseinstieg fur die Dauer von jeweils maximal
6 Monaten, fur Zeiten des Prdsenz- bzw Zivildienstes
sowie fur Studierende unter 26 Jahren fur max. 2 Jahre
(bei Vorlage von Inskriptionsbestétigungen).

(5) Fur unterhaltsberechtigte Kinder, die nicht im ge-
meinsamen Haushalt mit dem:der Antragsteller:in le-
ben, wird FZ/ZFZ fur das laufende Jahr gewdhrt, wenn
der Anspruch auf den Unterhaltsabsetzbetrag gemaf
EStG bestand und damit fur das Vorjahr lickenlose
Alimentationszahlungen nachgewiesen werden.

(6) Fur jedes Kind, fur das die erhéhte Familienbeihilfe
zusteht, gebUhrt FZ/ZFZ in doppelter Hohe.

(7) Fallt der Anspruch fur ein Kind weg, wird fur das
laufende Jahr bei der Berechnung der Obergrenzen
FZ/ZFZ der Gewichtungsfaktor fur das betfreffende
Kind noch weiter berucksichfigt.

(8) FZ/ZFZ wird bei Vorliegen der Voraussetzungen je-
weils fur ein Kalenderjahr zuerkannt. Anderungen bei
den Anspruchsvoraussetzungen sind der Dienstgebe-
rin umgehend zu melden. Ein zu Unrecht bezogener
FZ/ZFZ wird rackverrechnet.

(9) Sind der:die Antragsteller:in und dessen/deren
Partner:in bei Dienstgeberinnen gemdafk § 1 KVdDL be-
schaftigt, so gebuhrt FZ/ZFZ pro Kind max. zu 100 %.

(10) Um soziale Hartefdlle zu vermeiden, kann bei
drastischen Einkommenseinbufzen die Dienstgeberin
FZ/ZFZ unter Berucksichtigung des Einkommens des
laufenden Jahres gewdhren. Am Ende dieses Kalen-
derjahres wird noch einmal eine Prifung des gesam-
ten Jahreseinkommens vorgenommen. Sollte die Pri-
fung ergeben, dass die jeweiligen Obergrenzen uber-
schritfen wurden, wird unter Berlcksichtigung der Ein-
schleifregelungen gemdaf Abs 2 und 3 der bereits ge-
wdhrte FZ/ZFZ ruckverrechnet.

(11) Die erstmalige Auszahlung erfolgt im Antragsmo-
nat, frihestens im Monat des Dienstbeginns/der Riick-
kehr aus der Karenz/des Eintritts des anspruchsbe-
grindenden Ereignisses (zB Geburt des Kindes, Antritt
des Zivildienstes), wobei der Antrag spdtestens 3 Mo-
nate nach Dienstbeginn/Ruckkehr aus der Karenz/

3;) Wobei die Durchschnittsberechnung gemdBg § 28 zur Anwendung kommt.

32) siehe Anhang 1 Abs 9 zum KVdDL
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Eintritt des Ereignisses, der Folgeantrag jdhrlich bis
spatestens 31. Mdarz zu stellen ist. Die Zuerkennung er-
folgt ldngstens fur das jeweilige Kalenderjahr.

(12) In Zeiten mit 50 %iger Entgeltfortzahlung gebuhrt
der Familienzuschuss ebenfalls in der Hoéhe von 50 %.
In entgeltfreien Zeiten gebuhrt kein Familienzuschuss.

(13) Gemak § 27 Abs 4 KVdDL wird auch der Familien-
zuschuss (und der Zuschlag zum Familienzuschuss)
nach dem Anstellungsausmafs aliquotiert.

(14) Nahere Erladuterungen zu den Berechnungen und
Nachweisen sind im Anhang 1 zum KVdDL enthalten.

§ 22a Erweiterter Familienzuschuss bei Teilzeitbeschaftigung

(1) Der:die Dienstnehmer:in bezieht bei Erfullung
nachfolgender Voraussetzungen (unabhdngig davon,
ob der:die Partner:in bei einer diézesanen oder ei-
nem/ einer andere/n Dienstgeber:in beschaftigt ist)
100% FZ/ZFZ gemdafy § 22 KVdADL fur jedes Kind.

(2) Das jungste Kind hat das 7. Lebensjahr noch nicht
vollendet.

(3) Der:die Antragstelleriin und der:die im selben
Haushalt lebende Partner:in arbeiten nachweislich in
Teilzeit mit je 40 - 60%. Die Untergrenze von 40 %
kann dann unterschritten werden, wenn die Zuver-
dienstgrenze zum Kinderbetreuungsgeld dies zwin-
gend notwendig macht und der:die davon Betroffene
nicht zugleich FZ/ZFZ gemdafy KVdDL bezieht.

(4) Uberschreitet das Einkommen des Vorjahres ge-
maf Einkommensteuerbescheid die Einkommens-

grenzen gemafs § 22 Abs 1 KVdDL, werden davon ab-
weichend fur den erweiterten FZ bei unselbstandiger
Erwerbstatigkeit die aktuellen Teilzeiteinkommen des
Antragstellers:der Anfragstellerin und der:des im
Haushalt lebenden Partnerin:Partners herangezogen
(sieche dazu Anhang 1 Abs 11 zum KVdDL).>?)

(5) Dabei verpflichtet sich der:die Dienstnehmer:in,
Verdnderungen in der Héhe der unselbstandigen Ein-
kinfte des Partners:der Partnerin der Personalver-
rechnung unmittelbar bekanntzugeben. Als Nachweis
gilt das monatliche Einkommen gemdf Gehalts-/
Lohnzettel, der fir den Anspruchszeitraum (nachtrég-
lich) vorzulegen ist.

(6) Im Ubrigen gelten die Bestimmungen zum FZ (§ 22
und Anhang 1 zum KVdDL) auch fur den erweiterten
FZ.

§ 22b Familienzuschuss in Patchwork-Familien

(1) Lebt/Leben im Haushalt des:der Familienzuschuss-
Berechtigten auch ein Kind/Kinder des Partners:der
Partnerin, wird diese Familiensifuafion unfer folgen-
den Voraussetzungen fur den FZ berucksichtigt:

(2) Das Kind:die Kinder des Partners:der Partnerin hat/
haben den (Haupt- oder Neben-)Wohnsitz im selben
Haushalt mit dem:der Antragsteller:in.

(3) Der:die Antragssteller:in ist mit dem Elternteil die-
ses Kindes/dieser Kinder (standesamtlich) verheiratet
oder lebt mit ihm in eingetragener Partnerschaft.

(4) Fur das Kind/die Kinder des Partners:der Partnerin
wird der Gewichfungsfakfor geméf § 22 KVdDL be-
ricksichtigt, ein Familienzuschuss steht (fur dieses
Kind/diese Kinder) nicht zu.

5. DIENSTFREISTELLUNGEN

§ 23 Dienstfreie Tage

Karfreitag, Hl. Abend und Silvester gelten als dienst-
frei. Wenn auf Grund dienstlicher Verpflichtungen
(zB fur Dienstnehmer:innen in der Seelsorge) an einem

oder mehreren dieser Tage gearbeitet wird, besteht
Anspruch auf Zeitausgleich.

35) Monatliches Brutto-Teilzeiteinkommen (ohne Beriicksichtigung FZ/ZFZ) minus Sozialversicherungsbeitrag.
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§ 23a Dienstfreistellung aus sonstigen Anldssen (Sonderurlaub)

(1) Der:die Dienstnehmer:in behalt den Anspruch auf
das Entgelf, wenn er:sie durch wichtige, seine:ihre Per-
son betreffende Grinde ohne sein:ihr Verschulden
wdhrend einer verhdltnismaRig kurzen Zeit an der
Leistung seines:ihres Dienstes verhindert ist.

(2) Unbeschadet der Bestimmungen des § 8 Abs 3
AngG wird gegen Nachweis des Ereignisses ohne An-
rechnung auf den Urlaub Dienstfreistellung®*) pau-
schal in folgendem Ausmafs gewdhrt:

a) bei der eigenen Eheschliekung: je .. 1 Arbeitstag

bei der standesamtlichen und bei der kirchlichen
Eheschlieffung

b) bei der Eheschliekung von Ge-

schwistern oder eigenen Kindern: ... 1 Arbeitstag
c) anldasslich der Geburt eines eigenen

Kindes: ... 2 Arbeitstage
d) beim Tod des (Ehe-)Partners:der

(Ehe-)Partnerin: ............coccooeiiniil. 3 Arbeitstage

e) beim Tod der Eltern, eines eigenen
(Adoptiv-) Kindes, Stief- oder Pfle-
gekindes: ......coocoiiiiiii 3 Arbeitstage

f) beim Tod von Geschwistern,
Schwiegereltern oder Grofeltern: ... 1 Arbeitstag

g) bei Wohnungswechsel*®), wenn ein
eigener Haushalt gefuhrt wird: ....... 2 Arbeitstage

h) der erstmalige Schuleintrittstag (Anlasstag) des
eigenen Kindes, Pflege- oder im gemeinsamen
Haushalt lebenden Stiefkindes

(3) In begriundeten Fallen kann Uber Antrag des
Dienstnehmers:der Dienstnehmerin eine zusdatzliche
Dienstfreistellung fur die erforderliche Hin- und Ruck-
fahrt gewdhrt werden.

(4) Dienstnehmer:innen, die als freiwilliges Mitglied ei-
ner Katastrophenhilfsorganisation, eines Reffungs-
dienstes oder einer freiwilligen Feuerwehr im Einsatz
im Rahmen eines Grofgsschadensereignisses gemaf
§ 3 Z 3 lit b des Katastrophenfondsgesetzes oder als
Mitglied eines Bergretfungsdienstes an der Dienstleis-
tung verhindert sind, haben Anspruch auf Entgeltfort-
zahlung gemaf § 8 Abs 3a AngG.

§ 24 Unbezahlter Urlaub

(1) In begrundeten Féllen kann einem:einer Dienst-
nehmer:in ein unbezahlter Urlaub bis zum Hoéchstaus-
mafy von einem Monat gewdhrt werden. Der fallige
DN- und DG-Beitrag an die OGK wird im Rahmen
der Gehaltsabrechnung berechnet und ist vom:von
der Dienstnehmer:in zu Ubernehmen.

(2) Bis langstens zur Vollendung des dritten Lebens-
jahres des Kindes haben Muftter/Vater im Anschluss
an eine Karenz nach MSchG/VKG oder AVRAG An-
spruch auf Sonderkarenz (vgl. § 25a Abs 4 KVdDL).

(3) Nach Absolvierung von ununterbrochenen 10 Jah-
ren>®) in einem aufrechten Dienstverhaltnis®’) zu einer
Dienstgeberin im Geltungsbereich des KVdDL steht
dem:der Dienstnehmer:in ein unbezahlter Urlaub in
der Dauer von langer als einem und hoéchstens zwolf
Monaten zu. Die Dauer des unbezahlten Urlaubes ist
vom:von der Dienstnehmer:in frei wahlbar, die Zeit
der Absolvierung ist jedoch mit der Dienstgeberin zu
vereinbaren. Bei dieser Vereinbarung ist auch zu kla-
ren, ob der:die Dienstnehmer:in nach dem unbezahl-

ten Urlaub auf denselben oder auf einen gleichwerti-
gen Dienstposten zurtckkehren kann. Der Anspruch
auf einen unbezahlten Urlaub besteht maximal zwei-
mal und unter der Bedingung, dass der:die Dienstneh-
mer:in einen unbezahlten Urlaub

a) aus gesundheitlichen Granden oder
b) zur persénlichen Neuorientierung oder

c) auf Grund einer besonderen familidren Situation*®)
beantragt.

(4) Dienstnehmer:innen haben einen einmaligen An-
spruch auf unbezahlten Urlaub von bis zu vier Jahren,
wenn sie in dieser Zeit einen Entwicklungshilfe-Einsatz
absolvieren. Der Einsatz kann auch in Form von zwei
mal zwei Jahren absolviert werden. Die Terminverein-
barung fur den Entwicklungshilfe-Einsatz hat im Ein-
vernehmen zwischen Dienstnehmer:in und Dienstge-
berin zu erfolgen. Der:die Diensthehmer:in hat An-
spruch auf Ruckkehr auf einen gleichwertigen Dienst-
posten.

34) Die Dienstfreistellung muss in unmittelbarem zeitlichen Zusammenhang mit dem Anlass notwendig sein und meint, dass ansonsten zu dieser
Zeit gearbeitet werden musste; diese pauschalierte Dienstfreistellung ist also bei Nichtinanspruchnahme nicht auf andere Tage als Zeitguthaben
Ubertragbar. Bei Teilzeitbeschdftigten gebuihrt die Freistellung im aliquoten Ausmaf (analog zur Urlaubsberechnung).

35) Ein Wohnungswechsel wird pro Kalenderjahr nur einmal anerkannt.

;j) Anrechenbar sind Dienstzeiten, fur die ein Entgeltanspruch bestand, sowie entgeltfreie Zeiten eines Krankenstandes.

Gemeint sind auch geringflgige, aber keine freien Dienstverhdltnisse.
) Sonderkarenz geméfs Abs 2 verwirkt nicht das Anrecht auf den unbezahlten Urlaub.

3
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(5) Bei Beantragung des unbezahlten Urlaubs besteht
Kindigungsschutz gemdaf § 15 AVRAG. Nach Verein-
barung des unbezahlten Urlaubs besteht Kundi-
gungsschutz gemafs § 7 Abs 1 Z 1 VKG bzw § 10
MSchG.

(6) Die Dienstgeberin Gbernimmt in der Sonderkarenz
gemdfs Abs 2, im unbezahlten Urlaub gemdaf Abs 3
oder wdahrend eines Enftwicklungshilfe-Einsatzes ge-
mafs Abs 4 keine Sozialversicherungskosten.

(7) Unbeschadet der Bestimmungen des AngG werden
Zeiten eines unbezahlten Urlaubs gemaf Abs 3 und 4
far dienstzeitabhangige Anspriche®) nicht ange-
rechnet.

(8) Zeiten eines unbezahlten Urlaubs fuhren zu einer
Aliquotfierung des Anspruchs auf bezahlten Urlaub
im betreffenden Urlaubsjahr gemdaf § 15f Abs 2
MSchG.

§ 24a Sabbatical

(1) Zwischen Dienstnehmer:in und Dienstgeberin kann
eine Sabbatical-Vereinbarung abgeschlossen wer-
den, wenn mit Beginn der Rahmenzeit ein aufrechtes,
unbefristetes und ununterbrochenes Dienstverhalt-
nis*®) von mindestens 5 Jahren*!) zu einer Dienstgebe-
rin im Geltungsbereich des KVdDL vorliegt.

(2) Die Rahmenzeit (Anspar- und Sabbatzeit) erstreckt
sich auf max. 60 Monate.*?) Die Sabbatzeit wird am
Ende der Rahmenzeit konsumiert.

(3) In der Ansparzeit wird bei reduziertem Entgelt und
gleichbleibender Arbeitsleistung ein Zeitguthaben
geschaffen. Das Verhaltnis von Ansparzeit zu Sabbat-
zeif kann flexibel gestaltet werden, wobei sich immer

jeweils volle Monate und mindestens 3 Monate Sab-
batzeit ergeben muissen.

(4) Sollte das Dienstverhdaltnis vor (vollstandiger) Inan-
spruchnahme der Sabbatzeit beendet werden, wird
das Entgelt fur das angesparte Zeitguthaben im Ver-
haltnis 1:1 berechnet und ausbezahlt.

(5) Bei Beantragung eines Sabbaticals besteht Kindi-
gungsschutz gemdafk § 15 AVRAG. Bei Antritt der Sab-
batzeit besteht Kindigungsschutz gemdaf § 7 Abs 1
Z 1 VKG bzw § 10 MSchG.

(6) Durchfihrungsbestimmungen sind im Anhang 2
zum KVdDL enthalfen.

§ 25 Bildungskarenz/Bildungsteilzeit und Freistellung unter Entfall der Bezlige

Werden Bildungskarenz/Bildungsteilzeit gemaf §§ 11
und 11la AVRAG oder eine Freistellung gemafs § 12
AVRAG vereinbart, so gelten die Bestimmungen des
§ 15 AVRAG. Daruber hinaus kann eine Kindigung erst

nach Beendigung der vereinbarten Bildungskarenz/
Bildungsteilzeit/Freistellung unter Entfall der Bezlge
ausgesprochen werden.

§ 25a Familien- und Kinderzeiten

(1) Vater konnen die Freistellung anl@sslich der Geburt
eines Kindes gemdak § la VKG (,Papamonat”) auch
dann in Anspruch nehmen, wenn sie nicht im gemein-
samen Haushalt mit dem Kind leben, aber fur dieses
obsorgeberechtigt sind*?).

(2) Unter Anwendung der sonstigen im MSchG/VKG

normierten Bestimmungen haben analog dazu beide
Elternteile Anspruch auf Karenz gemaf §§ 15 ff MSchG

3%) gemdk §§ 14 Abs 2, 24 Abs 3, 24a Abs 1, 32, 32a, 34, 35 KVdDL

%) Gemeint sind auch geringfiigige, aber keine freien Dienstverhdltnisse.

bzw §§ 2 ff VKG oder Teilzeitbeschaftigung nach den
Bestimmungen der §§ 15h ff MSchG bzw §§ 8 ff VKG
(Elternteilzeit), auch wenn sie nicht im selben Haushalt
leben, sie aber beide mit der Obsorge fir das gemein-
same Kind betraut sind.

(3) Davon unberlhrt sind die Anspruchsvoraussetzun-
gen fur den Bezug von Kinderbetreuungsgeld gemafg
KBGG und Familienzeitbonus gemaf FamZeitbG.

“1) Anrechenbar sind Dienstzeiten, fir die ein Entgeltanspruch bestand, sowie entgeltfreie Zeiten eines Krankenstandes.
“?) Eine Verléngerung ist bei einer Unterbrechung durch einen Mutterschutz bzw eine unbezahlte Freistellung (Elternkarenz, Pflegekarenz etc)

moglich.
“3) gemak §§ 177 Abs 4 oder 179 ABGB
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(4) (Adoptiv-/Pflege-)Mutter und Vater im selben
Haushalt mit ihrem Kind**) haben im Anschluss an
die Karenz nach MSchG/VKG oder AVRAG Anspruch
auf Sonderkarenz bis ladngstens zur Vollendung des
dritten Lebensjahres des Kindes, fur die die Bestim-
mungen und Meldefristen des MSchG/VKG analog
anzuwenden sind.*®)

(5) Unabhdangig von den gesetzlichen Méglichkeiten
der Teilzeitbeschaftigung gemaf MSchG/VKG kénnen
Dienstnehmer:innen aufgrund familidrer Befreuungs-
pflichten befristet das Anstellungsausmafk (weiter) re-
duzieren, sofern keine gravierenden betrieblichen/or-
ganisatorischen Grinde dagegensprechen. Im An-

schluss an die befristete Reduzierung besteht das
Recht auf das urspringliche Anstellungsausmafs auf
einem gleichwertigen Posten in der gleichen Verwen-
dungsgruppe. Eine Rickkehr zum urspringlichen An-
stellungsausmafsy ist auf Wunsch des Dienstnehmers:
der Dienstnehmerin auf dem gleichen Posten mdglich,
wenn diese binnen zwei Jahren erfolgt und sofern kei-
ne gravierenden betrieblichen/organisatorischen
Grinde dagegensprechen. Ehestméglich vor dem ge-
wunschten Antritt ist eine Reduzierung schriftlich bei
der Dienstgeberin anzumelden. Anderungszeitpunkt,
Anstellungsausmaf;, Dauer und Lage der Arbeitszeit
sind schriftlich zu vereinbaren.

§ 25b Freistellung und Arbeitszeitreduktion zur Betreuung und Begleitung kranker
naher Angehériger

(1) Fur die Betreuung von nahen Angehérigen kom-
men die Bestimmungen der §§ 14 - 14d iVm § 15
AVRAG, fur die Begleitung von Kindern bei Reha-Auf-
enthalten § 14e AVRAG zur Anwendung. Sofern § 15a
AVRAG nicht eine fur den:die Dienstnehmer:in gunsti-
gere Regelung vorsieht, kann eine Kindigung erst

nach Beendigung der vereinbarten Manahme aus-
gesprochen werden.

(2) 250 Abs 5 KVdDL wird fir Betreuungszeiten Uber
die gesetzlich vorgesehenen Méglichkeiten*®) hinaus
sinngemdaf angewendet.

6. ENTLOHNUNG?*)

§ 26 Falligkeit der Bezliige

(1) Die Bezlige werden im Nachhinein ausbezahlt. Sie
sind monatlich so zeitgerecht auszuzahlen oder anzu-
weisen, dass sie dem:der Dienstnehmer:in spatestens
am letzten Banktag des Kalendermonats zur Verfu-
gung stehen.

(2) Mit Ende des Dienstverhdltnisses ist das Entgelt fal-
lig.

(3) Wird das Dienstverhaltnis durch den Tod des
Dienstnehmers:der Diensthnehmerin beendet, besteht
Anspruch auf das Bruttoentgelt bis zum Ende des Ka-
lendermonats, in dem der Tod eingetreten ist.

§ 27 Gliederung der Beziuge

(1) Die Hohe der Entlohnung ist durch die dienstliche
Verwendung (Einreihung in das Verwendungsgrup-
penschema gemdaf; § 37 KVdDL) und durch die anre-
chenbare Dienstzeit des Dienstnehmers:der Dienst-
nehmerin (Vordienstzeiten gemak § 31 KVdDL) be-
stimmt.

(2) Der monatliche Bruttobezug setzt sich zusammen
aus:

a) Grundgehalt gemafk § 38 iVm § 27 Abs 4 KVdDL,

b) Zulagen,

c) Familienzuschuss gemafs §§ 22f KVdDL,

d) Uberstundenabgeltung,

soweif der jeweilige Anspruch besteht.

(3) Neben den monatlichen Bezigen hat der:die

Dienstnehmer:in auch Anspruch auf Sonderzahlungen
und - sofern die Voraussetzungen erfullt sind - auf

“4) Elternteile, die nichtim gemeinsamen Haushalt mit dem Kind leben, sich aber die Obsorge gemdf §§ 177 Abs 4 oder 179 ABGB mit dem ande-

ren Elternteil teilen, sind den Genannten gleichgestellt.

“%) Dieser Anspruch ist nicht gekoppelt an die Inanspruchnahme einer vorausgehenden Karenz nach MSchG/VKG. Eine Sonderkarenz kann je
Kind einmalig im Umfang von max. 12 Monaten angetreten und nur einmal zwischen Vater und Mutter geteilt werden.

4?) Herabsetzung der Normalarbeitszeit gemdak § 14 AVRAG und der Pflegeteilzeit geméf § 14d AVRAG

47) Unter Gehalt wird hier der Betrag des § 38 KVdDL verstanden.Bezug wird in § 27 Abs 2 KVdDL definiert. Entgelt meint den Bezug plus die zu-

stehenden Sonderzahlungen.
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Fahrtkostenzuschuss geméf § 20 KVdDL oder Offi-Ti-
cket-Bonus gemdfR § 20a KVdDL.

(4) Teilzeitbeschaftigte Dienstnehmer:innen erhalten
das Entgelt im Verhaltnis ihres AusmafRes der im
Dienstvertrag vereinbarten Wochenarbeitszeit zur kol-
lekfivvertraglichen Normalarbeitszeit.

§ 28 Sonderzahlungen

(1) Neben dem laufenden Monatsbezug geblhren
dem:der Dienstnehmer:in in jedem Kalenderjahr zwei
Sonderzahlungen. Der Urlaubszuschuss ist am
31. Mai und die Weihnachtsremuneration am 31. Ok-
tober fallig und betragt jeweils einen durchschnittli-
chen Bruttobezug.*®)

(2) Beginnt oder endet das Dienstverhaltnis wahrend
des Jahres, so gebUhren die Sonderzahlungen nur an-
teilig. In Zeiten einer unbezahlten Freistellung (zB Ka-
renz) gebuhren keine Sonderzahlungen. Im Kranken-
stand, auch wenn kein Entgeltanspruch mehr besteht,
werden dennoch Sonderzahlungen gewahrt.

(3) Die Hohe der jeweiligen Sonderzahlung berechnet
sich unter Ausscheidung der nicht zur Berechnungs-
grundlage gehoérenden Entgeltbestandteile (Sachbe-
zUge, Fahrtkosten-, Mittagessenzuschuss und Rufbe-
reitschaftsabgeltung) aus dem Durchschnittsbezug
der lefzten drei Monate vor dem Falligkeitstermin
nach Abs 1 und 6.

(4) Zeiten einer unbezahlten Freistellung (zB Karenz)
bleiben bei der Durchschnittsberechnung unberick-
sichtigt. Zeiten ohne Entgelt aufgrund einer unbezahl-
ten Freistellung reduzieren den zu bericksichtigenden
Zeitraum fur die Durchschnittsberechnung nach Abs 3
und bleiben hinsichtlich der Berechnungsbasis unbe-
racksichtigt.

(5) Beginnt oder endet im Kalenderjahr eine der ge-
setzlichen Teilzeitformen (Bildungsteilzeit, Elternteil-
zeif, Familienhospizteilzeit, Pflegeteilzeit oder Alfers-
teilzeit), erfolgt die Berechnung der Héhe der jeweili-
gen Sonderzahlung nach der kollektivvertraglichen
Durchschnittsberechnung gemafi Abs 3.

(6) Zum Zeitpunkt der Beendigung des Dienstverhalt-
nisses oder zum Beginn einer unbezahlten Freistellung
sind auch die Sonderzahlungen fallig.

§ 29 Dienstverwendung

(1) Die Einreihung in die Verwendungsgruppe erfolgt
bei Vorliegen der fur den einzelnen Dienstposten fest-
gesefzten Voraussefzungen im Rahmen des Dienst-
postenplanes und des Verwendungsgruppenschemas
nach MaRkgabe der tatséchlichen Verwendung.

(2) Fur die Klarung und Entscheidung von strittigen
Einreihungen oder fur die Bewertung und Einreihung
neuer Funkfionen wird eine Funktionsbewertungskom-
mission eingerichtet. Die Funkfionsbewertungen erfol-
gen auf Basis des dem Verwendungsgruppenschema
zugrundeliegenden Funktionsbewertungssystems. Er-
gdnzend dazu ist auch auf eine plausible hierarchi-
sche Einordnung und die sachlich gerechtfertigte Ver-
gleichbarkeif von Funktionen zu achten.

Der Funktionsbewertfungskommission gehéren an:
zwei Vertreter:iinnen der Dienstgeberin, zwei Vertre-
teriinnen des Zentralbetriebsrates der Diézese und ei-
ne Vertreterin der Diézesanen Frauenkommission. Be-
trifft eine Materie einen bestimmten Befrieb, sind von
diesem je ein:e Vertreteriin der Dienstgeberin und
der Dienstnehmer:innen (Betriebsrat) als Auskunfts-
personen beizuziehen.

“8) Uberstunden sind gemdk § 33 Abs 3 KVdDL im Teiler berticksichtigt.

Die Arbeitsweise und Kompetenzen der Funktionsbe-
wertungskommission werden sozialpartnerschaftlich
vereinbart (siehe Anhang 9 zum KVdDL).

(3) Pfarrassistent:innen, Pastoral- und Verwaltungs-
vorstdnde:vorstdndinnen erhalten eine Funktionszula-
ge idHv 60 % der Differenz zwischen G8 und G9.

(4) Leiter:iinnen einer Organisationseinheit mit ortli-
cher oder teilweise regionaler Bedeutung (Zwischen-
fuhrungsfunktionen) erhalten bei Zutreffen der jeweils
definierten Kriterien eine Funktionszulage idHv 50 %
der Differenz zur nachsthéheren Verwendungsgrup-
pe. Die Kriterien fur diese Zulage werden von der
Funktionsbewertungskommission festgelegt und sind
im Anhang 5 zum KVdDL festgehalten.

(5) Fur die Sekretariatsfunktionen (Sekretdr:in, Fach-
sekretdar:in, Buroassistent:in) werden von der Funk-
tionsbewertungskommission Kriterien und Modalité-
ten far die Einstufung festgelegt (siehe Anhang 6
zum KVdDL).
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(6) Seelsorger:innen und Pastoralassistent:innen (ge-
mak § 37 Verwendungsgruppenschema) in Pfarren
erhalten (14 x) ab 1. September 2024 eine Zulage in
der Héhe von 30 % auf G8 in der jeweiligen Gehalts-
stufe (aliquote Berechnung bei Mischanstellungen
bzw Teilzeitanstellungen). Diese Bestimmung gilt fur
Neuanstellungen ab 1.1. 2025 zundchst befristet bis
31.12. 2028.

(7) Die Tatigkeit als gesetzlich vorgeschriebene:r be-
triebliche:r Beauftragte:r (ua Sicherheitsfachkraft,

Brandschutzbeauftragte:r, Lehrlingsbeauftragte:r,
Brandschutzwart) wird, soweit sie stundenmdRig er-
fassbar ist, in Gé entlohnt, sofern die Einstufung der
Grundfunktion nicht ohnehin gleich oder héher ist.
Ist keine stundenmdRige Erfassung maoglich, erfolgt
die Entlohnung, unabhdngig von der jeweiligen Grun-
deinstufung, in Form einer Pauschale in der Héhe von
monatlich 1% von Gé/1 (14 x), berechnet von einer
100 % Anstellung.

§ 30 Einstufung

(1) Die Einstufung eines:einer Uber 18 Jahre alten
Dienstnehmers:Dienstnehmerin erfolgt grundsatzlich
in der untersten Entlohnungsstufe der jeweiligen Ver-
wendungsgruppe, sofern nicht Vordienstzeiten ange-
rechnet werden.

(2) Vor Vollendung des 18. Lebensjahres ist, sofern es
sich nicht um ein Lehrverhaltnis handelt, eine Anstel-
lung als jugendliche:r Dienstnehmer:in moéglich.

(3) Der Grundgehalt des:der jugendlichen Dienstneh-
mers:Dienstnehmerin entspricht der Entlohnungsstufe
1 der jeweiligen Verwendungsgruppe abzuglich des
Unterschiedsbetrages zwischen der Entlohnungssfufe
1und 2.

(4) Die Einstufung von Lehrlingen erfolgt dem Lehrjahr
entsprechend gemdfR Gehaltstabelle fur Lehrlinge
(§ 39 KvdDL).

(5) Lehrlingen, die aufgrund ungentgender schul-
ischer Leistungen (nicht aber wegen Krankheit bzw
Unfall) nicht berechtigt sind, in die nachsthéhere
Schulstufe aufzusteigen, gebuhrt im darauffolgenden
Lehrjahr das Lehrlingseinkommen in Héhe des abge-
laufenen Lehrjahres. Schafft ein Lehrling in dem auf
das vorgesehene Berufsschuljahr folgenden Lehrjahr
die Aufstiegsprufung fur das mit dem Lehrjahr korres-
pondierende Berufsschuljahr, gebUhrt ihm ab der auf
den erfolgreichen Prufungsabschluss folgenden
Lohnperiode wieder das der Dauer der Lehrzeit ent-
sprechende Lehrlingseinkommen.

(6) Fallweise Beschaftigte gemdfs § 1 Abs 4 KVdDL wer-
den nach Tatigkeit dem Verwendungsgruppensche-
ma zugeordnef und pauschal in der Stufe 5 bezahlt.
Der Stundenteiler befragt 139.

§ 31 Vordienstzeiten

(1) Die Berucksichtigung von Vordienstzeiten*”) wird
durch die Feststellung des Vorrickungsstichtages
ausgedruckt.

(2) Dieser Vorruckungsstichtag ist fur Dienstnehmer:
innen dadurch zu ermitteln, dass unter Beachtung
der einschradnkenden Bestimmungen der Absdatze 3
und 4 an dem Tag, an dem das Dienstverhdaltnis be-
ginnf, vorangesetzt werden:

a) (gestrichen)

b) Berufszeiten bei einer Dienstgeberin, fur die dieser
Kollektivvertrag gemdfs § 1 Abs 2 KVdDL gilt; bei
Dienstverhdltnissen, die ab 1.1. 2023 beginnen: Be-

rufszeiten bei der Caritas O0°°), bei der Kirchenzei-
tung der Didzese Linz oder im Religionsunterricht mit
aufzerordentlicher oder ordentlicher Lehrbeféhigung
- zu 100 %,

c) Berufszeiten bei anderen Dienstgeber:innen - zu
100 %, maximal jedoch 6 Jahre,

d) weitere Berufszeiten bei anderen Dienstgeber:innen
Uber 6 Jahre - zu 50 %,

e) Familienzeiten je Kind ab dem Geburtstag maximal
2 Jahre - zu 100 %; Ubrige Familienzeiten nur im An-
schluss daran (zB aufgrund einer verlangerten Ka-
renz) bis zur Wiederaufnahme einer beruflichen Tatig-

“°) Als Vordienstzeiten gelten Berufszeiten (unter lit b, ¢ und d), auch Lehrzeiten ab dem 18. Lebensjahr, unselbstidndige, auch geringfiigige Be-
schdaftigungen ebenso wie selbstéindige oder freiberufliche versicherungspflichtige Tatigkeiten im In- und Ausland. Ab 1. 2. 2025 gilt: Als Vor-
dienstzeiten gelten Berufszeiten (unter lit b, c und d), auch Lehrzeiten ab dem 18. Lebensjahr, unselbsténdige Beschdftigungen ebenso wie selb-
sténdige oder freiberufliche versicherungspflichtige Tatigkeiten im In- und Ausland. Geringflugige Beschdftigungen werden nicht bertcksich-

tigt.

%) nach KV fir Angestellte und Lehrlinge karitativer Einrichtungen der katholischen Kirche in Osterreich oder nach Dienst- und Besoldungsord-

nungen der Diézese Linz (DB-KITA, C-DBK, DBK, DBO)
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keif oder zu einem spéteren Zeitpunkt bei Bezug von
Pflegekarenzgeld - zu 50 %,

f) Prasenz- oder Zivildienst, Freiwilliges Soziales Jahr/
Freiwilliges 6kologisches Jahr - zu 50 %,

g) Zeiten im Dienst einer kirchlichen Entwicklungshil-
feorganisation - zu 50 %.

(3) Fur die Vordienstzeitenanrechnung gelten folgen-
de Einschrédnkungen:

a) Schul-, Studien- und sonstige Ausbildungszeiten
werden nicht angerechnet.

b) Zeiten nach Abs 2 d), e) und f) werden zusammen
bis zum Ausmaf von maximal 6 Jahren angerechnet.

c) Zeiten nach Abs 2 c), d), e), f) und g) werden zusam-
men bis zum Ausmaf von maximal 12 Jahren ange-
rechnef.

d) Sich Uberschneidende Zeiten werden nur einmal
angerechnet.

e) Einzelne Zeiten bis zu drei Monaten werden nicht
berucksichtigt.

(4) Der Vorruckungsstichtag wird im Dienstvertrag
(siehe Musterdienstvertrag im Anhang 3 zum KVdDL)
oder im Nachtrag dazu mitgeteilt. Er wirkt sich nur
auf die Hohe der Entlohnung, nicht aber auf andere
Rechte und Vorteile aus, die von der Dauer des Dienst-
verhdltnisses bei einer didézesanen Dienstgeberin ab-
hangen. Die durch die §§ 14 Abs 2, 24 Abs 3, 24a Abs 1,
32a Abs 1 und 2, 34 Abs 1, 35 Abs 3 normierten Stich-
tage werden im Dienstvertrag ebenfalls angefihrt.

(5) Fur die Berechnung des Vorrickungsstichtages
legt der:die Dienstnehmer:in hinsichtlich der Berufs-
zeiten spdtestens am Ende des Dienstantrittsmonats
einen Versicherungsdatenauszug®?) vor. Fur die allfal-
lige Anrechnung von Familienzeiten sind entspre-
chende Nachweise zu erbringen. Ansonsten erfolgt
die Berucksichtigung entsprechender Vordienstzeiten
nach Vorlage des Nachweises zum ndchsten Monats-
ersten.®?) Maximal 2 Jahre®®) eines abgeschlossenen
Universitats- oder (Fach-)Hochschulstudiums (Magis-
ter- oder Masterabschluss mit einer Mindestdauer
von 8 Semestern®#) werden nach Vorlage des Nach-
weises zum ndchsten Monatsersten®®) (uU teilweise)
nachtraglich angerechnet, wenn das Dienstverhdltnis
vor dem 1. 2. 2025 begrindetf wurde.

(6) Bei einem unmittelbaren Wechsel oder einem zu-
safzlichen parallelen Teilzeitdienstverhdltnis im Gel-
tungsbereich des Kollektfivvertrages der Didzese Linz
werden alle Stichtage gemdaf §§ 31, 32a und 34 KVdDL
Ubernommen.

(7) Dienstnehmer:innen, die in der Vergangenheit be-
reits in einem der Betriebe im Geltungsbereich des
Kollektivvertrages der Didzese Linz tatig waren, ab
dem 1. 2. 2025 neuerlich ein Dienstverhdaltnis zu einem
dieser Betfriebe beginnen und nicht Iickenlos von ei-
nem Betrieb in einen anderen wechseln, steigen (un-
abhdngig vom ehemaligen Vorrickungsstichtag,
aber) mindestens im ersten Jahr der zuletzt angewen-
deten Stufe wieder ein, wobei der Stichtag 1. Janner
oder 1. Juli aufgrund der Neuberechnung der Vor-
dienstzeiten berucksichfigt wird.

§ 32 Vorrickungen

(1) Die Vorrickung in eine héhere Entlohnungsstufe
erfolgt:

in die Stufen 2 - 8

in die Stufen 9 - 11
in die Stufen 12 - 14

jeweils nach 2 Dienstjahren,
jeweils nach 3 Dienstjahren,
jeweils nach 4 Dienstjahren.

(2) Die Vorruckung findet an dem auf die Vollendung
des geforderten Zeitraumes nachstfolgenden 1. Jan-
ner oder 1. Juli statt. Die Frist gilt auch dann als vollen-
def, wenn sie in den dem 1. Janner bzw 1. Juli folgen-
den drei Monaten, das ist bis 31. Mdrz bzw 30. Septem-
ber, erreicht wird.

(3) Entgeltfreie Zeiten einer Karenz nach MSchG/VKG
oder einer Freistellung anlasslich der Geburt des Kin-
des gemdak § 1a VKG (,Papamonat”), eines unbezahl-
ten Urlaubs gemafs § 24 Abs 1 KVdDL, einer Sonderka-
renz gemafk § 25a Abs 4 KVdDL (,,3. Karenzjahr"), einer
Bildungskarenz gemafs § 11 AVRAG, einer Freistellung
zur Sterbebegleitung gemafk § 14a AVRAG, zur Beglei-
tung von schwersterkrankten Kindern gemdafs § 14b
AVRAG und einer Pflegekarenz gemdafs § 14c AVRAG,
einer Begleitung von Kindern bei Rehabilitationsauf-
enthalt nach § 14e AVRAG oder einer beruflichen Re-
habilitation verandern in einem aufrechten Dienstver-
haltnis den Vorrickungsstichtag nicht. Diese Rege-

1) oder ein vergleichbares Dokument einer auslandischen Versicherung

52) Es gilt das Datum im Mail oder der Eingangsstempel im Biiro des Fachbereichs des Dienstnehmers:der Dienstnehmerin (oder an der ver-
z’gleichbaren Stelle der dibzesanen Einrichtung, in der Pfarre etc).

) Unter Berticksichtigung von Abs 3 lit d und Abs 5 werden anldsslich des nachgewiesenen Studienabschlusses (maximal) 2 Jahre fir ein wéh-
rend des aufrechten Dienstverhdltnisses abgeschlossenes Studium angerechnet.

54) Ein Masterstudium, das ein Bachelorstudium voraussetzt, ist in diesem Sinn ein mindestens 8 Semester dauerndes Studium. Ein Bachelorab-
schluss erfullt dieses Kriterium nicht.

%%) Es gilt das Datum im Mail oder der Eingangsstempel im Biiro des Fachbereichs des Dienstnehmers:der Dienstnehmerin (oder an der ver-
gleichbaren Stelle der diézesanen Einrichtung, in der Pfarre etc).
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lung gilt far alle Dienstnehmer:innen, die ab 1. 1. 2008
aus einer der genannten Karenzen/Freistellungen zu-
rickkehren.

(4) Zeiten beim Prasenzdienst, Wehrdienst als Zeitsol-
dat oder Zivildienst sind gemafk § 8 APSG im Ausmaf
von maximal 12 Monaten der Dienstzeit gleichzustel-
len.

§ 32a Urlaubsstichtag, Stichtag fur Kiindigungsfrist und Entgeltfortzahlung im
Krankheitsfall

(1) Unter Berucksichtigung der §§ 2 Abs 3 und 3 Abs 1
UrlG®®) werden fur das erhohte Urlaubsausmak ge-
maf § 2 Abs 1 UrlG Zeiten im Umfang von mehr als
drei Monaten in einem Betrieb im Geltungsbereich
des Kollektivvertrages der Didzese Linz, der Caritas
Oberosterreich, im Religionsunterricht und Zeiten in
einer anderen Didzese und in Einrichtungen der Os-
terreichischen Bischofskonferenz angerechnet.®”)

(2) Fur dienstzeitabhdngige Anspriche hinsichtlich
Kindigungsfrist und Entgeltfortzahlung im Krank-
heitsfall werden Zeiten (auch die Lehrzeit)*®) bei einer
Dienstgeberin in Geltungsbereich des KVdDL ange-
rechnet, wenn sie keine ldngeren Unterbrechungen
als jeweils drei Monate aufweisen.

(3) Die nach Beginn des Arbeitsverhdltnisses in An-
spruch genommenen in § 32 Abs 3 KVdDL genannten

Zeiten verdndern den Stichtag fur die (vorgezogene)
6. Urlaubswoche nicht.

(4) Analog dazu verdndert sich auch der Stichtag fur
die Kindigungsfrist und der Stichtag fur die Entgelt-
fortzahlung im Krankheitsfall durch eine der genann-
ten Karenzen nicht.

(5) Abs 3 und 4 gelten fur alle Dienstnehmer:innen, die
ab 1. 1. 2008 aus einer der unter § 32 Abs 3 KVdDL ge-
nannten Karenzen/Freistellungen zurlickkehren.

(6) Im aufrechten Dienstverhdltnis sind Zeiten beim
Présenzdienst, Wehrdienst als Zeitsoldat oder Zivil-
dienst gemaf § 8 APSG im Ausmaf von maximal
12 Monaten der Dienstzeit gleichzustellen.

§ 32b Jahresurlaub

(1) Zusatzlich zum gesetzlichen Urlaub und zu einem
allfalligen Urlaubsanspruch gemafs §§ 17 und 32b
Abs 2 KVdDL gebUhren drei weitere Urlaubstage
(60% der wéchentlichen Normalarbeitszeit) pro Ur-
laubsjahr.

(2) In einem aufrechten, zumindest drei Jahre®”) dau-
ernden und unbefristeten®®) Dienstverhaltnis®?) zu ei-
ner Dienstgeberin im Geltungsbereich des KVdDL (sie-

he § 1 Abs 2 KVdDL)®?) gilt (unbeschadet der Bestim-
mungen im UrlG):

In dem Urlaubsjahr, in dem das 45. Lebensjahr vollen-
det wird, erhoht sich der gesetzliche Urlaubsanspruch
auf 32 Werktage/ 27 Arbeitstage.

In dem Urlaubsjahr, in dem das 50. Lebensjahr vollen-
det wird, erhoht sich der gesetzliche Urlaubsanspruch
auf 36 Werktage/ 30 Arbeitstage.

Diese Regelung gilt als Vorgriff auf die Erhéhung des
Urlaubs nach 25 Dienstjahren gemdafs § 2 Abs 1 UrlG.

§ 33 Stundenteiler

(1) Der Stundenteiler far Normalarbeitszeit betragt

162. Das pro Arbeitsstunde zustehende Gehalt ist da-
her das bei voller kollektivvertraglicher Normalar-
beitszeit zustehende Monatsgehalt geteilt durch 162.

(2) Grundlage fur die Berechnung von Zuschlégen
wdahrend der Normalarbeitszeit ist der 162. Teil des zu-
stehenden Monatsgehaltes bei Vollbeschaftigung.

%6) Dabei sind Zeiten bei den in diesem Absatz genannten Betrieben den Dienstzeiten zum selben/bei demselben Arbeitsgeber gleichgestellt. Ein
abgeschlossenes Hochschulstudium ist flr die Bertcksichtigung geméfs § 2 Abs 1 Z 3 UrlG nachzuweisen.

57) gemaf Versicherungsdatenauszug analog zu § 31 Abs 5 KVdDL

Gemeint sind auch geringflgige, aber keine freien Dienstverhdltnisse.

59) Fur diese drei Jahre sind Dienstzeiten anrechenbar, fir die ein Entgeltanspruch bestand sowie entgeltfreie Zeiten eines Krankenstandes.
%) Ein wegen der noch nicht erfolgten Umstellung im Rahmen der Pfarrstrukturreform der Katholischen Kirche OO (,Zukunftsweg*) befristet ab-
gleschlossenes Dienstverhdltnis ist einem unbefristeten Dienstverhdltnis gleichgestellt.

) Gemeint sind auch geringfugige, aber keine freien Dienstverhdltnisse.

62) Bei einem Wechsel von einem unbefristeten in ein befristetes Dienstverhdltnis (in einem anderen KV-Betrieb) oder bei parallelen Dienstver-
haltnissen (wovon zumindest eines unbefristet sein muss), wird das Dienstverhdltnis als unbefristet qualifiziert.
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(3) Grundlage fiur die Berechnung von Zuschléagen
und der Grundstundenvergitung bei Uberstunden ist
der 139. Teil des zustehenden Monatsgehaltes gemaR
§ 27 Abs 2 lit a und b KVdDL bei Vollbeschaffigung. Mit

der Festsetzung dieser Berechnungsgrundlagen sind
alle Uber 12 Monatsbezlige hinausgehenden Sonder-
zahlungen fur die Zwecke der Uberstunden-, Sonn-
und Feiertagsentlohnung bertcksichtigt.

§ 34 Treueprdmie

(1) Nach Vollendung einer ununterbrochenen Dienst-
zeit von 20 und 25 Jahren in einem aufrechten Dienst-
verhaltnis®®) zu einer Dienstgeberin im Geltungsbe-
reich des KVdDL wird neben den laufenden Beziigen
jeweils eine einmalige Pramie gewdhrt.

(2) Die Héhe der Prémie entspricht bei Vollendung von
20 Dienstjahren 60 %, bei Vollendung von 25 Dienst-
jahren 100% des laufenden monatlichen Bruttobe-
zZugs.

(3) Ist zum Zeitpunkt der Auszahlung der Treueprémie
die Anstellung befristet erhéht oder gesenkt worden,
wird das lefzte Anstellungsausmaf vor der befristeten
Anderung als Berechnungsbasis herangezogen. Ist
die Treueprdmie in einer entgeltfreien Zeit iSd Abs 5
und 6 fallig, erfolgt ihre Auszahlung im Monat nach
der Freistellung auf Basis der lefzten unbefristeten®*)
Anstellung vor der Freistellung.

(4) Zeiten bei Uberdiézesanen Einrichtungen der Os-
terreichischen Bischofskonferenz gelten nicht als Un-
terbrechung der Dienstzeit im Sinne des Abs 1. Diese
Zeiten werden aber fur die Erlangung der Treueprd-
mie nicht angerechnet.

(5) Die nach Beginn des Arbeitsverhdltnisses in An-
spruch genommenen in § 32 Abs 3 KVdDL genannten
Zeiten verdndern den Stichtag fur die Treuepramie
nicht. Diese Regelung gilt fur alle Dienstnehmer:innen,
die ab 1.1. 2018 aus einer der genannten Karenzen/
Freistellungen zurtckkehren.

(6) Zeiten beim Prasenzdienst, Wehrdienst als Zeitsol-
dat oder Zivildienst sind gemdéf § 8 APSG im Ausmafs
von maximal 12 Monaten der Dienstzeit gleichzustel-
len.

§ 35 Abfertigung

(1) Unbeschadet der Bestimmungen des AngG erhal-
ten Dienstnehmer:innen nach einer Mindestdienstzeit
von drei Jahren die Halfte der Abfertigung, wenn sie
spatfestens drei Monate vor Ende der Karenz oder ei-
ner Teilzeitbeschaftigung nach dem MSchG bzw VKG
oder einer Sonderkarenz im 3. Lebensjahr des Kindes
gemafk § 25a Abs 4 KVdDL die Auflésung des Dienst-
verhdltnisses bekannt geben.

(2) Diese Bestimmung gilt sinngemdf auch bei Adop-
tion eines Kindes sowie bei Ubernahme eines Kindes in
unentgeltliche Pflege.

(3) Die nach Beginn des Arbeitsverhdltnisses in An-
spruch genommenen in § 32 Abs 3 KVdDL genannten
Zeiten werden fir den Abfertigungsanspruch®®) ange-
rechnet. Diese Regelung gilt fur alle Dienstnehmer:in-
nen, die ab 1. 1. 2008 aus einer der genannten Karen-
zen/Freistellungen zurtuckkehren.

(4) Zeiten beim Prasenzdienst, Wehrdienst als Zeitsol-
dat oder Zivildienst sind geméf § 8 APSG im Ausmafs
von maximal 12 Monaten der Dienstzeit gleichzustel-
len.

§ 36

aufgehoben

:j) Gemeint sind auch geringflgige, aber keine freien Dienstverhdltnisse.

') Ein befristetes Dienstverhéltnis von wissenschaftlichen Mitarbeiter:innen an der KU der Diézese Linz mit mindestens zwei Jahren Dauer wird wie

ein unbefristetes gewertet.
%) gemdk § 23 AngG
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§ 37 Verwendungsgruppenschema

Jugendleiter:in Jugendzentrum’?)
Paddagogische:r Mitarbeiter:in

G7 Pfarrverwalter:in
Personalverrechner:in

G1 Hilfskraft®®)
G2 Wirtschaftsmitarbeiter:in®”)
Bibliotheksmitarbeiter:in mit einfacher Quali-

fikation o . o . .
N . o . Bibliotheksmitarbeiter:in mit héherer Qualifi-
Prasenzmitarbeiter:in (im Pfarrbiro) .
. kation
Mesner:in . - . . .
N . Universitatsassistent:in, Predoc, Lecturer, Wis-
Totengrdber:in . . .
s senschaftliche:r Mitarbeiter:in
G3 Sekretdr:in . 73
68 Referent:in’>)
Fachkraft ) . . . 74\ 75
M Pastoralassistent:in, Seelsorger:in’®),”>)
G4 Fachsekretdr:in . . 76
Chefkoch/-kéchin Dekanatsassistent:in’®)
Beauftragte:r fur Jugendpastoral’’)

Verwaltungsmitarbeiter:in, Hausverwaltungs- .
9 9 Leiter:in Jugendzentrum’®)

fechniker:in Leiter:in einer Organisationseinheit mit ortli
Bibliotheksmitarbeiter:in mit mittlerer Qualifi- . .g : 79
kation cher oder teilweise regionaler Bedeutung”’”)

. . . iVm § 29 Abs 4 und Anhang 5 zum KVdDL
Paddagogische:r Betreuer:in . . .

. ; . (Zwischenfuhrungsfunktion)

G5 BUroassistent:in . o .
. . . G8 Projektleiter:in kirchliches Bauen
Medientechniker:in L o i .
. o Jurist:in mit diézesanen und hoheitlichen

Pastorale:r Mitarbeiter:in 80y

69 Aufgaben
7)0 Assistenzprofessor:in, Postdoc, Senior Lectu-
) rer, Wissenschaftliche:r Mitarbeiter:in
Richter:in Didzesangericht
Pfarrassistent:in (mit Funktionszulage)®?),
Seelsorgeverantwortliche:r?)
Pastoral- / Verwaltungsvorstand/-vorstandin
(mit Funktionszulage gemafk § 29 Abs 3

Gé Gruppenleiter:in
Sachbearbeifer:in
Bibliotheksmitarbeiter:in mit gehobener
Qualifikation
Organisationssekretar:in
Kirchenbeitragsberater:in’?)
Pastoralassistent:in / Seelsorger:in in Ausbil-
dung (siehe FN 74 und 75)

Pastoralarbeiter:in, Jugendleiter:in Treffpunkt KV_dDL_) . .
. Leiter:in einer Seelsorgestelle im Kranken-
Mensch und Arbeit haus®)

%) ua Wirtschafts-/Birogehilfe/-gehilfin, Raumpfleger:in, studentische Hilfskraft

s 8) ua Beikoch/-kéchin, Buffetkraft, Hausarbeiter:in, Vorarbeiter:in in der Raumpflege, Telefonist:in, Portier:in, Chauffeur:in
%) ua Koch/Kéchin, Fachkraft in der Hausverwaltung oder Haustechnik, Portier:in mit Sekretariatsaufgaben

N l) Reinigung, Haustechnik, interne Dienste

) ua in der Buchhaltung, im Rektorat, als Bdroleitung
1) Fir die Zeit der fachspezifischen internen Ausbildung erfolgt im Fachbereich Kirchenbeitrag die Einstufung als Kirchenbeitragsberater:in in
Ausbildung in G4 und nach Abschluss der Prifung bis zum Ende der Praktikumszeit in G5.

72) Dienstnehmer:innen, die grundlegende Ausbildungsvoraussetzungen (noch) nicht erfillen, werden auf Jugendleiter:innen-Posten bis zum
Abschluss der Ausbildung als Pastorale Mitarbeiter:innen beschdftigt und in G5 eingestuft. Ndheres ist in Absprache zwischen der Leitung
des Fachbereichs Seelsorger:innen in Pfarren und dem Betriebsrat geregelt. B

7 3) ua Verkindigung und Pastoral, geistliche Assistenz, (Erwachsenen)Bildung, Kommunikation und Offentlichkeitsarbeit, IT, Archiv, Bibliothek,
Familienberatung und Regionalkoordination bei BeziehunglLeben, Rechnungswesen, Bilanzbuchhaltung, Kirchenbeitrag, Jurist:in in Ausbildung,
Personalverwaltung, Personalentwicklung, Pfarrverwaltung

74) Dienstnehmer:innen, die grundlegende Ausbildungsvoraussetzungen (noch) nicht erfillen, werden auf Pastoralassistent:innen-/Seelsorger:
innen-Posten bis zum Abschluss der Ausbildung in Gé eingestuft. Die Konkretisierung erfolgt in einer sozialpartnerschaftlichen Vereinbarung.
7 5)"Die Berufsbezeichnung ,Seelsorger:in” wird fir Dienstnehmer:innen in den Pfarren im Sinn der Pfarrstrukturreform der Katholischen Kirche
0O (,Zukunftsweg”), beginnend mit Jahresbeginn 2023, verwendet.

76) Diese Funktion ist idR mit einer anderen Seelsorger:innen-Funktion (zB Seelsorger:in, Pfarrassistent:in) verbunden, die Zuordnung zur Verwen-
dungsgruppe folgt dieser ,Stammfunktion”, kann also héher oder niedriger als G7 sein.

) Dienstnehmer:innen, die grundlegende Ausbildungsvoraussetzungen (noch) nicht erfillen, werden auf Posten von Beauftragten fir Jugend-
pastoral bis zum Abschluss der Ausbildung als Pddagogische Mitarbeiter:innen beschdftigt und in Gé eingestuft. N&dheres ist in Absprache zwi-
schen der Leitung des Fachbereichs Seelsorger:innen in Pfarren und dem Betriebsrat geregelt.

78) Dienstnehmer:innen, die grundlegende Ausbildungsvoraussetzungen (noch) nicht erfiillen, werden auf Jugendzentrumsleiter:innen-Posten
der Qualifikation entsprechend niedriger eingestuft. Né&heres ist in Absprache zwischen der Leitung des Fachbereichs Seelsorger:innen in Pfar-
ren und dem Betriebsrat geregelt.

7?) ua Leiter:in Treffpunkt Mensch und Arbeit, Krankenhausseelsorger:in mit delegierter Leitung, Geschdftsfeldleiter:innen im KBW, Bildungshaus-
leiter;in

89) Fur die Zeit der fachspezifischen internen Ausbildung von zwei Jahren erfolgt die Einstufung in G7. Nahere Durchfihrungsbestimmungen
werden durch die Funktionsbewertungskommission festgelegt. (siehe Anhang 8 zum KVdDL)

81) Die Funktionsbewertungskommission hat fir den Zeitraum bis 2029 eine Einschleif-/Ubergangsregelung fur Pfarrassistent:innen vorgelegt,
nach der - je nach Dauer der Berufszugehérigkeit und/oder Beginn der Tétigkeit als Pfarrassistent:in — das Gehalt stufenweise gesenkt werden
kann.

32) Die Berufsbezeichnung ,Seelsorgeverantwortliche:r” wird fur Dienstnehmer:innen in den Pfarren im Sinn der Pfarrstrukturreform der Katholi-
schen Kirche OO (,Zukunftsweg”), beginnend mit Jahresbeginn 2023, verwendet.

83) Fur eine ab 1. 1. 2025 neu vergebene Leitungsfunktion in der Krankenhausseelsorge gilt: Sie ist dann in G8 zu bezahlen, wenn aufgrund der
Zahl der Mitarbeiter:innen von mindestens acht Vollzeitdquivalenten (inkl dem:der Leiter:in selber) und des Umfangs der Leitungsaufgaben
kaum mehr mafgebliche Seelsorgeaufgaben tibernommen werden kénnen.
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Personalreferent:in

Teamleiter:in Diézesane Dienste

Leiter:in einer Organisationseinheit mit dio-

zesaner oder Uberwiegend regionaler Be-

deutung, Spezialist:in in singuldrer Funktion®)
G9 Leiter:in einer Organisationseinheit mit gro-

Rer didzesaner Bedeutung und hoher Ver-

antwortung®®), Fachbereichsleiter:in Didzesa-

ne Dienste

Bereichsleiter:in Dibzesane Dienste (mit

Funkfionszulage)

§ 38 Gehaltstabelle

Stufe G1 G2 G3 G4 G5 Gé G7 G8 G9
1 2.207 2.481 2.742 2.936 3.153 3.426 3.797 4.236 4.769
2 2.239 2.526 2.802 3.008 3.233 3.511 3.903 4.366 4.929
3 2.273 2.975 2.863 3.087 3.314 3.599 4.012 4.501 5.087
4 2.307 2.619 2.922 3.162 3.395 3.692 4119 4.631 5.241
5 2.345 2.666 2.985 3.239 3.483 3.777 4.231 4.767 5.392
6 2.376 2.712 3.043 3.313 3.559 3.864 4.336 4.900 5.542
7 2.406 2.756 3.107 3.391 3.646 3.948 4.443 5.026 5.693
8 2.446 2.805 3.164 3.467 3.724 4.035 4.552 5.150 5.846
9 2.475 2.851 3.225 3.544 3.808 4126 4.661 5.279 5.997
10 2.515 2.895 3.291 3.618 3.891 4.206 4.769 5.399 6.150
11 2.543 2.944 3.347 3.698 3.972 4.301 4.877 5.522 6.301
12 2.577 2.989 3.409 3.773 4.052 4.389 4.987 5.649 6.456
13 2.614 3.037 3.468 3.846 4.136 4472 5.087 5770 6.608
14 2.642 3.085 3.533 3.927 4212 4.561 5.186 5.900 6.760
Lehr-
Lehrjahr Ezgmsrii:r;
€
L e 879,00
PP 1.082,00
S PP 1.361,00
B s 1.631,00
§ 39 Zulagen / Zuschusse / Aufwandsersatze
Familienzuschuss (14X) .......cccoiiiiiiiiniiniinnn.n. 175,00 Offi-Ticket-Bonus geméifs § 20a KVdDL
Zuschlag zum Familienzuschuss (14x) ............ 43,75 Kaufpreis Offi-Ticket* Offi-Ticket-Bonus / Jahr
Rufbereitschaft far Krankenhduser ................ 2,59 bis 300 € 210 €**
Fahrtkostenzuschuss gemafk § 20 KVdDL bis 400 € 280 €
Entfernung Kleines PPFKZ/ Grofses PP FKZ/ Uber 400 € 330 €
Dienstort-Wohn- Jahr Jahr * Jede Jahreskarte eines Verkehrsbetriebes, die zumindest am
ort (km) Wohn- oder am Diestort gultig ist
2-20 kein FKZ ** begrenzt mit den tatsdchlichen Kosten derJahreskarte
Uber 20-40 120 € 240¢€
Uber 40 180 € 360 €

8:) ua Diézesanarchiv, Ausbildungsbegleitung Theologiestudierende, Stabstelle
) ua Diézesancontrolling
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Mittagessenzuschuss 100 % (12X) .........c.eeveee.. 82,50

Pensionskassenbeitrag 100 % (12x) ................. 58,96
Kilometergeld fur PKW ...........ccoooiiiiiiiiiin. 0,42
pro Mitfahrerin...........ocooiiiii 0,05
fUr Motorrad ..o 0,24
fUr FONIrad ..o 0,38

7. SONSTIGE REGELUNGEN

§ 40 Dienstkleidung

(1) Dienstnehmer:innen, die an ihrem Arbeitsplatz ei-
ner besonderen Verschmutzung der Arbeitskleidung
ausgesetzt sind, haben Anspruch auf die Zurverfi-
gungstellung von Dienstkleidung.

(2) Die betroffenen Dienstnehmer:innen-Gruppen so-
wie die Art und Anzahl der Garnituren Dienstkleidung
sind in einer Betriebsvereinbarung?®®) festzulegen.

§ 41

(aufgehoben)

§ 42 Reisekosten

(1) Fur genehmigte Dienstfahrten®”) mit einem Privat-
fahrzeug gebuhrt dem:der Dienstnehmer:in eine Ent-
schéadigung (gemaf § 39 KVdDL) in Anlehnung an
das amtliche Kilometergeld, deren Héhe jahrlich zu
verhandeln ist. Bei Verwendung eines offentlichen
Verkehrsmittels werden die tatsdchlichen Fahrtkosten
ersetzt.

(2) In einer Betriebsvereinbarung®®) kann fir Dienst-
fahrten eine Mindeststrecke festgelegt werden, unter
der nur in Ausnahmefdllen eine Abgeltung vorgese-
hen ist.

(3) Aufwendungen fur Verpflegung und Unterkunft
werden gegen Vorlage der Belege in der tatsachli-
chen Hohe vergutet.

(4) Fur Dienstfahrten, die nicht langer als 3 Stunden
dauern, werden keine Verpflegungskosten erstattet.
Fur Dienstfahrten, die ldnger als 3 Stunden dauern, er-
folgt die Abgeltung nur innerhalb der steuerfreien
Safze. Nachtigungen mit Frahstick werden in der tat-
s@chlichen Hohe (bis zu 4**** Luxusklasse) vergutet.

(5) Nahere Bestimmungen sind in einer Betriebsver-
einbarung®) zu regeln. Diese kann fir Dienstfahrten
mit dem Privat-KFZ Uber die Diézesangrenzen hinaus
und bei mehr als 10.000 Dienstkilometern pro Kalen-
derjahr u.a. auch geringere Kostenersatze als § 39
KVdDL vorsehen.

§ 43 Mitteilungspflicht

(1) Der:die Dienstnehmer:in ist verpflichtet, alle Tatsa-
chen, die seine:ihre dienstlichen Rechte und Pflichten
betreffen, wie zB Dienstverhinderung, Anderung des
Wohnortes oder des Familienstandes, unverziglich
dem:der dafur zustdndigen Vorgesetzten bekannt zu
geben.

8?) gemdk § 97 Abs 1 Z 12 ArbVG
87) siehe § 9 Abs 1 KVdDL

82) gemdR § 97 Abs 1 Z 12 ArbVG
87) gemdk § 97 Abs 1 Z 12 ArbVG

(2) Werdende Mutter haben, sobald ihnen das voraus-
sichtliche Datum der Entbindung bekannt ist oder eine
vorzeitige Beendigung der Schwangerschaft einge-
treten ist, der Dienstgeberin hiervon Mitteilung zu ma-
chen. Gleiches gilt bei der Geburt eines Kindes.
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§ 44 Dienstverhinderung infolge Krankheit oder Unfall

(1) Bei einer Dienstverhinderung infolge von Krankheit
oder Unfall, die langer als zwei Kalendertage dauert,
hat der:die Dienstnehmer:in eine drztliche Bestati-
gung uber die gesamte Dauer der Arbeitsunfahigkeit
(dh uU auch rickwirkend) vorzulegen.

(2) Dienstnehmer:innen sind verpflichtet, die Verhin-
derung ohne Verzug dem:der direkt Vorgesetfzten zu
melden. Kommt der:die Dienstnehmer:in seiner:ihrer
Meldepflicht nicht nach, so verliert er:sie fur die Dauer
der SGumnis den Anspruch auf das Krankenentgelt.

§ 45 Dienstverschwiegenheit

(1) Der:die Dienstnehmer:in ist an das Dienstgeheimnis
gebunden. Er:Sie ist somit verpflichtet, Uber alle
dienstlichen Angelegenheiten, soweit deren Geheim-
haltung im Inferesse der Dienstgeberin steht oder die
ausdrucklich als vertraulich bezeichnet worden sind,
Verschwiegenheit zu bewahren. Dies gilt nicht fur Mit-
teilungen, die berechtigterweise im Dienstverkehr von
ihm:ihr verlangt werden, oder fur Tatsachen, die of-

fenkundig sind oder ihrer Bedeutung nach keiner Ge-
heimhaltung bedirfen.

(2) Die Verpflichtung zur Wahrung des Dienstgeheim-
nisses besteht auch nach Beendigung des Dienstver-
haltnisses weiter. Von dieser Verpflichtung kann nur
die Dienstgeberin entbinden.

§ 46 Nebenbeschaftigung

(1) Uber jede weitere léngerfristige erwerbsmaRkige
selbsténdige oder unselbstandige Beschaftigung ist
unbeschadet von § 2i AVRAG die Dienstgeberin zu in-
formieren. Die Ausubung einer Nebenbeschdaftigung,
die mit dem Stand eines:einer kirchlichen Dienstneh-
mers:Dienstnehmerin unvereinbar ist oder diese:n an
der klaglosen Erfullung seiner:ihrer Dienstpflichten
hindert, ist nicht zuldssig.

(2) Vor Antritt einer Beschaftigung bei einem:einer an-
deren Dienstgeber:in wahrend einer Karenz gemaR
MSchG/VKG bzw einer Sonderkarenz gemdafs § 25a
Abs 4 KVdDL ist die Zustimmung der Dienstgeberin,
bei der das Dienstverhdltnis karenziert ist, schriftlich
einzuholen.”®) Wahrend und nach Ende eines allfalli-
gen weiteren Dienstverhdltnisses bleibt die Karenzver-

einbarung bei der ersten Dienstgeberin unangetastet.
Weder Dienstgeberin noch Dienstnehmer:in haben
das Recht, den vorzeitigen Anfritt des Dienstes einsei-
tig zu verlangen. Erteilt die Dienstgeberin die Zustim-
mung unter Angabe von Grinden nicht, kann der:die
Dienstnehmer:in das Dienstverhaltnis unter Einhaltung
der gesetzlichen Kindigungsfrist beenden und den
allfalligen Abferfigungsanspruch gemaf § 35 Abs 1
KVdDL geltend machen.

(3) Dienstgeber:innen im Geltungsbereich des KVdDL
achten darauf, dass die Summe mehrerer Anstellun-
gen 100% der gesetzlichen®) oder jeweils kollektiv-
vertraglichen woéchentlichen Normalarbeitszeit nicht
Ubersteigt.

§ 47 Voribergehende Dienstverwendung / Versetzung

(1) Ein:e Dienstnehmer:in kann, wenn es der Dienst er-
fordert, innerhalb eines Arbeitsjahres bis zur Hochst-
dauer von vier Wochen auch aufzerhalb des im Dienst-
vertrag vereinbarten Verwendungsbereiches an ei-
nem anderen Dienstort oder in einer anderen Be-
schaftigungsart zur Dienstleistung herangezogen
werden. Eine Uber den genannfen Zeitraum hinausge-
hende anderweitige Verwendung bedarf der Zustim-
mung des Dienstnehmers:der Dienstnehmerin, unbe-
schadet der Bestimmung des § 101 ArbVG.

%9) gemdfk § 15e Abs 3 MSchG
1) gemdk § 3 Abs 1 AZG

(2) Die anderweitige Tatigkeit darf fur den:die Dienst-
nehmer:in zu keinem finanziellen Nachteil fUhren, sie
soll seiner:ihrer Dienststellung und Vorbildung nach
Méglichkeit entsprechen. Die persénlichen Verhdltnis-
se des Dienstnehmers:der Dienstnehmerin sind ge-
buhrend zu bertcksichtigen.

(3) Der Betriebsrat ist auch bei voriibergehender an-
derer Verwendung im Vorhinein zu informieren.
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§ 48 Geschenkannahme

(1) Dienstnehmer:innen durfen Abhdngigkeitsverhalt-
nisse (Beratung, seelsorgliche Begleitung, Vorgesetz-
tenfunktion etc) nicht durch Entgegennahme vermoé-
genswerter Vorteile missbrauchen.

(2) Dienstnehmer:innen ist es untersagt, von Personen,
die sie begleiten, beraten bzw mit denen sie zusam-
menarbeiten, oder von deren Angehdrigen fur sich
oder fur Dritte ein Geschenk, einen anderen Vermo-
gensvorteil oder einen sonstigen Vorteil zu fordern,

anzunehmen oder sich versprechen zu lassen. Ausge-
nommen sind Spenden fur die jeweilige Seelsorge-
oder Bildungseinrichtung.

(3) Orts- und landestbliche Aufmerksamkeiten (zB
Blumen, Sukigkeiten, Kerzen, Blcher etc) von gerin-
gem Wert gelten nicht als vermégenswerter Vorteil.
Geschenke zu Geburtstagen oder Dienstjubiléden dur-
fen angenommen werden.

§ 49 Kundigungsfristen

(1) Fur Dienstgeber:innen-Kundigungen werden im
Dienstvertrag Quartalskiindigungen gemafs; § 20 Abs 2
AngG vereinbart.

(2) Dienstnehmer:innen haben eine einmonatige Kin-
digungsfrist zum Monatsletzten gemaf § 20 Abs 4 Satz
1 AngG.

(3) Davon abweichend kann nur far Dienstnehmer:in-
nen ab der Verwendungsgruppe G8 im Dienstvertrag
die ldngere Kundigungsfrist gemdafk § 20 Abs 4 Safz 2
AngG vereinbart werden. Diese Frist kann allerdings
drei Monate nicht Gbersteigen.

(4) Kindigungen mussen bei sonstiger Rechtsunwirk-
samkeit in Schriftform (unterschriftlich) erfolgen.
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ANHANG 1
ERLAUTERUNGEN ZUM FAMILIENZUSCHUSS (FZ)

(1) Ein Anfrag wird erst nach vollstandiger Vorlage al-
ler notwendigen Unterlagen bearbeitet. Die Abgabe-
frist endet am 10. Dezember des Anspruchsjahres.

(2) Der Anspruch auf Familienbeihilfe (FBH) ist durch
die Mitteilung des Finanzamtes oder einer amtlichen
Best@tigung nachzuweisen. Andert sich der Anspruch
auf FBH im laufenden Jahr, ist dies der zustdndigen
Personalverrechnungsstelle unverziglich bekannt zu
geben, sofern dies nicht aus der vorliegenden Bestati-
gung ersichflich ist.

(3) Fur Zeiten ohne FBH-Anspruch gemaf; § 22 Abs 4
KVdDL ist der FZ/ZFZ im Nachhinein bis spdatestens
10. Dezember des Anspruchsjahres gesondert zu be-
antragen.

(4) Mit dem Neuantrag und jedem Folgeantrag ist bis
spatestens 10. Dezember des Anspruchsjahres das
(Familien-)Einkommen anhand des Einkommen-
steuerbescheides (der antraglosen Arbeitnehmer:in-
nenveranlagung) des Vorjahres nachzuweisen.

(5) Land- und Forstwirt:innen, die keinen Einkommen-
steuerbescheid haben, stellen den letzten Einheits-
wertbescheid fur die Berechnung zur Verfligung.

(6) Unter (Familien-)Einkommen sind alle Einklnfte
des Antragstellers:der Antragstellerin und des:der mit
ihm:ihr im gemeinsamen Haushalt lebenden Part-
ners:Partnerin zu verstehen.

(7) Gebuhrt gemafs § 22 Abs 9 KVdDL beiden An-
spruchsberechtigten ein FZ/ZFZ, ist einvernehmlich
festzulegen, an wen von beiden der gemeinsam zuste-
hende FZ/ZFZ in welcher Héhe ausbezahlt wird.

(8) Als monatliches (Familien-)Einkommen wird das
Zwolftel aller im Einkommensteuerbescheid angege-
benen EinkUnfte und der steuerpflichtigen Bezlige
aus nichtselbstdndiger Arbeit bertcksichtigt, wobei
ein Negativ-Einkommen (etwa aus selbstandiger Ar-
beit) das (Familien-)Einkommen nicht reduziert. Bei
Land- und Forstwirt:innen, fur die Abs 5 gilt, werden
60 % vom Gesamteinheitswert als Einkommen heran-
gezogen.

(9) Ein im nachgewiesenen Jahr bezogener FZ/ZFZ
gemaf; § 22 oder 22a KVdDL und/oder eine Treueprd-
mie einer Dienstgeberin im Geltungsbereich des
KVdDL werden nicht zum (Familien-) Einkommen ge-
rechnet und bleiben somit bei der Berechnung des
FZ/ZFZ unbericksichtigt.”?)

(10) Fur den erweiterten FZ gemafs § 22a KVdDL kann
zugunsten der Dienstnehmerin:des Dienstnehmers das
jeweils aktuelle Teilzeiteinkommen (Monatsbrutto oh-
ne FZ/ZFZ minus Sozialversicherung) fur die Ermitt-
lung des Familieneinkommens herangezogen werden
(siehe § 22a Abs 4 KVdDL).

%2) 80 % des Bruttobezugs Familienzuschuss und/oder Treueprémie (ohne Sonderzahlung) werden hinsichtlich der Reduktion des steuerpflich-

tigen (Familien-)Einkommens berdcksichtigt.
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ANHANG 2
DURCHFUHRUNGSBESTIMMUNGEN ZUM SABBATICAL § 24A KVDDL

(1) Die Dienstgeberinnen-Beitrédge zur Pensionskasse
und ein ev. Familienzuschuss werden im gleichen Aus-
mafk wie das Entgelt (Bruttobezug und Sonderzahlun-
gen) reduziert.

(2) In der Ansparzeit werden ein ev. Fahrtkostenzu-
schuss und die Essenbons im bisherigen Ausmafs wei-
terbezogen. In der Sabbatzeit fallen diese Sozialleis-
tungen weg. Das gilf analog auch fur ev. variable Ge-
haltsbestandteile.

(3) Uber den Ausgleich eines Zeitguthabens oder Zeit-
defizits und den Verbrauch von Urlaub ist vorab eine
Vereinbarung zu freffen.

(4) Der Urlaub, der aliquot in der Freizeitphase ent-
steht, gilt als in der Freizeitphase verbraucht. Der ge-
setzliche und kollektivvertragliche Urlaubsanspruch
wird durch die Sabbatical-Vereinbarung ansonsten
nicht berthrt.

(5) Anspruche, die sich nach der Dauer des Dienstver-
haltnisses richten, werden durch die Sabbatical-Ver-
einbarung nicht beruhrt.

(6) Eine Veranderung der Sabbatical-Vereinbarung ist
fur beide Seiten nur in Absprache und in begrindeten
Fallen méglich. Bei einer Beendigung der Vereinba-
rung wird das offene Zeitguthaben im Verhdltnis 1:1
mit der nachstfolgenden Gehaltsabrechnung abge-
golten. Dies gilt auch fur den Fall der Beendigung
des Dienstverhdltnisses. Basis fur die Berechnung des
Entgelts ist die zum Zeitpunkt der Beendigung gultige
Einstufung und der aktuell gultige KV.

(7) Wird nicht eine Veranderung der Sabbatical-Ver-
einbarung vereinbart’), unterbrechen und verlén-

gern entgeltfreie Zeiten (Mutterschutz, Eltern-/ Pfle-
gekarenz etc) die Rahmenzeit, es sei denn, die Sabba-
tical-Vereinbarung wird einvernehmlich beendet.

(8) Wird das Dienstverhdltnis wahrend oder am Ende
der Rahmenzeit beendet und besteht ein Anspruch
auf Abfertigung gemaR § 23 AngG, so gilt jenes An-
stellungsausmaf, das unmittelbar vor Beginn der
Rahmenzeit gegeben war, als Berechnungsbasis.

(9) Nach Ablauf der Sabbatzeit besteht Anspruch auf
das ursprungliche Anstellungsausmafs auf dem bishe-
rigen Dienstposten. Sollte der Posten aus betriebsor-
ganisatorischen Grinden nicht mehr vorhanden sein,
besteht Anspruch auf einen gleichwertigen Dienstpos-
ten mit dem ursprianglichen Anstellungsausmak.

(10) Dem:der Dienstnehmer:in wird zur Kenntnis ge-
bracht, dass die aufgrund der Sabbatical-Vereinba-
rung eintretende Reduzierung des Entgelts uU Auswir-
kungen auf eine zukinftige Pensionsbemessung hat
und dass eine ev. Auszahlung im Sinne des Punktes
6. zu einer héheren lohnsteuerlichen Belastung fuhren
kann.

(11) Bei einer Auszahlung im Sinne des Abs 6 kann es
zu einer Uberschreitung der Héchstbeitragsgrundla-
ge in der Sozialversicherung kommen. Fir den Fall,
dass die Sozialversicherung Beitragsnachforderun-
gen erhebt, wird die Dienstgeberin hinsichtlich des Ar-
beithehmer:innen-Anteils vom Dienstnehmer:von der
Dienstnehmerin schad- und klaglos gehalten.

(12) Dienstnehmer:innen haben das Recht, bei Ab-
schluss einer Sabbatical-Vereinbarung den Betriebs-
rat beizuziehen.

) Die Ansparzeit wird zB verkdrzt, sodass die entstandene Sabbatzeit noch vor dem Antritt des Mutterschutzes verbraucht werden kann.
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ANHANG 3
MUSTERDIENSTVERTRAG

DIENSTVERTRAG
Dienstgeber:iin:  Name .........ccooiiiiiiiii 6. Dienstort
Anschrift ... Anschrift
Dienstnehmer:in: Name ..............coooiiiiiiiiiiiii, (fakultativ): Arbeitsplatz Kategorie 1 oder 2 (It Di6z. BV
Anschrift ... Dienstfahrten und Reisekosten)................ccoceeenennen.
Staatsangehorigkeit...................l
Sozialversicherungs-Nr/Geburtsda- 7. Kollektive Rechtsnormen
fum L Fur das Dienstverhaltnis findet der Kollektivvertrag der

1. Dauer

Das Dienstverhdltnis beginntam ..........c.cooiiiiann.

und wird

O zundchst 12 Monate befristet abgeschlossen. Das
befristete Dienstverhdltnis endet durch Fristablauf
oder kann von beiden Teilen unter Einhaltung der
Kandigungsfrist gemaf Pkt 3 gekindigf werden.

O auf unbestimmte Zeit abgeschlossen.

N

Probezeit

O Der erste Monat gilt als Probemonat, wéhrend des-
sen das Dienstverhdltnis von beiden Seiten jederzeit
ohne Angabe von Grinden gelést werden kann.

O Ein Probemonat ist nicht vereinbart.

o

Kindigung
O Das Dienstverhdltnis kann unter Einhaltung der ge-

sefzlichen Kindigungsfrist gemadf § 20 Abs 2 bzw
Abs 4 Satz 1 AngG gekindigt werden.

O Far Fuhrungskrafte ab der Verwendungsgruppe
G8: Als Kundigungsfrist gilt fur beide Seiten die
fur Dienstgeber:innen gemafk § 20 Abs 2 iVm Abs 4
Satz 2 AngG geltende Frist. Diese ist fur den:die
Dienstnehmer:in Idngstens drei Monate.
Kindigungen mussen bei sonstiger Rechtsunwirk-
samkeit in Schriffform (unterschriftlich) erfolgen.
Der Befriebsrat ist gemaf § 105 Abs 1 ArbVG von
der Dienstgeberin vor jeder Kindigung eines
Dienstnehmers:einer Dienstnehmerin zu verstandi-
gen.

4. Dienstverwendung gemdafR § 37 KVdDL Verwen-
dungsgruppenschema

Die Anstellung erfolgt als: .......coooiiiiiiiiiiis
Die Tatigkeit umfasst insbesondere folgende Aufga-
ben: Im Zuge von strukturellen Verdnderungen kann
es zu Anpassungen der Aufgaben kommen, die in
der jeweiligen Stellenbeschreibung festgehalten sind.

5. Dienstvorgesetzte:r
Funktion/Name (derzeit): ...........ccoeevviiiiiiiiiiinii

Di6zese Linz (KVdDL) in der jeweils geltenden Fassung
Anwendung.

O Es gelten auch die fur den:die Dienstnehmer:in zu-
treffenden, zwischen Betriebsrat und Dienstgeberin
oder Zentralbetriebsrat und Diézese abgeschlosse-
nen Betriebsvereinbarungen in der fur die:den An-
gestellte:n jeweils geltenden Fassung.

O Der Inhalf folgender diézesaner Betriebsvereinba-

rungen, Richtlinien und Instruktionen in der jeweils
geltenden Fassung kommt fur diesen Dienstvertrag
zur Anwendung: ,Dienstfahrten und Reisekosten
gem § 42 KVdDL", ,Datenschutz”, ,Pensionsvorsor-
gekasse”, ,Mittagessen-Zuschuss”, ,Arbeitsstif-
tung”, ,Dienstkleidung”, ,Homeoffice”, ,Mobile
Arbeitsformen”, ,Supervision”, ,Instruktion gegen
Gewalt und Missbrauch”, ,Richtlinie Bildschirmbril -
le”, ,Instrukfion Umgang mit Konflikt und Mob-
bing”.
Der Kollektfivvertrag und die zutreffenden Befriebs-
vereinbarungen sind in der jeweils aktuellen Fas-
sung im Mitarbeiter:innen-Portal einseh- bzw ab-
rufbar, liegen im Fachbereich Personalverwalfung
und Dienstrecht und beim Betriebsrat auf.

8. Vordienstzeiten und Stichtage/Einbeziehungszeit-
punkt

Fur die Einstufung werden zum Eintrittsdatum gemaf
§ 30iVm § 31 KVdDL als Vordienstzeiten berucksichtigt:
Das ergibt den Vorrickungsstichtag:
Vorrickungstermin: O 1. Janner

O 1. Juli

Einbeziehung in die Pensionskasse (Di6zesane Be-
triebsvereinbarung Betriebliche Pensionsvorsorge):

Fur den Urlaubsanspruch werden gemafk Urlaubsge-
setz (UrlG) und § 32a Abs 1 KVdDL angerechnet:
Das ergibt den Urlaubsstichtag:

O Aufgrund allfalliger Anrechnungsbestimmungen
sind folgende Stichtage fur weitere Anspruche he-
FANZUZIENEN: ... e
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Entgeltfortzahlung im Krankheitsfall und Kiindigungs-
frist (§ 32a Abs 2 KVADL): ...vvvviiiiiieiiiieeii e
Treueprémie (gemak DBB oder DBO oder § 34 Abs 1
KVADL): it
Abfertigung (§ 23 AngG iVm § 35 Abs 3 KVdDL):
Stichtag fur Wartefrist hinsichtlich Bildungsfreistellung
(§ 14 Abs 2 KVdDL), unbezahlter Urlaub (§ 24 Abs 3
KVdDL), Sabbatical (§ 24a Abs 1 KVdDL):

9. Einstufung
VerwenduNgSgrUPPE: ...,

Ndachste Vorrlckung: .. ..o

10. Entlohnung

Das monatliche Brutfogehalt betragt gemafs §§ 29 ff
iVm §§ 37 f KVdDL: ........cvevnennes €

Zusatzlich gebUhren gemafs §§ 19 f KVdDL bei Vorlie-
gen der Voraussetzungen auf Antrag Fahrtkostenzu-
schuss/Offi-Ticket-Bonus und Familienzuschuss.

Alle Entgeltzahlungen werden gemdfs den einschlagi-
gen Bestimmungen ggf entsprechend dem Anstel-
lungsausmafy aliquotiert und erfolgen monatlich im
Nachhinein auf ein vom Dienstnehmer:von der Dienst-
nehmerin bekannt zu gebendes Bankkonto.

11. Urlaub

Der Urlaubsanspruch betragt gemafs UrlG

O 5 Arbeitswochen

O 6 Arbeitswochen

und erhéht sich unter Anwendung von § 32b Abs 1 und
ggf Abs 2 KVdDL.

DarUber hinaus besteht bei Vorliegen der Vorausset-
zungen ein Anspruch auf Zusatzurlaub gemafs § 17
KVdDL (ab Vorlage des Nachweises).

12.1 Anstellungsausmafs
Die regelmafige woéchentliche Normalarbeitszeit be-
tragt......Stunden, das ist ein Anstellungsausmag’)

12.2 Arbeitszeit

Vereinbart wird”®)

O fixe Arbeitszeitam Mo ...... Di...... ,Mi...... ,Do...... ,
Fr.......

O Gleitzeit mit Kernzeit mit folgenden Kernzeiten: Mo
...... ,Di.......,Mi......, Do ......, Fr ......

O Gleitzeit ohne Kernzeit |
O Gleitzeit ohne Kernzeit Il

O Arbeit nach Dienstplan

Bei allen Gleitzeitmodellen gilt fir den Urlaub und fur
Dienstverhinderungen folgende fiktive Normalarbeits-
zeit (Sollzeit):

O Montag ... Stunden (00.00 - 00.00 Uhr)
Dienstag ... Stunden (00.00 - 00.00 Uhr)
Mittwoch ... Stunden (00.00 - 00.00 Uhr)
Donnerstag ... Stunden (00.00 - 00.00 Uhr)
Freitag ... Stunden (00.00 - 00.00 Uhr)
Samstag ... Stunden (00.00 - 00.00 Uhr)

O..... tag bis...... tagje ...... Stunden (00.00 -

00.00 Uhr)

Gemaf

O Didzesaner Betriebsvereinbarung Arbeitszeit und
Anhang ... (Betrieb)

O Anhang 4 zum KVdDL (Rahmenvereinbarung Ar-
beitszeit)?®)

gelten Gleitzeitrahmen ...... tag bis ...... tag (00.00 -
00.00 Uhr) sowie die ...... -monafige Gleifzeitperiode,
der zum Monatsletzten im ...... e s ) eeeens endet,
als vereinbart.

O Es gilt kein Gleitzeitrahmen und keine Gleitzeitpe-
riode.””)

An einzelnen Tagen kann die Normalarbeitszeif bis auf
zu 10 Stunden und in einzelnen Wochen auf bis zu
48 Stunden ausgedehnt werden. Das Zeitguthaben
soll in der Gleitzeitperiode nicht mehr als das...... -fa-
che und das Zeitdefizit maximal das 1-fache Ausmaf
der vereinbarten Wochenarbeitszeit erreichen. Am En-
de der Gleitzeitperiode ist die Ubertragung eines Zeit-
guthabens bis zum 1-fachen Ausmaf der im Dienst-
vertrag vereinbarten Wochenarbeitszeit ohne Zu-
schlag (1:1) in die ndchste Gleitzeitperiode moglich.
Fur die Leistung von Mehrarbeit oder Uberstunden
gelten die jeweils geltenden Bestimmungen des
KVdDL (und im jeweiligen Geltungsbereich die ent-
sprechenden Bestimmungen in der Betriebsvereinba-
rung Arbeitszeit mit Anhang oder im Anhang 4 zum
KvdDL).

13. SV-Trdagerin und Mitarbeiter:innenvorsorgekasse
Das Dienstverhdltnis ist bei der Osterreichischen Ge-
sundheitskasse (OGK), Gruberstrake 77, 4020 Linz ge-
meldef.

O Die Dienstgeberin leistet im Sinne des Betrieblichen
Mitarbeiter- und Selbstdndigenvorsorgegesetzes
sowie der entsprechenden didzesanen Betriebsver-
einbarung ab ...l Beitfrdge an folgende
Mitarbeiter:innenvorsorgekasse:

9:) Das Anstellungsausmafs wird mit 2 Kommastellen, kaufmdnnisch gerundet, angegeben.

°) Gemak § 4a Abs 3 KVADL kann nur durch eine Betriebsvereinbarung gemdk § 97 Abs 1 Z 2 ArbVG flexible Arbeitszeit (Gleitzeit mit und ohne
Kernzeit, Arbeit nach Dienstplan) festgelegt werden. Far Dienstnehmer:innen, fur die weder die diézesane Betriebsvereinbarung Arbeitszeit noch
Anhang 4 zum KVdDL (Rahmenvereinbarung Arbeitszeit) zur Anwendung kommt, ist fixe Arbeitszeit zu vereinbaren.

6) Gemak § 6b KVADL iVm P 1 Geltungsbereich im Anhang 4 zum KVdDL: fir Pfarren und Betriebe, die diesem Kollektivvertrag unterliegen und

weniger als 5 Beschdftigte haben.

77 ) Kein Gleitzeitrahmen und keine Gleitzeitperiode kann fir Dienstnehmer:innen vereinbart werden, fir die weder die diézesane Betriebsver-
einbarung Arbeitszeit noch Anhang 4 zum KVdDL (Rahmenvereinbarung Arbeitszeit) zur Anwendung kommt.
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Valida Plus AG, Mooslackengasse 12, 1190 Wien

O Die Dienstgeberin leistet keine Beifrége an eine
Mitarbeiter:innenvorsorgekasse. Es besteht ein An-
spruch gemak § 23 AngG (,Abfertigung alt*).

O Es werden keine Beitrage an die MVK geleistet, das
Dienstverhdaltnis endet bevor einmonatige Warte-
frist erfllt ist.

14. Alilgemeine Bestimmungen

Soweit sich aus diesem Dienstvertrag und den kollekti-
ven Rechtsnormen nichts anderes ergibt, sind die Be-
stimmungen des Angestelltengesetzes (AngG) in der
jeweils geltenden Fassung anzuwenden.

Anderungen dieses Vertrages bedirfen der Schrift-
form.

Sind einzelne Bestimmungen dieses Verfrages unwirk-
sam, so wird dadurch die Wirksamkeit der Ubrigen
Vertragsteile nicht beruhrt.

Der:die Dienstnehmer:in hat Anspruch auf die Ausfol-
gung einer Ausfertigung dieses Dienstvertrages.

Der Betriebsrat kann den Dienstvertrag im digitalen
Personalverwaltungssystem einsehen.

Der Zentralbetriebsrat der Di6zese Linz kann den im
Fachbereich Verwaltung in Pfarren oder bei den Ver-

Ort, Datum, Unterschrift Dienstgeber:in

waltungsvorsténden aufliegenden Dienstvertrag von
Dienstnehmer:innen, die nicht von einem Beftriebsrat
vertreten werden, einsehen (siehe Anhang 4 Abs 5
zum KVdDL).

15. Datenschutz in der Personalverwaltung

Die Informationen Uber die Datenverarbeitung in der
Personalverwaltung gemdaf Art 13 DSGVO kénnen
jederzeit im Mitarbeiter:innen-Portal eingesehen
werden.

16. Verpflichtungserklarung It Kirchlicher Rahmen-
ordnung , Die Wahrheit wird euch frei machen”

Bei Vertragsabschluss wurde der:die Dienstnehmer:in
Uber die Verpflichtung zur Teilnahme an einer Schu-
lung im Rahmen der Praventionsmafknahmen gegen
Missbrauch und Gewalt und die Unterfertigung einer
diesbezliglichen Verpflichtungserklarung informiert.

17. Verpflichtungserkldrung auf das Datengeheimnis
Der:die Dienstnehmer:in nimmt die Verpflichtungser-
kldrung im Anhang ausdrucklich zur Kenntnis und be-
stafigt mit der Unferschrift die Einhaltung derselben.

Ort, Datum, Unterschrift Dienstnehmer:in
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Anhang:

VERPFLICHTUNGSERKLARUNG AUF DAS DATENGEHEIMNIS

gemafs § 6 DSG

Ich verpflichte mich zur Wahrung des Datengeheimnisses gemafk § 6 Datenschutzgesetz (DSG) in der geltenden
Fassung.

Weiters verpflichte ich mich, die Datenschutz- und Datensicherheitsvorschriften, unabhdngig davon, ob es sich
um gesetzliche Verpflichtungen oder betriebliche Anordnungen (Dienstverschwiegenheit) handelt, einzuhalten.

Dementsprechend habe ich

- Daten naturlicher und juristischer Personen (personenbezogene, aber auch wirtschaftliche oder steuerliche Da-
ten), die mir auf Grund meiner berufsmakigen Beschdaftigung anvertraut oder (aus Datenanwendungen) zu-
gdnglich gemacht wurden, unbeschadet sonstiger Verschwiegenheitsverpflichtungen, geheim zu halten, soweif
kein rechtlich zulé@ssiger Grund fur eine Ubermittlung dieser Daten besteht.

Diese Daten diurfen nur auf Grund einer ausdricklichen Anordnung meiner Dienstgeberin, vertreten durch den/
die Dienstvorgesetzte/n, weitergegeben bzw. GUbermittelt werden!

- andere dienstliche Bestimmungen tber den Datenschutz und die Datensicherheit ebenfalls zu beachten (zB § 45
Kollektivvertrag der Diézese Linz, Betriebsvereinbarung Datenschutz).

- Daten zu keinem anderen als dem zum rechtmdfigen Aufgabenvollzug gehérenden Zweck zu verwenden.

- das Datengeheimnis und gegensténdliche Verpflichtungen auch nach der Beendigung meines Arbeits-/Dienst-
Verhdltnisses bzw. bei einem Wechsel meines Dienststellenbereiches einzuhalten.

Ein Verstofs gegen diese Geheimhaltungspflicht kann mit strafrechtlichen Folgen gemdaf § 63 DSG bzw einer Ver-
waltungsstrafe gemafk § 62 DSG bedroht sein, arbeitsrechtliche Folgen haben (zB meine Entlassung aus dem
kirchlichen Dienst) und zudem schadenersatzpflichtig machen.

(Ort und Datum) (Unterschrift)

Fur Auskunfte in Datenschuftzangelegenheiten ist die Fa. x-tenfion Informationstechnologie GmbH, 4600 Wels,
Friedhofstrafse 57, als externe Datenschufzreferenfin der Didzese Linz zustdndig. Konfakfieren Sie dazu daten-
schutz@dioezese-linz.at.
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ANHANG 4
RAHMENVEREINBARUNG ARBEITSZEIT

1. Geltungsbereich

Fachlicher Geltungsbereich: alle Befriebe im Gel-
tungsbereich des KVdDL, in denen kein Betriebsrat er-
richtet ist (§ 4b Abs 2 AZG).

Persénlicher Geltungsbereich: alle im fachlichen Gel-
tungsbereich Beschaffigten, fur die keine fixe Arbeits-
zeit gemdafy § 4 KVdDL, sondern Gleitzeit mit Kernzeit
gemafk § 5 KVdDL, Gleitzeit ohne Kernzeit gemaf § 6
KVdDL oder Arbeit nach Dienstplan gemdf § 6a
KVdDL gemaf dieser Rahmenvereinbarung schriftlich
im Dienstvertrag vereinbart wird.

2. Gleifzeit mit Kernzeit gemaf § 5 KVdDL

Gleifzeit mit Kernzeit wird fur Sekretariatsfunktionen,
Wirtschafts- und Reinigungsmitarbeiter:innen verein-
bart, wenn der:die Dienstnehmer:in in Abstimmung
mif dem:der Dienstvorgesefzten innerhalb eines be-
stimmten Rahmens im Sinne des § 5 KVdDL die Arbeits-
zeif unter BerUcksichfigung der dienstlichen Erforder-
nisse und der persdnlichen Interessen festlegen und
verdndern kann.

2.1 Normalarbeitszeit (NAZ)

Die NAZ betragt im Durchschnitt taglich 7,5 Stunden
und woéchentlich 37,5 Stunden, an einzelnen Tagen
kann die NAZ auf bis zu 10 Stunden und in einzelnen
Wochen auf bis zu 48 Stunden ausgedehnt werden.
Die Arbeitswoche betragt max. 5 Arbeitstage.

2.2 Gleitzeitperiode

Die Gleitzeitperiode betragt 4 Monate. Die Lage der
Gleitzeitperiode ist von Janner - April, Mai - August,
September — Dezember.

2.3 Gleitzeitrahmen

Der Gleitzeitrahmen ist Mo — Fr von 6.00 bis 19.00 Uhr
und am Sa von 6.00 bis 13.00 Uhr.

Innerhalb dieses Gleitzeitrahmens kénnen die Dienst-
nehmer:innen unter Einhaltung der Kernzeit den Be-
ginn und das Ende ihrer Arbeitszeit frei wahlen. Daru-
ber hinausgehende Arbeitszeiten missen angeordnet
oder im Einvernehmen zwischen dem:der Vorgesetz-
ten und dem:der Dienstnehmer:in vereinbart werden.
Zuschlagspflichtige Zeiten sollen nach Maéglichkeit
weitgehend vermieden werden.

2.4 Kernzeit

Die Kernzeit darf im Regelfall max. 60 % der fiktiven
NAZ umfassen, ist im Dienstvertrag festzulegen und
soll nach Méglichkeit zu zusammenhdngenden Diens-
ten flhren.

Fur die Besetzung von Offnungszeiten im Pfarrbiro®®)
kann ein woéchentlicher 80 %iger Kernzeitanteil ver-
einbart werden, damit der Dienstbetrieb gewdhrleistet

?8) Gemeint ist das Biro einer Pfarre oder einer Pfarr(teil)gemeinde.

ist. Wahrend der Kernzeit sind die Dienstnehmer:innen
anwesend, soweit die Abwesenheif nicht genehmigt ist
oder eine Dienstverhinderung vorliegt.

2.5 Fiktive Normalarbeitszeit

Die fiktive tagliche NAZ wird im Dienstvertrag festge-
halten, verteilt sich auf maximal 5 Werktage und ist
Grundlage fur die Berechnung von Arbeitszeit bei Ab-
wesenheit durch Urlaub, Krankheit, Pflege- oder Bil-
dungsfreistellung efc.

2.6 Zeitguthaben und Zeitdefizit

Bei Gleitzeit mit Kernzeit soll in der Gleitzeitperiode
das Zeitguthaben nicht mehr als das 2-fache Ausmafs
der im Dienstvertrag vereinbarten Wochenarbeitszeit
und das Zeitdefizit nicht mehr als das 1-fache Ausmafg
der im Dienstvertrag vereinbarten Wochenarbeitszeit
erreichen.

Am Ende der Gleitzeitperiode ist die Ubertragung ei-
nes Zeitguthabens bis zum 1-fachen Ausmafs der im
Dienstvertrag vereinbarten Wochenarbeitszeit ohne
Zuschlag (1:1) in die nachste Gleitzeitperiode még-
lich.

Ein allenfalls bestehendes Zeitdefizit wird in die
nachste Gleitzeitperiode Ubertragen.

2.7 Arbeitszeiten mit Zuschlag

Der Zuschlag betragt 50 % des auf die Arbeitsstunde
entfallenden Entgelts und gebuhrt fur Uberstunden.
Die Abgeltung von Uberstunden erfolgt in der Regel
in Form von Zeitausgleich (im Verhaltnis 1:1,5).
Uberstunden sind Dienststunden, die Gber die tagliche
und/oder woéchentliche NAZ iSd Abs 2.1 und/oder
Uber den taglichen Gleitzeitrahmen iSd Abs 2.3 und/
oder Uber das 2-fache Wochenanstellungsausmafs in
der Gleitzeitperiode und/oder das nicht in die nachste
Gleitzeitperiode Ubertragbare Zeitguthaben (1-fache
Wochenanstellung) am Ende der Gleitzeitperiode hi-
nausgehen. Uberstunden kumulieren nicht miteinan-
der, wohl aber gegebenenfalls mit dem Samstags-/
Sonntags-/Feiertagszuschlag, mit dem Nachtzu-
schlag und/oder einem Zuschlag aufgrund angeord-
neter tempordrer Abdnderung der Arbeitszeit. lhre
Anordnung erfolgt in der Regel in einer Dienstbespre-
chung. Die Genehmigung der am Monatsende in der
Dienstaufzeichnung ausgewiesenen Uberstunden er-
folgt durch die Bestatigung dieser durch den:die
Dienstvorgesetzte:n.

Der Zuschlag gebuhrt fur Samstag-, Sonn- und Feier-
tagsarbeit: fur Dienststunden an Samstagen nach
13.00 Uhr und fur Arbeiten an Sonn- oder gesetzlichen
Feiertagen.
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Ausgenommen von diesem Zuschlag sind Dienstneh-
mer:innen fur liturgische Dienste (zB Mesner:innen,
Organist:iinnen, Chorleiter:innen).

Der Zuschlag gebuhrt in der Nachf fur Dienststunden
zwischen 19.00 und 06.00 Uhr.

Der Zuschlag gebuhrt fur auf Anordnung temporar
abgednderte Arbeitstage; dasselbe gilt, wenn inner-
halb des Gleitzeitrahmens, aber aufierhalb der fikti-
ven NAZ Arbeitsstunden angeordnet werden.

Die Zeiten mit Zuschlag sind in der Dienstaufzeich-
nung gesondert zu vermerken.

Wenn aufgrund eigener Entscheidung des Dienstneh-
mers:der Dienstnehmerin Dienstpflichten zu einer zu-
schlagspflichtigen Zeit erledigt werden, die auch zu
einer nicht zuschlagspflichtigen Zeit erledigt werden
hatten kénnen, fallen keine Zuschlage an.

3. Gleitzeit ohne Kernzeit gemaf; § 6 KVdDL

Gleitzeit ohne Kernzeit wird vereinbart fur Dienstneh-
mer:innen, deren Aufgabenfeld eine variable Arbeits-
zeit ohne regelmdfiige verbindliche Anwesenheitszei-
ten erfordert oder erlaubt. In den Pfarren sind das
Sachbearbeiter:iinnen, Mesner:innen, Organist:iinnen,
Chorleiteriinnen und Totengréber:innen. Arbeitsbe-
ginn und -ende kénnen dabei innerhalb des verein-
barten Gleitzeifrahmens unter Berucksichtigung der
dienstlichen Erfordernisse und der persénlichen Inte-
ressen der Dienstnehmerin:des Dienstnehmers selbst
bestimmt werden.

3.1 Normalarbeitszeit

Die NAZ betrégt im Durchschnift tadglich 7,5 Stunden
und woéchentlich 37,5 Stunden, an einzelnen Tagen
kann die NAZ auf bis zu 10 Stunden und in einzelnen
Wochen auf bis zu 48 Stunden ausgedehnt werden.

3.2 Gleitzeitperiode

Die Gleitzeitperiode betragt 4 Monate. Die Lage der
Gleitzeitperiode ist in der Regel von Janner — April,
Mai — August und von September - Dezember.

Eine bis zu 12-monatige Gleitzeitperiode kann verein-
bart werden, wenn folgende Bedingungen gegeben
sind: stark schwankender Arbeitsanfall mit deutlichen
Arbeitsspitzen, periodische Arbeitsspitzen mit unter-
schiedlichem Rhythmus, stark projektorientierte Ar-
beitsweise. Dauer und Lage der Gleitzeitperiode es
sind im Dienstvertrag festzuhalten.

3.3 Gleitzeitrahmen

Der Gleitzeitrahmen fur Dienstnehmer:innen im Be-
reich Dienstleistung und Verwaltung ist Mo - Sa von
6.00 bis 22.00 Uhr, fur Dienstnehmer:innen im liturgi-
schen Dienst (Mesner:innen, Organist:innen, Chorlei-
ter:innen) Mo - So 6.00 bis 22.00 Uhr.

3.4 Fiktive Normalarbeitszeit

Die fiktive tagliche NAZ wird im Dienstvertrag festge-
halten und verteilt sich auf 5 Werktage, fur Dienstneh-
mer:innen im liturgischen Dienst (Mesner:innen, Orga-
nist:innen, Chorleiter:innen) kann diese auf 6 Wochen-

tage (inkl Sonntag) verteilt sein. Sie ist Grundlage fur
die Berechnung von Arbeitszeit bei Abwesenheift durch
Urlaub, Krankheif, Pflege- oder Bildungsfreistellung
efc.

3.5 Zeitguthaben und Zeitdefizit

Bei Gleitzeit ohne Kernzeit soll in der Gleitzeitperiode
das Zeitguthaben nicht mehr als das 2,5-fache Aus-
mafs der im Dienstvertrag vereinbarten Wochenar-
beitszeit und das Zeitdefizit maximal das 1-fache Aus-
mafy der im Dienstvertrag vereinbarten Wochenar-
beitszeit erreichen.

Am Ende der Gleitzeitperiode ist die Ubertragung ei-
nes Zeitguthabens bis zum 1-fachen Ausmafz der im
Dienstvertrag vereinbarten Wochenarbeitszeit ohne
Zuschlag (1:1) in die nachste Gleitzeitperiode még-
lich.

Ein allenfalls bestehendes Zeitdefizit wird in die
nachste Gleitzeitperiode Uberfragen.

3.6 Arbeitszeiten mit Zuschlag

Der Zuschlag betragt 50 % des auf die Arbeitsstunde
entfallenden Entgelts und gebihrt fir Uberstunden.
Die Abgeltung von Uberstunden erfolgt in der Regel
in Form von Zeitausgleich (im Verhaltnis 1:1,5).
Uberstunden sind Dienststunden, die Uber die tagliche
und/oder woéchentliche NAZ iSd Abs 3.1 und/oder
Uber den taglichen Gleitzeitrahmen iSd Abs 3.3 und/
oder Uber das 2,5-fache Wochenanstellungsausmaf
in der Gleitzeitperiode und/oder das nicht in die
ndchste Gleitzeitperiode Uberfragbare Zeitguthaben
(1-fache Wochenanstellung) am Ende der Gleitzeitpe-
riode es hinausgehen. Uberstunden kumulieren nicht
miteinander, wohl aber gegebenenfalls mit dem
Samstags-/Sonntags-/Feierfagszuschlag, mit dem
Nachtzuschlag und/oder einem Zuschlag aufgrund
angeordneter tempordrer Abdnderung der Arbeifs-
zeit. lhre Anordnung erfolgt in der Regel in einer
Dienstbesprechung.

Die Genehmigung der am Monatsende in der Dienst-
aufzeichnung ausgewiesenen Uberstunden erfolgt
durch die Bestatigung dieser durch den:die Dienstvor-
gesefzte:n.

Der Zuschlag gebuhrt fur Samstag-, Sonn- und Feier-
tagsarbeit: fur Dienststunden an Samstagen nach
13.00 Uhr und fur Arbeiten an Sonn- oder gesetzlichen
Feiertagen. Ausgenommen von diesem Zuschlag sind
Dienstnehmer:innen far liturgische Dienste (zB Mesner:
innen, Organist:inn/en, Chorleiter:innen).

Der Zuschlag gebuhrt in der Nachft fur Dienststunden
zwischen 22.00 und 6.00 Uhr.

Der Zuschlag gebuhrt fur auf Anordnung temporar
abgednderte Arbeitstage; dasselbe gilt, wenn inner-
halb des Gleitzeitrahmens, aber aufierhalb der fikti-
ven NAZ Arbeitsstunden angeordnet werden.

Die Zeiten mit Zuschlag sind in der Dienstaufzeich-
nung gesondert zu vermerken.

Wenn aufgrund eigener Entscheidung des Dienstneh-
mers:der Dienstnehmerin Dienstpflichten zu einer zu-
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schlagspflichtigen Zeit erledigt werden, die auch zu
einer nicht zuschlagspflichtigen Zeit erledigt werden
hatten kénnen, fallen keine Zuschlage an.

4. Arbeif nach Dienstplan gemdafs § 6a KVdDL

Arbeit nach Dienstplan kann vereinbart werden fur
Raumpfleger:iinnen und fur pfarrliche Dienstnehmer:
innen, deren Arbeitszeit auf Grund der Eigenart ihrer
Aufgabe regelmdafig von den Ublichen Tagesarbeits-
zeifen abweichen bzw bei wechselnder Lage der Ar-
beitszeit.

Der Dienstplan muss mindestens zwei Wochen vor der
jeweiligen Arbeitswoche bekannt sein.

4.1 Normalarbeitszeit

Die NAZ betrégt im Durchschnift taglich 7,5 Stunden
und wochentlich 37,5 Stunden, an einzelnen Tagen
kann die NAZ auf bis zu 9,5 Stunden und in einzelnen
Wochen auf bis zu 42 Stunden ausgedehnt werden.
Die wochentliche Arbeitszeit wird auf 5 Tage verteilt,
in maximal 26 Wochen pro Jahr ist eine Aufteilung
auf 6 Arbeitstage moglich.

4.2 Durchrechnungszeitraum

Der Durchrechnungszeitraum betrégt maximal 4 Mo-
nate. Die Lage des Durchrechnungszeitraums ist in
der Regel von Janner - April, Mai — August, September
— Dezember. Im Einzelfall kann die Lage des Durch-
rechnungszeitraumes anders vereinbart werden. Sie
muss dann im Dienstvertrag festgehalten werden.

4.3 Fiktive Normalarbeitszeit

Die fiktive tagliche NAZ ist der Dienstplan, sie ist
Grundlage fur die Berechnung von Arbeitszeit bei Ab-
wesenheit durch Urlaub, Krankheit, Pflege- oder Bil-
dungsfreistellung etc

4.4 Zeitguthaben und Zeitdefizit

Bei Arbeit nach Dienstplan soll im Durchrechnungs-
zeitraum an jedem Monatsende das Zeitguthaben
nicht mehr als das 2-fache Ausmaf der im Dienstver-
trag vereinbarten Wochenarbeitszeit und das Zeitde-
fizit maximal das 1-fache Ausmaf der im Dienstver-
trag vereinbarten Wochenarbeitszeit erreichen.

Am Ende des Durchrechnungszeitraumes ist die Uber-
tragung eines Zeitguthabens bis zum 1-fachen Aus-
mafy der im Dienstvertrag vereinbarten Wochenar-
beitszeit ohne Zuschlag (1: 1) in den ndchsten Durch-
rechnungszeitraum maéglich.

Ein allenfalls bestehendes Zeitdefizit wird in den
ndchsten Durchrechnungszeitraum Ubertragen.

4.5 Arbeitszeiten mit Zuschlag

Der Zuschlag betragt 50 % des auf die Arbeitsstunde
entfallenden Entgelts und gebdihrt far Uberstunden.
Die Abgeltung von Uberstunden erfolgt in der Regel
in Form von Zeitausgleich (im Verhdltnis 1:1,5).
Uberstunden sind Dienststunden, die Uber die tagliche
und/oder woéchentliche NAZ iSd Abs 4.1 und/oder
Uber das 2-fache Wochenanstellungsausmafs im

Durchrechnungszeitraum und/oder tber das 1-fache
Wochenanstellungsausmafs am Ende des Durchrech-
nungszeitraumes hinausgehen. Uberstunden kumu-
lieren nicht miteinander, wohl aber gegebenenfalls
mit dem Samstags-/Sonntags-/Feiertagszuschlag,
mit dem Nachtzuschlag und/oder einem Zuschlag
aufgrund kurzfristig angeordneter tempordrer Abén-
derung der Arbeitszeif. lnre Anordnung erfolgt in der
Regel in einer Dienstbesprechung. Die Genehmigung
der am Monatsende in der Dienstaufzeichnung aus-
gewiesenen Uberstunden erfolgt durch die Bestéti-
gung dieser durch den:die Dienstvorgesetzte:n.

Der Zuschlag gebuhrt fur Samstag-, Sonn- und Feier-
tagsarbeit: fur Dienststunden an Samstagen nach
13.00 Uhr und fur Arbeiten an Sonn- oder gesetzlichen
Feiertagen. Ausgenommen von diesem Zuschlag sind
Dienstnehmer:innen fur liturgische Dienste (zB Mesner:
innen, Organist:inn/en, Chorleiter:innen).

Der Zuschlag gebuhrt in der Nacht fur Dienststunden
zwischen 20.00 und 6.00 Uhr.

Der Zuschlag gebuhrt fur kurzfristig angeordnete ab-
gednderte Arbeitstage/-zeiten.

Die Zeiten mit Zuschlag sind in der Dienstaufzeich-
nung gesondert zu vermerken.

Wenn aufgrund eigener Entscheidung Dienstpflichten
zu einer zuschlagspflichfigen Zeit erledigf werden, die
auch zu einer nicht zuschlagspflichfigen Zeit erledigt
werden hatten kénnen, fallen keine Zuschladge an.

5. Einsichtsrecht des Zentralbetriebsrats der Di6zese
Linz

Der Zentralbetriebsrat der Didézese Linz kann die im
Fachbereich Verwaltung in Pfarren oder bei den Ver-
waltungsvorstdnden aufliegenden Dienstvertrage von
Dienstnehmer:innen, die nicht von einem Betriebsrat
vertreten werden, einsehen.

6. Ruhepausen

Betragt die Gesamtdauer der Tagesarbeitszeit mehr
als sechs Stunden, so ist die Arbeitszeit durch eine Ru-
hepause von mindestens einer halben Stunde zu un-
terbrechen. Dauer und Lage der Pausen sind in den
Arbeitszeitaufzeichnungen zu dokumentieren, aufer
es wird ein Zeitraum definiert, innerhalb dessen es
den Mitarbeiter:innen Uberlassen ist, die Pausen zu
nehmen.

Fiar Ruhepausen gebulhrt kein Entgelt. Die Mitarbeiter:
innen haben aber die Méglichkeit, am Vormittag und
am Nachmittag ihre Arbeit zum Konsum eines kleinen
Imbisses oder einer Erfrischung kurz zu unterbrechen,
ohne dass ihr Entgelt geschmalert wird.

7. Arztzeiten
Bei Arzt- oder Behdérdenbesuchen erfolgt die Anrech-
nung von fiktiver NAZ nach Mafkgabe folgender Be-
stimmungen:
Arzt- und Behérdenbesuche u dgl, sind tunlichst in der
Freizeit (insbesondere bei Teilzeit) zu erledigen. Ist dies
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nicht méglich oder zumutbar, wird die Abwesenheits- beitszeit anschliefst. Die Anrechnung erfolgt unabhén-
zeit (inkl allenfalls notwendiger Wegzeiten) innerhalb gig davon, ob an dem betreffenden Tag Arbeitszeiten
der fiktiven NAZ als Arbeitszeit angerechnet, wenn Uber die fiktive NAZ hinaus anfallen.

an die Abwesenheitszeit davor und/oder danach Ar-

ANHANG 5
KRITERIEN FUR DIE FUNKTIONSZULAGE DER LEITER:INNEN EINER ORGA-
NISATIONSEINHEIT MIT ORTLICHER ODER TEILWEISE REGIONALER BE-
DEUTUNG (ZWISCHENFUHRUNGSFUNKTIONEN) GEMASS § 29 ABS 4

KVDDL
Fur Zwischenfuhrungsfunktionen gebuhrt Leiter:innen a. Die (Zwischen-)Fuhrungsfunktion ist infern und ex-
einer Organisationseinheit mit értlicher oder teilweise tern sichtbar und wirksam.
regionaler Bedeutung in G7 bei Zutreffen der nachfol- b. Die Funktion umfasst personelle, finanzielle und in-
genden Kriterien eine Funktionszulage in der Hohe haltliche (Teil-)Verantwortung.

von 50 % der Differenz auf G8: c. Die Funktion ist auf Dauer (und nicht vertretungs-

weise) Ubertragen.
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ANHANG 6
KRITERIEN UND MODALITATEN FUR DIE EINSTUFUNG VON SEKRETA-
RIATSFUNKTIONEN GEMASS § 29 ABS 5 KVDDL

1. Sekretéar:in

Allgemeine Voraussetzung ist eine kaufmdnnische
Qualifikation gemafk Funktionsbeschreibung. Die Ein-
stufung erfolgt in G3.

2. Fachsekretar:in

Die Einstufung erfolgt in G4, sofern der:die Dienstneh-
mer:in eine mindestens zweijdhrige einschldgige ad-
ministrative Berufserfahrung’) vorweisen kann und
zusatzlich mindestens drei der genannten Merkmale
far die aktuelle Tatigkeit zutreffen:

a. Selbsténdige Korrespondenz (auch mit externen
Stellen)

b. Sachbearbeiter:innenaufgaben im Ausmaf von 30
- 50% (zB Buchhaltungs- oder Personalverwal-
tungsaufgaben, Hausverwaltung, Datenbankbe-
treuung, Homepagewartung, Veranstaltungsorga-
nisafion, Graberverwaltung, Verwaltungsaufgaben
far Kindergdrten ...)

c. Verantwortliche Abwicklung des Zahlungsverkehrs

d. Fachliche Unterweisung und Betreuung (zB als
Key-User:in fur Gerate oder Programme) von
haupt- und/oder ehrenamtlichen Dienstnehmer:
innen

e. Besonders anspruchsvolle Aufgaben, fir die spe-
zielle Fachkenntnisse erforderlich sind (zB Fremd-
sprachenkorrespondenz, (Ein-)Schulungstatigkei-
ten, spezifische Fachaufgaben)

f. Sekretarielle Betreuung von mehreren Funkfions-
tradger:innen oder Organisationseinheiten

Die Prufung und Entscheidung darliber, ob mindes-
tens drei Merkmale erfullf sind, erfolgt durch den:die
zustaindige Fachbereichsleiter:iin in  Zusammenwir-
kung mit dem:der betroffenen Dienstnehmer:in und
seinem:seiner bzw ihrem:ihrer Vorgesetzten'®). Wird
die Hoherstufung abgelehnt, kann der:die Dienstneh-
mer:in die Prufung der Funkfionsbewertungskommis-
sion zur endgulfigen Entscheidung vorlegen.

Bei einer negativen Entscheidung kann nach einer
Verdnderung der Aufgaben eine erneute Prifung er-
folgen.

3. Bluroassistent:in

Die Einstufung erfolgt in G5, sofern der:die Dienstneh-
mer:in eine mindestens zweijdhrige einschlédgige ad-
ministrative Berufserfahrung®®?) vorweisen kann.

Die Funktion als Buroassistent:in setzt voraus, dass zu
den Aufgaben als Fachsekretar:in (siehe Pkt 2. a-f)
50 bis 70 % Sachbearbeiter:innentatigkeit hinzukom-
men.

Die Einstufung erfolgt bei Bedarf auf Basis einer Funk-
tionsbeschreibung durch die Funktionsbewertungs-
kommission.

#9) Lehr- und Ausbildungszeiten sowie Ferialarbeiten vor dem vollendeten 18. Lebensjahr gelten nicht als einschldgige Berufserfahrung. Es be-

darf einer mindestens zweijéhrigen Vorerfahrung einer Beschdéftigung

Uber der Geringflgigkeitsgrenze.

100) Fiir Dienstnehmer:innen in Pfarren erfolgt die Priifung und Entscheidung durch die:den Vorgesetzte:n am Dienstort in Zusammenwirken mit
dem:der betroffenen Dienstnehmer:in, in den Pfarren vor der Pfarrstrukturreform der Katholischen Kirche OO zusdtzlich in Abstimmung mit dem

Fachbereich Verwaltung in Pfarren.

101) | ehr- und Ausbildungszeiten gelten nicht als einschidgige Berufserfahrung. Es bedarf einer mindestens zweijéhrigen Vorerfahrung einer

Beschdéftigung Uber der Geringflgigkeitsgrenze.
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ANHANG 7
MUSTERVEREINBARUNG

Praktikum im Rahmen einer Ausbildung oder einer beruflichen Orientierungsphase

PRAKTIKUMSVERTRAG

gemadRk § 1 Abs 4 Funote 4 KVdDL

Dienstgeber:in: Ditzese Linz
Herrenstrafke 19, 4020 Linz

Dienstnehmer:in: (Name)
(Adresse)
Staatsangehdérigkeit
SV-Nr:

1. Dauer

Das Dienstverhaltnis beginnt am xxx und wird befristet bis xxx abgeschlossen. Das befristete Dienstverhalt-
nis endetf durch Fristablauf oder kann von beiden Teilen unter Einhaltung der Kindigungsfrist gemaf Pkt 3
gekundigt werden. Eine Verlédngerung Uber das Fristende hinaus bedarf einer einvernehmlichen Verein-
barung zwischen den Vertragsparteien.

2. Probezeit
O Im Sinn eines Probemonats kann auch dieses, nicht langer als einen Monat dauernde Dienstverhdltnis
von beiden Seiten jederzeit ohne Angabe von Grinden geldst werden.
O Der erste Monat gilt als Probemonat, wahrend dessen das Dienstverhdltnis von beiden Seiten jederzeit
ohne Angabe von Grinden gelést werden kann.
O Ein Probemonat ist nicht vereinbart.

3. Kundigung
Das befristete Dienstverhdlinis kann von beiden Seiten unter Einhaltung der gesefzlichen Kindigungsfrist
gemaf § 20 Abs 2, 3 und 4 Safz 1 AngG zu jedem Monatsletzten gekindigt werden. Kindigungen mussen
bei sonstiger Rechtsunwirksamkeit schriftlich erfolgen.

4, Dienstverwendung
Die Anstellung erfolgt als: Praktikant:in.
Die Tatigkeit umfasst insbesondere folgende Aufgaben:

5. Dienstvorgesetzte:r

Lol oo 1=l (o [=Y 2= 1 ) PSR

LU oY1 o o
6. Dienstort

200 1 =Y31=
7. Kollektive Rechtsnormen

Fur das Dienstverhaltnis findet der Kollektivvertrag der Diézese Linz (KVdDL) nur so weit Anwendung, als
der Geltungsbereich in diesem Dienstvertrag ausdrucklich vereinbart ist (vgl § 1 Abs 4 KVdDL). Es gelten
folgende, fur den:die Dienstnehmer:in zutreffenden, zwischen Zentralbetriebsrat und Didzese abgeschlos-
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10.

11.

12.1

12.2

13.

senen Betriebsvereinbarungen in der jeweils geltenden Fassung:

.Dienstfahrten und Reisekosten gemaf § 42 KVdDL", ,,Datenschutz”, ,Elektronische Zeiterfassung”.

Der Kollektivvertrag und die zutreffenden Betriebsvereinbarungen sind in der jeweils aktuellen Fassung im
Mitarbeiter:innen-Portal einseh- bzw abrufbar.

Vordienstzeiten und Stichtage
Aufgrund der Nichtanwendbarkeit des Kollekfivvertrags der Didzese Linz entfdllf eine Vordienstzeitenan-
rechnung.

Einstufung

Schiler:innen (idR einer hoheren berufsbildenden Schule) erhalten das vergleichbare Lehrlingseinkom-
men der letzten positiv absolvierten Schulstufe; sonstige Praktikant:innen (zB Studierende) erhalten bis
zu 3 Monate und mindestens 225 absolvierte Praxisstunden Lehrlingsentschadigung im 4. Lehrjahr, da-
nach (ab dem 4. Monat und mehr als 225 nachgewiesenen Praxisstunden) G1/1.

Entlohnung
Das monatliche Brutfogehalt betréigt gemafk § 38 KVdDL:

Lehrlingseinkommen x. Lehrjahr (xx %) € xx G1/1 (xx %) € xx

Neben den monatlichen Beziigen hat die Dienstnehmerin auch Anspruch auf Sonderzahlungen. Alle Ent-
geltzahlungen erfolgen monatlich im Nachhinein auf ein vom Dienstnehmer:von der Dienstnehmerin be-
kannt zu gebendes Bankkonfto.

Urlaub

Der Urlaubsanspruch betragt gemaf UrlG

O 5 Arbeitswochen

O 6 Arbeitswochen

und erhoht sich unter Anwendung von § 32b Abs 1 und ggf Abs 2 KVdDL.

Der anteilige Urlaubsanspruch von xx Arbeitstagen wird bis Befristungsende konsumiert.

Anstellungsausmafg
Die regelmdafkige woéchentliche Normalarbeitszeit betragt xx Stunden, das ist ein Beschaftigungsausmaf
von xx %.

Arbeitszeit
RV A=Y =Y o e T 5 Y21

Fur den Urlaub und fur Dienstverhinderungen gilt folgende fiktive Normalarbeitszeit (Sollzeit):
Mo/Di/Mi/Do/Fr/Sa (max. 5 Tage) xx Stunden (00:00-00:00 Uhr)

GemaR Didzesaner Betriebsvereinbarung Arbeitszeit und Anhang Didzese Linz gelten der Gleitzeifrahmen
.................... bis.................... Uhr sowie die .................... -monatige Gleitzeitperiode, der zum Monafts-
letzten im ..o endet, als vereinbart.

An einzelnen Tagen kann die Normalarbeitszeit bis zu 10 Stunden und in einzelnen Wochen bis zu 48 Stun-
den ausgedehnt werden. Das Zeitguthaben soll in der Gleitzeitperiode nicht mehr als das ....................
fache und das Zeitdefizit maximal das 1-fache Ausmaf der vereinbarten Wochenarbeitszeit erreichen.
Am Ende der Gleitzeitperiode ist die Ubertragung eines Zeitguthabens bis zum 1-fachen Ausmafs der im
Dienstvertrag vereinbarten Wochenarbeitszeit ohne Zuschlag (1:1) in die ndchste Gleitzeitperiode mog-
lich.

Fur die Leistung von Mehrarbeit oder Uberstunden gelten die jeweils geltenden Bestimmungen des KVdDL
und im jeweiligen Gelfungsbereich die entsprechenden Bestimmungen in der Betriebsvereinbarung Ar-
beitszeit mit Anhang.

SV-Tragerin und Mitarbeiter:innenvorsorgekasse

Das Dienstverhdlinis ist bei der Osterreichischen Gesundheitskasse (OGK), Gruberstrake 77, 4020 Linz ge-
meldet. Die Dienstgeberin leistet im Sinne des Betrieblichen Mitarbeiter- und Selbstédndigenvorsorgege-
setzes (BMSVG) sowie der entsprechenden diézesanen Betriebsvereinbarung ab xxx Beitrdge an folgende
Mitarbeiter:innenvorsorgekasse: Valida Plus AG, Mooslackengasse 12, 1190 Wien
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14.

15.

16.

Allgemeine Bestimmungen

Soweit sich aus diesem Dienstvertrag und den kollektiven Rechtsnormen nichts anderes ergibt, sind die Be-
stimmungen des Angestelltengesetzes (AngG) in der jeweils geltenden Fassung anzuwenden.
Anderungen dieses Vertrages bedurfen der Schriftform.

Sind einzelne Bestimmungen dieses Vertrages unwirksam, so wird dadurch die Wirksamkeit der Gbrigen
Vertragsteile nicht beruhrt.

Der:Die Dienstnehmer:in hat Anspruch auf die Ausfolgung einer Ausfertigung dieses Dienstvertrages.
Der zustandige Betriebsrat kann den Dienstvertrag im digitalen Personalverwaltungssystem einsehen.

Datenschutz

Dem Dienstnehmer:Der Dienstnehmerin stehen die Informationen Uber die Datenverarbeitung (,,Personal-
verwaltung”) gemdfk Artikel 13 DSGVO (Datenschutzgrundverordnung) im Mitarbeiter:innen-Portal zur
Verfligung.

Dienstverschwiegenheit gemaf; § 45 KVdDL

16.1 Der:die Dienstnehmer:in ist an das Dienstgeheimnis gebunden. Er:Sie ist somit verpflichtet, GUber alle
dienstlichen Angelegenheiten, soweit deren Geheimhaltung im Interesse der Dienstgeberin steht oder die
ausdrucklich als vertraulich bezeichnet worden sind, Verschwiegenheit zu bewahren. Dies gilt nicht fur
Mitteilungen, die berechtigterweise im Dienstverkehr von ihm:ihr verlangt werden, oder fur Tatsachen,
die offenkundig sind oder ihrer Bedeutung nach keiner Geheimhaltung beddrfen.

16.2 Die Verpflichtung zur Wahrung des Dienstgeheimnisses besteht auch nach Beendigung des Dienst-
verhdalfnisses weiter. Von dieser Verpflichtung kann nur die Dienstgeberin entbinden.

16.3 Der:die Dienstnehmer:in nimmt die Verpflichtungserkldrung im Anhang ausdricklich zur Kenntnis
und bestafigt mit der Unferschrift die Einhaltung derselben.

Ort, Datum Dienstnehmer:in/Praktikant:in
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VERPFLICHTUNGSERKLARUNG AUF DAS DATENGEHEIMNIS

gemafk § 6 DSG

Ich verpflichte mich zur Wahrung des Datengeheimnisses gemafk § 6 Datenschutzgesetz (DSG) in der geltenden
Fassung.

Weiters verpflichte ich mich, die Datenschufz- und Datensicherheitsvorschriften, unabhdngig davon, ob es sich
um gesetzliche Verpflichtungen oder betriebliche Anordnungen (Dienstverschwiegenheit) handelt, einzuhalten.

Dementsprechend habe ich

- Daten naturlicher und juristischer Personen (personenbezogene, aber auch wirtschaftliche oder steuerliche Da-
ten), die mir auf Grund meiner berufsmaRigen Beschdaftigung anvertraut oder (aus Datenanwendungen) zu-
gdnglich gemacht wurden, unbeschadet sonstiger Verschwiegenheitsverpflichtungen, geheim zu halten, soweif
kein rechtlich zul@ssiger Grund fir eine Ubermittlung dieser Daten besteht.
Diese Daten durfen nur auf Grund einer ausdricklichen Anordnung meiner Dienstgeberin, vertreten durch den/
die Dienstvorgesetzte/n, weitergegeben bzw. Gbermittelt werden!

- andere dienstliche Bestimmungen tber den Datenschutz und die Datensicherheit ebenfalls zu beachten (zB § 45
Kollektivvertrag der Didzese Linz, Betriebsvereinbarung Datenschutz).

- Daten zu keinem anderen als dem zum rechtmdfigen Aufgabenvollzug gehérenden Zweck zu verwenden.

- das Datengeheimnis und gegensténdliche Verpflichtungen auch nach der Beendigung meines Arbeits-/Dienst-
Verhdltnisses bzw. bei einem Wechsel meines Dienststellenbereiches einzuhalten.

Ein VerstoRs gegen diese Geheimhaltungspflicht kann mit strafrechtlichen Folgen gemafs § 63 DSG bzw. einer Ver-
waltungsstrafe gemdk § 62 DSG bedroht sein, arbeitsrechtliche Folgen haben (z.B. meine Entlassung aus dem
kirchlichen Dienst) und zudem schadenersatzpflichtig machen.

(Ort und Datum) (Unterschrift)

Fur Auskunfte in Datenschuftzangelegenheiten ist die Fa. x-tenfion Informationstechnologie GmbH, 4600 Wels,
Friedhofstrafse 57, als externe Datenschufzreferenfin der Didzese Linz zustdndig. Konfakfieren Sie dazu daten-
schutz@dioezese-linz.at.

— 45—


mailto:datenschutz@dioezese-linz.at
mailto:datenschutz@dioezese-linz.at

ANHANG 8
DURCHFUHRUNGSBESTIMMUNG EINSTUFUNG JURIST:INNEN MIT DIO-
ZESANEN UND HOHEITLICHEN AUFGABEN IN G8 GEMASS § 37 KVDDL

(1) Die Einstufung als Jurist:in erfolgt zun&chst fur die
Dauer von 2 Dienstjahren gemaf § 37 KVdDL in G7.

(2) Fur die Tatigkeit im Fachbereich Immobilien, Recht
und Bauen sind einerseits das abgeschlossene Stu-
dium der Rechtswissenschaften als auch andererseits
Kenntnisse im Kirchenrecht die grundlegenden Anfor-
derungen.

(3) Ausschlieflich theoretische Kenntnisse im Kirchen-
recht, die im Rahmen des Rechtswissenschaftsstu-
diums oder des Theologiestudiums bzw in Form eines
Zusatzstudiums erworben wurden, qualifizieren noch
nicht far die Einstufung in G8.

(4) Die praktische Auseinandersetzung mit dem Kir-
chenrecht bei der laufenden Bearbeitung von Rechfs-
fallen ist eine Voraussetzung fur die Einstufung in G8.
Es wird aufgrund bisheriger Erfahrungen ein Zeitraum
von 2 Jahren angenommen, um die relevanten Kennt-
nisse im universalen Kirchenrecht und im Partikularkir-
chenrecht der Diézese Linz und der Osterreichischen
Bischofskonferenz zu erwerben. Eine einschlagige
Vorerfahrung und berufliche Praxis kann bericksich-
tigt werden.

(5) Ein inferner Lehrgang oder eine Prifung zur Qua-
lifizierung ist nicht vorgesehen. Die fur die Arbeit als

Jurist:in mit didézesanen und hoheitlichen Aufgaben
erforderlichen Kenntnisse werden durch die Befas-
sung mift konkreten Rechtsfallen in den unterschiedli-
chen Aufgabengebieten des Teams Recht und Liegen-
schaften erworben, sodass eine stufenweise Erweite-
rung der einschlagigen rechtlichen Kenntnisse ge-
wdahrleistet ist. Es handelt sich dabei um eine aus-
schlieflich interne, praxisorientierte Ausbildung.

(6) Der Erwerb der Kenntnisse erfolgt weiters einerseits
durch den regelmdfigen Austausch mit dem:der
Dienstvorgesefzten bzw mit den bereits erfahrenen
Kolleg:innen und andererseits durch die Zugrundele-
gung dhnlich gelagerter Sachverhalte als Orientie-
rung bei der Lésung weiterer Fragestellungen. We-
senflich zum Erwerb der Kenntnisse ist auch die lau-
fende Befassung mit dem Kirchenrecht in Literatur
und Judikatur sowie den einschladgigen Statuten.

(7) Die Entscheidung darlber, dass das erforderliche
Wissen im Kirchenrecht erworben wurde, erfolgt durch
den:die zustdndige:n Fachbereichsleiter:in in Abstim-
mung mit dem:der Teamleiter:in und im Zusammen-
wirken mit dem:der betroffenen Dienstnehmer:in. Wird
die Hoherstufung abgelehnt, kann der:die betroffene
Dienstnehmer:in die Funktionsbewertungskommission
mif der endgultigen Entscheidung befassen.
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ANHANG 9
DURCHFUHRUNGSBESTIMMUNG ARBEITSWEISE UND KOMPETENZEN DER
FUNKTIONSBEWERTUNGSKOMMISSION GEMASS § 29 ABS 2 KVDDL

(1) Die Funktionsbewertungskommission (FBK) tritt
mindestens quartalsweise zusammen, sofern Bedarf
besteht, auch ofter.

(2) Vorgangsweise ,Klarung und Entscheidung von
strittigen Einreihungen” (§ 29 Abs 2 KVdDL):

2.1 Noch bevor anhand des Punktekatalogs im Funk-
tionsbewertungssystem eine neue oder strittige Funk-
tion, fur die eine aktuelle Funktionsbeschreibung der
FBK vorgelegt wurde, bewertet wird, ist diese in fol-
gender Weise zu prufen:

a) Gibt es im Verwendungsgruppenschema eine
sachlich gerechtfertigte (ann&hernd) gleichwertige
Funktion?

b) Wurde die Zuordnung der Funktion in eine héhere
oder niedrigere Verwendungsgruppe nach § 37
KVdDL zu einer unplausiblen hierarchischen Einord-
nung fuhren?

2.2 Die FBK legt nach einer Diskussion und dem Aus-
tausch der Argumente funlichst einvernehmlich fest,
wie die weitere Vorgangsweise sein wird:

a) Es erfolgt keine Bepunktung. Makgebliche Uberle-

gungen und Argumente in der Diskussion sowie die
vereinbarte Vorgangsweise werden dokumentiert.

Oder:

b) Fir einen der nachsten Termine werden in die FBK
die gemafs § 29 Abs 2 KVdDL vorgesehenen Auskunfts-
personen eingeladen. Es erfolgt eine Bepunktung, de-
ren Ergebnis bindend ist.

c) Kommt es zu keiner Einigung Uber die weitere Vor-
gangsweise, wird die KV-Kommission damit befasst.

2.3 Dem:der Einreicher:in gegenuber wird die taf-
sdchliche Festlegung oder Beibehaltung der Verwen-
dungsgruppe mitgeteilt.

2.4 Der Stichtag fur eine allfallige beschlossene Um-
stufung ist der Monatserste, der auf die Bewertung in
der FBK folgt.

2.5 Eine allfallige Neuzuordnung einer Funktion im
Verwendungsgruppenschema erfolgt mit der Textfas-
sung zum ndchsten Jahresbeginn.

(3) Die Kollektivvertragskommission kann dartber hi-
naus der FBK Themen zuweisen und deren Bearbei-
tung in Auftrag geben. Diesbezluglich erforderliche
Enfscheidungen werden in der KV-Kommission gefrof-
fen.
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ANDERUNGEN ZUM KOLLEKTIVVERTRAG
DER DIOZESE LINZ

Anderungen zum 1.1.2026

(sofern nicht anders angegeben)

Fur die Beschaftigten der Didzese Linz (§ 38 KVdDL)
werden die Gehalter im Kollektivvertrag 2026 um
2,75 Prozent erhéht und auf ganze Euro aufgerundet.

Ebenso um 2,75 Prozent erhéht werden alle valorisier-
baren IstGehaltsbestandsteile (ausgenommen DRAZL)
sowie der Pensionskassenbeitrag und der Stundensatz
far die Abgeltung der Rufbereitschaft in der Kranken-

hausseelsorge (§ 39 KVdDL) angehoben.

§ 38 Gehaltstabelle

Stufe G1 G2 G3 G4
1 2.207 2.481 2.742 2.936
2 2.239 2.526 2.802 3.008
3 2.273 2.575 2.863 3.087
4 2.307 2.619 2.922 3.162
5 2.345 2.666 2.985 3.239
6 2.376 2.712 3.043 3.313
7 2.406 2.756 3.107 3.391
8 2.446 2.805 3.164 3.467
9 2.475 2.851 3.225 3.544

10 2.515 2.895 3.291 3.618

11 2.543 2.944 3.347 3.698

12 2.577 2.989 3.409 3.773

13 2.614 3.037 3.468 3.846

14 2.642 3.085 3.533 3.927

Lehr-

Lehrjahr Ikiggms;i:r-]

€

L 879,00

2 1.082,00

B e 1.361,00

Qoo 1.631,00

Familienzuschuss (14X) .......cooviiiiiiiieiniinnnnn. 175,00

Zuschlag zum Familienzuschuss (14x) ............ 43,75

Rufbereitschaft fir Krankenhduser ................ 2,59

Fahrtkostenzuschuss gemaf § 20 KVdDL

Entfernung Kleines PPFKZ/ Grofses PP FKZ/
Dienstort-Wohn- Jahr Jahr
ort (km)
2-20 kein FKZ
240 €
Uber 20-40 120 €
Uber 40 180 € 360 €

Der Mittagessenzuschuss (gemdafk § 19 iVm § 39 KVdDL)
wird von 60,00 Euro auf 82,50 Euro im Monat (bei Voll-
zeitanstellung, aliquot bei Teilzeitbeschaftigung) an-
gehoben. Der Tageswert fur 15 fiktive Arbeitstage er-
hoht sich dadurch von 4,00 Euro auf 5,50 Euro.

Der Kollektivvertrag fritt mit 1. JaGnner in Kraft.

G5 Gé G7 G8 G9
3.153 3.426 3.797 4.236 4.769
3.233 3.511 3.903 4.366 4.929
3.314 3.599 4.012 4.501 5.087
3.395 3.692 4119 4.631 5.241
3.483 3.777 4.231 4.767 5.392
3.559 3.864 4.336 4.900 5.542
3.646 3.948 4.443 5.026 5.693
3.724 4.035 4.552 5.150 5.846
3.808 4126 4.661 5.279 5.997
3.891 4.206 4.769 5.399 6.150
3.972 4.301 4.877 5.522 6.301
4.052 4.389 4.987 5.649 6.456
4136 4.472 5.087 5.770 6.608
4212 4.561 5.186 5.900 6.760

Offi-Ticket-Bonus gemaf § 20a KVdDL

Kaufpreis Offi-Ticket* Offi-Ticket-Bonus / Jahr
bis € 300 210 €**
bis € 400 280 €
Uber € 400 330 €

* Jede Jahreskarte eines Verkehrsbetriebes, die zumindest am
Wohn- oder am Diestort gultig ist
** begrenzt mit den tatsdchlichen Kosten derJahreskarte

Mittagessenzuschuss (12X) ..........ccccevveeuneeennns. 82,50
Pensionskassenbeitrag 100 % (jahrl.) ............. 707,52
Kilometergeld fur PKW ...........oooeiiiiiiiiinne. 0,42
pro Mitfahrer:in ... 0,05
far Motorrad ..o 0,24
fUr Fahrrad ... 0,38
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Di6zese Linz

Dr. Manfred Scheuer Mag. Reinhold Prinz
Bischof Okonom

Osterreichischer Gewerkschaftsbund
Gewerkschaft GPA

Barbara Teiber, MA Mario Ferrari
Vorsitzende Bundesgeschaftsfuhrer

Wirtschaftsbereich Kirchen- und Religionsgemeinschaften

Christa Seidl-Raffl Mag. Andreas Laaber
Wirtschaftsbereichsvorsitzende Wirtschaftsbereichssekretar

Otto Marzinger
Verhandlungsleiter
Zentralbetriebsratfsvorsitzender

Osterreichischer Gewerkschaftsbund
Gewerkschaft GPA
Landesgeschaftsstelle Oberdsterreich

Wolfgang Gerstmayer Reinhard Gratzer, MAS
Landesgeschaftsfihrer Regionalsekretar Wirtschaftsbereich 19
Kirchen- und Religionsgemeinschaften

Linz, 17.12.2025
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MITGLIEDSANMELDUNG i cnfocn onine betreten

mitgliedwerden.gpa.at

Familienname Vorname Titel geb. TT.MM.JJJJ

Strafse, Hausnummer

M weiblich ] Angesrellfe:r M Lehrling M freier Dienstvertrag
B mannlich B Arbeiter:in B Schiler:in B geringfugig beschaftigt

Telefonnummer M divers/inter/offen M Zeitarbeitskraft M Student:in M Werkvertrag

E-Mail

Damit wir dich bei Kollektivvertragsverhandlungen richtig informieren kénnen, bitten wir um Angabe deines Dienstgebers und der genauen Branche.

Beschdaftigt bei Firma/Schule/Uni Branche Gehaltshéhe brutto GPA-Beitritt MM.JJJJ

Strake/Hausnummer der Firma/Schule/Uni

Der monatliche Mitgliedsbeitrag betragt 1 % des Brutfogehalts bis zu einem Maximalbeitrag, der jahrlich angepasst wird
(siehe www.gpa.at/mitgliedsbeitrag). Der Mitgliedsbeitrag ist steuerlich absetzbar.

Ich bezahle meinen Mitgliedsbeitrag durch: (Zutreffendes bitte ankreuzen)

[J SEPA LASTSCHRIFT-MANDAT (Bankeinzug)
Ich erméchtige die Gewerkschaft GPA, die Zahlungen meines
Mitgliedsbeitrages von meinem Konto mittels SEPA-Lastschrift Kontoinhaber:in
einzuziehen. Zugleich weise ich mein Kreditinstitut an, die von
der Gewerkschaft GPA auf mein Konto gezogene SEPA-Lastschriften
einzuldsen. Ich kann innerhalb von acht Wochen, beginnend mit
dem Belastungsdatum, die Erstaftung des belasteten Betrags
verlangen. Es gelten dabei die mit meinem Kreditinstitut vereinbarten
Bedingungen.

Der Einzug des Mitgliedsbeitrags erfolgt jeweils zum Monatsulfimo.

Wenn ich dem Betriebsabzug zugestimmt habe, diesen aber nicht

mehr winsche oder aus dem Betrieb ausscheide oder der Abzug

des Mitgliedsbeitrages Uber den Befrieb nicht mehr méglich ist,

ersuche ich die Zahlungsart ohne Rucksprache auf SEPA-Lastschrift

auf mein bekannt gegebenes Konto umzustellen. Ort/Datum/Unterschrift

BETRIEBSABZUG

Ich erkldre, dass mein Gewerkschaftsbeitrag durch meinen Arbeitgeber von meinem Gehalt/Lohn/Lehrlingseinkommen abgezogen wer-
den kann. Ich erfeile deshalb meine Einwilligung, dass meine im Zusammenhang mit der Beitragseinhebung erforderlichen personen-
bezogenen Daten (angegebene Daten und Gewerkschaftszugehorigkeit, Beitragsdaten, KV-Zugehorigkeit, Eintritts-/und Austrittsdaten,
Karenzzeiten, Prasenz-, Ausbildungs- und Zivildienstzeiten, Pensionierung und Adressdnderungen) von meinem Arbeitgeber und von der
Gewerkschaft verarbeitet werden durfen, wobei ich diese Einwilligung zum Betriebsabzug jederzeit widerrufen kann.

B ch willige ein, dass OGB, OGB Verlag und/oder VOGB mich telefonisch bzw. per elektronischer Post (§107 TKG) kontaktieren dirfen, um Gber
Serviceleistungen, etwa Aktionen fur Tickets, Bucher und Veranstaltungen zu informieren und sonstige Informationen zu Gbermitteln. Die Einwilli-
gung kann jederzeit widerrufen werden.

Ich bestatige, umseits stehende Datenschutzerklarung (auch abrufbar unter www.oegb.at/datenschutz) zur Kenntnis genommen zu haben.

Ort, Datum Unterschrift

ANGABEN ZUM WERBER/ZUR WERBERIN:

Familienname Vorname Mitgliedsnummer

#=7 Bitte die ausgefiillte Mitgliedsanmeldung beim Betriebsrat abgeben
oder in ein frankiertes Kuvert stecken und senden an: qpq
. Gewerkschaft GPA, Service Center, Alfred-Dallinger-Platz 1, 1030 Wien
Aktionscode vl CEWERKSCHAFT



DATENSCHUTZINFORMATION (online unter: www.oegb.at/datenschutz)

Der Schutz lhrer persdnlichen Daten ist uns ein besonderes Anlie-
gen. In dieser Datenschutzinformation informieren wir Sie Uber die
wichtigsten Aspekte der Datenverarbeitung im Rahmen der Mit-
gliederverwaltung. Eine umfassende Information, wie der Oster-
reichische Gewerkschaftsbund (OGB)/die Gewerkschaft GPA mit
lhren personenbezogenen Daten umgeht, finden Sie unter www.
oegb.at/datenschutz

Verantwortlicher fir die Verarbeitung lhrer Daten ist der Os-
terreichische Gewerkschaftsbund. Wir verarbeiten die umseits
von lhnen angegebenen Daten mit hoher Vertraulichkeit, nur far
Zwecke der Mitgliederverwaltung der Gewerkschaft und fir die
Dauer lhrer Mitgliedschaft bzw. solange noch Anspriche aus
der Mitgliedschaft bestehen kénnen. Rechtliche Basis der Daten-
verarbeitung ist lhre Mitgliedschaft im OGB/in der Gewerkschaft
GPA; soweit Sie dem Betriebsabzug zugestimmt haben, Ihre Einwil-
ligung zur Verarbeitung der dafur zusatzlich erforderlichen Daten.
Die Datenverarbeitung erfolgt durch den OGB/die Gewerkschaft
GPA selbst oder durch von diesem vertraglich beauftragte und
kontrollierte Auftragsverarbeiter. Eine sonstige Weitergabe der
Daten an Drifte erfolgt nicht oder nur mit lhrer ausdrucklichen
Zustimmung. Die Datenverarbeitung erfolgt ausschliefglich im
EU-Inland.

Ihnen stehen gegeniiber dem OGB/der Gewerkschaft GPA in
Bezug auf die Verarbeitung Ihrer personenbezogenen Daten die
Rechte auf Auskunft, Berichtigung, Loéschung und Einschrénkung
der Verarbeitung zu.

Gegen eine lhrer Ansicht nach unzulassige Verarbeitung lhrer
Daten kénnen Sie jederzeit eine Beschwerde an die 6sterreichische
Datenschutzbehérde (www.dsb.gv.at) als Aufsichtsstelle erheben.

Sie erreichen uns Uber folgende Kontaktdaten:

Gewerkschaft GPA

1030 Wien, Alfred-Dallinger-Platz 1
Tel.: +43 (0)5 0301

E-Mail: service@gpa.at

Osterreichischer Gewerkschaftsbund
1020 Wien, Johann-Béhm-Platz 1
Tel.: +43 (0)1 534 44-0

E-Mail: oegb@oegb.at

Unseren Datenschutzbeauftragten erreichen Sie unter:
datenschutzbeauftragter@oegb.at

MITMACHEN - MITREDEN - MITBESTIMMEN

] INTERESSENGEMEINSCHAFTEN DER GEWERK-
SCHAFT GPA bringen Menschen mit &hnlichen
I q Berufsmerkmalen zusammen. Zum Austauschen von
Erfahrungen und Wissen, zum Diskutieren von Prob-
lemen, zum Suchen kompetenter Lésungen, zum
v Durchsetzen gemeinsamer beruflicher Interessen.
Mit Ihrer persénlichen Eintragung in eine oder mehrere
berufliche Interessengemeinschaften

e erhalfen Sie mittels Newsletter regelmafig Informationen tGber
Anliegen, Aktivitaten und Einladungen fir |hre Berufsgruppe;

e erschlieen Sie sich Mitwirkungsméglichkeiten an Projekten,
Bildungsveranstaltungen, Kampagnen und anderen fiur lhre
Berufsgruppe mafsgeschneiderten Veranstaltungen;

e nehmen Sie von der Interessengemeinschaft entwickelte be-
rufsspezifische Dienstleistungen und Produkte in Anspruch
(Broschuren, Artikel, Umfragen, Webinar-Reihen und andere
Materialien);

e beteiligen Sie sich an demokratischen Direktwahlen |hrer be-
ruflichen Vertretung auf Bundesebene und nehmen dadurch
Einfluss auf die gewerkschaftliche Meinungsbildung und Ent-
scheidung.

Ndhere Infos dazu unter: www.gpa.at/interesse




KONTAKTADRESSEN
DER GPA

Service-Hotline: +43 (0)5 0301-301
E-Mail: service@gpa.at

GPA Service-Center
1030 Wien, Alfred-Dallinger-Platz 1

GPA Landesstelle Wien
1030 Wien, Alfred-Dallinger-Platz 1

GPA Landesstelle Niederosterreich
3100 St. Poélten, Gewerkschaftsplatz 1

GPA Landesstelle Burgenland
7000 Eisenstadt, Wiener Strake 7

GPA Landesstelle Steiermark
8020 Graz, Karl-Morre-Strafse 32

GPA Landesstelle Karnten
9020 Klagenfurt, Bahnhofstrafze 44/4

GPA Landesstelle Oberosterreich
4020 Linz, Volksgartenstrafze 40

GPA Landesstelle Salzburg
5020 Salzburg, Markus-Sittikus-Strake 10

GPA Landesstelle Tirol
6020 Innsbruck, Sudtiroler Platz 14-16

GPA Landesstelle Vorarlberg
6901 Bregenz, Reutegasse 11

apa

|
GEWERKSCHAFT




DAS
GEWERK-
SCHAFFEN

WIR!

OGB ZVR-Nr.: 576439352

Herausgeber: Gewerkschaft GPA, 1030 Wien, Alfred-Dallinger-Platz 1.
Medieninhaber und Hersteller: Verlag des Osterreichischen Gewerkschaftsbundes Ges.m.b.H., 1020 Wien, Johann-Béhm-Platz 1.
Verlags- und Herstellungsort Wien.

apa

v I MEINE
GEWERKSCHAFT

1030 Wien, Alfred-Dallinger-Platz 1, Telefon +43 (0)5 0301-301, Fax +43 (0)5 0301-300
www.gpa.at - E-Mail: service@gpa.at



	KV-Highlights
	Inhaltsverzeichnis
	Rahmenrechtlicher Teil
	1. Geltung (§§ 1–3)
	§ 1 Geltungsbereich
	§ 2 Geltungsdauer
	§ 3 Anwendung von Gesetzen

	2. Arbeitszeit (§§ 4–13a)
	§ 4 Normalarbeitszeit
	§ 4a Andere Verteilung der Normalarbeitszeit
	§ 5 Gleitzeit mit Kernzeit
	§ 6 Gleitzeit ohne Kernzeit
	§ 6a Arbeit nach Dienstplan
	§ 6b Arbeitszeitmodelle in Betrieben ohne Betriebsrat
	§ 7 Verbrauch von Zeitguthaben
	§ 8 Arbeitszeiten mit Zuschlag
	§ 9 Dienstfahrten
	§ 9a Ein- und mehrtägige Veranstaltungen
	§ 10 Repräsentationszeit
	§ 11 Rufbereitschaft
	§ 12 Verkürzung der Ruhezeit
	§ 13 Wochen(end)ruhe und Ersatzruhe

	3. Aus- und Weiterbildung (§§ 14–16)
	§ 14 Bildungsfreistellung
	§ 15 Aus- und Weiterbildung
	§ 16 Supervision

	4. Sozialleistungen (§§ 17–22b)
	§ 17 Zusatzurlaub für begünstigt behinderte Dienstnehmer:innen
	§ 18 Hilfe im Krankheitsfall
	§ 19 Mittagessenzuschuss
	§ 20 Fahrtkostenzuschuss
	§ 20a Öffi-Ticket-Bonus
	§ 21 Zusatzpension
	§ 22 Familienzuschuss
	§ 22a Erweiterter Familienzuschuss bei Teilzeitbeschäftigung
	§ 22b Familienzuschuss in Patchwork-Familien

	5. Dienstfreistellungen (§§ 23–25b)
	§ 23 Dienstfreie Tage
	§ 23a Dienstfreistellung aus sonstigen Anlässen (Sonderurlaub)
	§ 24 Unbezahlter Urlaub
	§ 24a Sabbatical
	§ 25 Bildungskarenz/Bildungsteilzeit und Freistellung unter Entfall der Bezüge
	§ 25a Familien- und Kinderzeiten
	§ 25b Freistellung und Arbeitszeitreduktion zur Betreuung und Begleitung kranker naher Angehöriger

	6. Entlohnung (§§ 26–39)
	§ 26 Fälligkeit der Bezüge
	§ 27 Gliederung der Bezüge
	§ 28 Sonderzahlungen
	§ 29 Dienstverwendung
	§ 30 Einstufung
	§ 31 Vordienstzeiten
	§ 32 Vorrückungen
	§ 32a Urlaubsstichtag, Stichtag für Kündigungsfrist und Entgeltfortzahlung im Krankheitsfall
	§ 32b Jahresurlaub
	§ 33 Stundenteiler
	§ 34 Treueprämie
	§ 35 Abfertigung
	§ 36 – aufgehoben
	§ 37 Verwendungsgruppenschema
	§ 38 Gehaltstabelle
	§ 39 Zulagen / Zuschüsse / Aufwandsersätze

	7. Sonstige Regelungen (§§ 40–49)
	§ 40 Dienstkleidung
	§ 41
	§ 42 Reisekosten
	§ 43 Mitteilungspflicht
	§ 44 Dienstverhinderung infolge Krankheit oder Unfall
	§ 45 Dienstverschwiegenheit
	§ 46 Nebenbeschäftigung
	§ 47 Vorübergehende Dienstverwendung / Versetzung
	§ 48 Geschenkannahme
	§ 49 Kündigungsfristen


	Anhänge
	Anhang 1 Erläuterungen zum Familienzuschuss (FZ) 
	Anhang 2 Durchführungsbestimmungen zum Sabbatical § 24a KVdDL
	Anhang 3 Musterdienstvertrag
	Dienstvertrag
	Verpflichtungserklärung auf das Datengeheimnis

	Anhang 4 Rahmenvereinbarung Arbeitszeit
	Anhang 5 Kriterien für die Funktionszulage der Leiter:innen einer Organisationseinheit mit örtlicher oder teilweise regionaler Bedeutung (Zwischenführungsfunktionen) gemäß § 29 Abs 4 KVdDL
	Anhang 6 Kriterien und Modalitäten für die Einstufung von Sekretariatsfunktionen gemäß § 29 Abs 5 KVdDL
	Anhang 7 Mustervereinbarung
	PRAKTIKUMSVERTRAG
	Verpflichtungserklärung auf das Datengeheimnis

	Anhang 8 Durchführungsbestimmung Einstufung Jurist:innen mit diözesanen und hoheitlichen Aufgaben in G8 gemäß § 37 KVdDL
	Anhang 9 Durchführungsbestimmung Arbeitsweise und Kompetenzen der Funktionsbewertungskommission gemäß § 29 Abs 2 KVdDL
	Änderungen zum Kollektivvertrag der Diözese Linz

	Mitgliedsanmeldung GPA
	Interessengemeinschaften GPA


<<
  /ASCII85EncodePages false
  /AllowTransparency false
  /AutoPositionEPSFiles true
  /AutoRotatePages /None
  /Binding /Left
  /CalGrayProfile (Dot Gain 20%)
  /CalRGBProfile (sRGB IEC61966-2.1)
  /CalCMYKProfile (U.S. Web Coated \050SWOP\051 v2)
  /sRGBProfile (sRGB IEC61966-2.1)
  /CannotEmbedFontPolicy /Error
  /CompatibilityLevel 1.4
  /CompressObjects /Tags
  /CompressPages true
  /ConvertImagesToIndexed true
  /PassThroughJPEGImages true
  /CreateJobTicket false
  /DefaultRenderingIntent /Default
  /DetectBlends true
  /DetectCurves 0.0000
  /ColorConversionStrategy /CMYK
  /DoThumbnails false
  /EmbedAllFonts true
  /EmbedOpenType false
  /ParseICCProfilesInComments true
  /EmbedJobOptions true
  /DSCReportingLevel 0
  /EmitDSCWarnings false
  /EndPage -1
  /ImageMemory 1048576
  /LockDistillerParams false
  /MaxSubsetPct 100
  /Optimize true
  /OPM 1
  /ParseDSCComments true
  /ParseDSCCommentsForDocInfo true
  /PreserveCopyPage true
  /PreserveDICMYKValues true
  /PreserveEPSInfo true
  /PreserveFlatness true
  /PreserveHalftoneInfo false
  /PreserveOPIComments true
  /PreserveOverprintSettings true
  /StartPage 1
  /SubsetFonts true
  /TransferFunctionInfo /Apply
  /UCRandBGInfo /Preserve
  /UsePrologue false
  /ColorSettingsFile ()
  /AlwaysEmbed [ true
  ]
  /NeverEmbed [ true
  ]
  /AntiAliasColorImages false
  /CropColorImages true
  /ColorImageMinResolution 300
  /ColorImageMinResolutionPolicy /OK
  /DownsampleColorImages true
  /ColorImageDownsampleType /Bicubic
  /ColorImageResolution 300
  /ColorImageDepth -1
  /ColorImageMinDownsampleDepth 1
  /ColorImageDownsampleThreshold 1.50000
  /EncodeColorImages true
  /ColorImageFilter /DCTEncode
  /AutoFilterColorImages true
  /ColorImageAutoFilterStrategy /JPEG
  /ColorACSImageDict <<
    /QFactor 0.15
    /HSamples [1 1 1 1] /VSamples [1 1 1 1]
  >>
  /ColorImageDict <<
    /QFactor 0.15
    /HSamples [1 1 1 1] /VSamples [1 1 1 1]
  >>
  /JPEG2000ColorACSImageDict <<
    /TileWidth 256
    /TileHeight 256
    /Quality 30
  >>
  /JPEG2000ColorImageDict <<
    /TileWidth 256
    /TileHeight 256
    /Quality 30
  >>
  /AntiAliasGrayImages false
  /CropGrayImages true
  /GrayImageMinResolution 300
  /GrayImageMinResolutionPolicy /OK
  /DownsampleGrayImages true
  /GrayImageDownsampleType /Bicubic
  /GrayImageResolution 300
  /GrayImageDepth -1
  /GrayImageMinDownsampleDepth 2
  /GrayImageDownsampleThreshold 1.50000
  /EncodeGrayImages true
  /GrayImageFilter /DCTEncode
  /AutoFilterGrayImages true
  /GrayImageAutoFilterStrategy /JPEG
  /GrayACSImageDict <<
    /QFactor 0.15
    /HSamples [1 1 1 1] /VSamples [1 1 1 1]
  >>
  /GrayImageDict <<
    /QFactor 0.15
    /HSamples [1 1 1 1] /VSamples [1 1 1 1]
  >>
  /JPEG2000GrayACSImageDict <<
    /TileWidth 256
    /TileHeight 256
    /Quality 30
  >>
  /JPEG2000GrayImageDict <<
    /TileWidth 256
    /TileHeight 256
    /Quality 30
  >>
  /AntiAliasMonoImages false
  /CropMonoImages true
  /MonoImageMinResolution 1200
  /MonoImageMinResolutionPolicy /OK
  /DownsampleMonoImages true
  /MonoImageDownsampleType /Bicubic
  /MonoImageResolution 1200
  /MonoImageDepth -1
  /MonoImageDownsampleThreshold 1.50000
  /EncodeMonoImages true
  /MonoImageFilter /CCITTFaxEncode
  /MonoImageDict <<
    /K -1
  >>
  /AllowPSXObjects false
  /CheckCompliance [
    /None
  ]
  /PDFX1aCheck false
  /PDFX3Check false
  /PDFXCompliantPDFOnly false
  /PDFXNoTrimBoxError true
  /PDFXTrimBoxToMediaBoxOffset [
    0.00000
    0.00000
    0.00000
    0.00000
  ]
  /PDFXSetBleedBoxToMediaBox true
  /PDFXBleedBoxToTrimBoxOffset [
    0.00000
    0.00000
    0.00000
    0.00000
  ]
  /PDFXOutputIntentProfile ()
  /PDFXOutputConditionIdentifier ()
  /PDFXOutputCondition ()
  /PDFXRegistryName ()
  /PDFXTrapped /False

  /CreateJDFFile false
  /Description <<

    /BGR <>
    /CHS <FEFF4f7f75288fd94e9b8bbe5b9a521b5efa7684002000410064006f006200650020005000440046002065876863900275284e8e9ad88d2891cf76845370524d53705237300260a853ef4ee54f7f75280020004100630072006f0062006100740020548c002000410064006f00620065002000520065006100640065007200200035002e003000204ee553ca66f49ad87248672c676562535f00521b5efa768400200050004400460020658768633002>
    /CHT <FEFF4f7f752890194e9b8a2d7f6e5efa7acb7684002000410064006f006200650020005000440046002065874ef69069752865bc9ad854c18cea76845370524d5370523786557406300260a853ef4ee54f7f75280020004100630072006f0062006100740020548c002000410064006f00620065002000520065006100640065007200200035002e003000204ee553ca66f49ad87248672c4f86958b555f5df25efa7acb76840020005000440046002065874ef63002>
    /CZE <>
    /DAN <>
    /DEU <>
    /ESP <>
    /ETI <>
    /FRA <>
    /GRE <>

    /HRV (Za stvaranje Adobe PDF dokumenata najpogodnijih za visokokvalitetni ispis prije tiskanja koristite ove postavke.  Stvoreni PDF dokumenti mogu se otvoriti Acrobat i Adobe Reader 5.0 i kasnijim verzijama.)
    /HUN <>
    /ITA <>
    /JPN <FEFF9ad854c18cea306a30d730ea30d730ec30b951fa529b7528002000410064006f0062006500200050004400460020658766f8306e4f5c6210306b4f7f75283057307e305930023053306e8a2d5b9a30674f5c62103055308c305f0020005000440046002030d530a130a430eb306f3001004100630072006f0062006100740020304a30883073002000410064006f00620065002000520065006100640065007200200035002e003000204ee5964d3067958b304f30533068304c3067304d307e305930023053306e8a2d5b9a306b306f30d530a930f330c8306e57cb30818fbc307f304c5fc59808306730593002>
    /KOR <FEFFc7740020c124c815c7440020c0acc6a9d558c5ec0020ace0d488c9c80020c2dcd5d80020c778c1c4c5d00020ac00c7a50020c801d569d55c002000410064006f0062006500200050004400460020bb38c11cb97c0020c791c131d569b2c8b2e4002e0020c774b807ac8c0020c791c131b41c00200050004400460020bb38c11cb2940020004100630072006f0062006100740020bc0f002000410064006f00620065002000520065006100640065007200200035002e00300020c774c0c1c5d0c11c0020c5f40020c2180020c788c2b5b2c8b2e4002e>
    /LTH <>
    /LVI <>
    /NLD (Gebruik deze instellingen om Adobe PDF-documenten te maken die zijn geoptimaliseerd voor prepress-afdrukken van hoge kwaliteit. De gemaakte PDF-documenten kunnen worden geopend met Acrobat en Adobe Reader 5.0 en hoger.)
    /NOR <>
    /POL <>
    /PTB <>
    /RUM <>
    /RUS <>
    /SKY <>
    /SLV <>
    /SUO <>
    /SVE <>
    /TUR <>
    /UKR <>
    /ENU (Use these settings to create Adobe PDF documents best suited for high-quality prepress printing.  Created PDF documents can be opened with Acrobat and Adobe Reader 5.0 and later.)
  >>
  /Namespace [
    (Adobe)
    (Common)
    (1.0)
  ]
  /OtherNamespaces [
    <<
      /AsReaderSpreads false
      /CropImagesToFrames true
      /ErrorControl /WarnAndContinue
      /FlattenerIgnoreSpreadOverrides false
      /IncludeGuidesGrids false
      /IncludeNonPrinting false
      /IncludeSlug false
      /Namespace [
        (Adobe)
        (InDesign)
        (4.0)
      ]
      /OmitPlacedBitmaps false
      /OmitPlacedEPS false
      /OmitPlacedPDF false
      /SimulateOverprint /Legacy
    >>
    <<
      /AddBleedMarks false
      /AddColorBars false
      /AddCropMarks false
      /AddPageInfo false
      /AddRegMarks false
      /ConvertColors /ConvertToCMYK
      /DestinationProfileName ()
      /DestinationProfileSelector /DocumentCMYK
      /Downsample16BitImages true
      /FlattenerPreset <<
        /PresetSelector /MediumResolution
      >>
      /FormElements false
      /GenerateStructure false
      /IncludeBookmarks false
      /IncludeHyperlinks false
      /IncludeInteractive false
      /IncludeLayers false
      /IncludeProfiles false
      /MultimediaHandling /UseObjectSettings
      /Namespace [
        (Adobe)
        (CreativeSuite)
        (2.0)
      ]
      /PDFXOutputIntentProfileSelector /DocumentCMYK
      /PreserveEditing true
      /UntaggedCMYKHandling /LeaveUntagged
      /UntaggedRGBHandling /UseDocumentProfile
      /UseDocumentBleed false
    >>
  ]
>> setdistillerparams
<<
  /HWResolution [2400 2400]
  /PageSize [612.000 792.000]
>> setpagedevice


